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Kurzfassung 

Mit einer Änderung der Umsatzsteuerrichtlinien 2000 wurde die bisherige Vorgehensweise bei der 

Trennung zwischen hoheitlichen, steuerlich unbeachtlichen Sachverhalten und 

privatwirtschaftlichen und damit steuerlich relevanten Tätigkeiten maßgeblich geändert. Dies 

führte bei österreichischen Universitäten zu erheblichen Änderungen in der bisherigen 

Ansichtsweise in Bezug auf die Besteuerung. Umsätze mussten auf mehrere Jahre zurück 

überprüft und gegebenenfalls nacherklärt werden. Da es sich bei Universitäten durch ihre Vielfalt 

an Tätigkeiten schwierig darstellt, diverse Umsätze auf ihre Steuerpflicht hin zu unterscheiden, 

besteht in diesem Bereich erheblicher Beratungsbedarf von Steuerberatungskanzleien. 

 

Ziel dieser Arbeit ist es daher, für die Rabel & Partner GmbH einen Leitfaden zu konzeptionieren, 

mit dessen Hilfe der Beratungsaufwand bei der umsatzsteuerlichen Beratung von Universitäten 

reduziert werden kann. Durch diesen Leitfaden soll eine einheitliche Basis für die Vorgehensweise 

bei der Beratung geschaffen werden. 

 

Zu Beginn der Arbeit wird die Besteuerungssystematik von Universitäten als Körperschaften 

öffentlichen Rechts erläutert und auf die Erweiterung des Unternehmensbereiches von 

Körperschaften öffentlichen Rechts durch die Änderung der Umsatzsteuerrichtlinien eingegangen. 

 

Im nächsten Schritt werden auf Basis einer Analyse diverser österreichischer Universitäten, die 

häufigsten universitären Tätigkeiten aufgezeigt und ihre steuerliche Behandlung erläutert. Neben 

den klassischen Aufgaben von Universitäten wie Lehre und Forschung werden im Rahmen dieses 

Kapitels Tätigkeiten wie etwa das Betreiben von Copy Shops, die Organisation von 

Veranstaltungen oder die Vermietung von Parkplätzen an Mitarbeiter behandelt. 

 

Nach der Beurteilung der steuerlichen Behandlung der verschiedensten universitären Tätigkeiten, 

wird auf die konkreten Beratungsinhalte sowie den Leitfaden für die umsatzsteuerliche Beratung 

von Universitäten eingegangen. Ein Fokus liegt hier auf der Vorgehensweise bei der Beratung, der 

abgabenrechtlichen Vorgehensweise und der bilanziellen Behandlung von etwaigen 

Nacherklärungen. Auf Basis dieses Kapitels wurde der Beratungsleitfaden konzeptioniert. 

 

Die Arbeit schließt mit einem Resümee und Ausblick auf die zukünftige Verwendung des 

Leitfadens für die umsatzsteuerliche Beratung von Universitäten. 



 

 

Abstract 

An amendment to the Value Added Tax Guidelines 2000 significantly changed the previous 

approach to the separation of sovereign, fiscally irrelevant matters and the private sector and thus 

fiscally relevant activities, which led to considerable changes in the previous approach to taxation 

of universities throughout Austria. As a result of this, sales had to be checked back for several 

years and, if necessary, subsequent declarations had to be made. Due to the diversity of their 

activities, it is often difficult for universities to distinguish whether the several services are subject 

to the value added tax or not. Hence, there is a considerable need for the tax consultancy to provide 

advice in this area. 

 

Therefore, the aim of this thesis is to develop a guideline for Rabel & Partner GmbH that will help 

to reduce the amount of consulting work required for the consulting of universities in terms of 

value added tax. The guideline aims to create a universal basis for the consulting procedure. 

 

At the beginning of the work, the taxation system of universities as public law corporations is 

explained and the expansion of the taxable area of public law corporations through the change of 

the Value Added Tax Guidelines is discussed. 

 

In the next step, based on an analysis of various Austrian universities, the most frequent university 

activities are shown, and their tax treatment is analysed. In addition to the classical tasks of 

universities such as teaching and research, activities such as the operation of copy shops, the 

organisation of events or the rental of parking spaces for employees are analysed. 

 

After the analysis of the tax treatment of the most diverse university activities, the consulting 

contents and the conceptual guideline are discussed. The focus here is on the approach of the 

consulting, the tax law procedures when you have to post-tax the revenues of former years and the 

accounting treatment of any subsequent declarations. Based on the analysis of the activities of 

Austrian universities as well as the description of the consulting and taxing procedure, the 

guideline was conceived.  

 

The thesis concludes with a résumé and outlook on the future use of the guideline for consulting 

universities in terms of the value added tax. 
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1 Einleitung 

Die Rabel & Partner GmbH ist eine Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft mit 

etwa 100 Mitarbeitern an drei Standorten in Österreich. Die Kanzlei hat sich unter anderem auf 

die Beratung von Körperschaften öffentlichen Rechts, dem öffentlichen Sektor nahestehenden 

Unternehmen sowie Non-Profit-Organisationen spezialisiert. 

 

Da sich gerade die Besteuerung von Universitäten als Körperschaften öffentlichen Rechts 

beziehungsweise die Prüfung der steuerrechtlich relevanten Sachverhalte oftmals als schwierig 

gestaltet, besteht eine weitere Spezialisierung der Kanzlei in der umsatzsteuerlichen Beratung von 

Universitäten. 

 

Die Besteuerung von Universitäten ist ein Gebiet, das sich in den letzten Jahren stark entwickelt 

hat. Durch den Einfluss des europäischen Mehrwertsteuerrechts kam es zu grundlegenden 

Änderungen in der Auffassung der Finanzverwaltung zur Unternehmereigenschaft. Es kam zu 

einer Erweiterung des umsatzsteuerbaren Bereichs bei Körperschaften öffentlichen Rechts und 

dadurch auch bei Universitäten, was bedeutet, dass für zahlreiche Umsätze von Universitäten, die 

bisher nicht der Umsatzsteuerpflicht unterlagen, nachträglich Umsatzsteuer abgeführt werden 

muss. 

 

Mit einer Änderung der Rz 268 der Umsatzsteuerrichtlinien 2000 wurde die bisherige 

Vorgehensweise bei der Trennung zwischen hoheitlichen, steuerlich unbeachtlichen 

Sachverhalten und Tätigkeiten, die unter Betriebe gewerblicher Art fallen und steuerlich relevant 

sind, maßgeblich geändert. Dies führte bei den österreichischen Universitäten zu Änderungen in 

der bisherigen Ansichtsweise bezüglich des Umfangs von umsatzsteuerlich relevanten 

Tätigkeiten. 

 

Da es sich insbesondere bei Universitäten, durch ihre Vielfalt an Tätigkeiten und die explizite 

Trennung in Hoheitsbereich und privatwirtschaftlichen Bereich, oftmals schwierig darstellt, 

diverse Umsätze auf ihre Steuerpflicht hin zu unterscheiden, besteht in diesem Bereich erheblicher 

Beratungsbedarf, was für die Steuerberatung eine umfangreiche Inanspruchnahme von Personal- 

als auch Zeitressourcen bedeutet. 
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Für die betroffenen Institutionen bedeutet dies im Umkehrschluss große Umstellungen bei der 

Vorgehensweise der Erstellung von Umsatzsteuervoranmeldungen und hohe Kosten, einerseits 

durch Nachversteuerungen und andererseits durch die umfangreichen Beratungsleistungen, die in 

Anspruch genommen werden müssen. Dies ergibt sich aufgrund der Tatsache, dass Umsätze, die 

bisher dem Hoheitsbereich zugeordnet wurden und daher nicht weiter überprüft werden mussten, 

aufgrund der Änderungen in der Auffassung der Finanzverwaltung nunmehr dem 

privatwirtschaftlichen Bereich zuzuordnen sind. Dafür ist sowohl ein erhöhter Aufwand im 

internen Rechnungswesen als auch das Zuziehen von externer Beratung notwendig, was 

zusätzliche Kosten für die Universitäten verursacht und auch in der beauftragten Steuerberatung 

einen erhöhten Ressourceneinsatz mit sich zieht. 

 

Die Relevanz der Klärung dieser Problemstellung ergibt sich daher in erster Linie auf Grund der 

geänderten Ansicht in Bezug auf die Besteuerung, welche durch die bereits erwähnte Änderung 

der Umsatzsteuerrichtlinien erfolgte. 

 

Es fehlt aktuell noch an einer allgemeingültigen Basis für die Vorgehensweise bei der Beratung, 

was bedeutet, dass sich die Beratung von Universitäten und die Überprüfung der verschiedenen 

Sachverhalte auf ihre Steuerbarkeit als sehr umfangreich und sowohl personal- als auch 

zeitintensiv darstellt. 

 

Durch die Klärung der Problemstellung mithilfe der Erstellung der Arbeit und im Zuge dessen 

eines internen Leitfadens für die steuerliche Beratung von Universitäten soll für die 

Rabel & Partner GmbH eine Basis geschaffen werden, die eine allgemeine Vorgehensweise bei 

der Beratung zugrunde legt, um das Arbeitspensum für die Steuerberatung zu reduzieren. 

 

Im Zuge dieser Arbeit wird ein Leitfaden für die Beratung von Universitäten in Hinblick auf die 

umsatzsteuerliche Behandlung von typischen universitären Tätigkeiten erstellt. Dieser dient dazu, 

eine allgemeingültige Basis zu schaffen, nach der bei der Beratung vorgegangen werden kann. Es 

soll eine einheitliche Situation geschaffen werden, wodurch der enorme zeitliche Aufwand bei der 

Offenlegung ebendieser veränderten Sachverhalte reduziert werden kann. 
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Durch eine konkrete Analyse typischer Tätigkeiten und die Feststellung der Steuerbarkeit der 

verschiedenen Tätigkeiten soll ein Überblick geschaffen werden. Dadurch soll einfach überprüft 

werden können ob, beziehungsweise unter welchen Voraussetzungen die Umsätze der 

Umsatzsteuerpflicht unterliegen oder nicht und ob ein Vorsteuerabzug aus Vorleistungen zusteht  

 

Außerdem soll auf die konkrete abgabenrechtliche Vorgehensweise bei der Offenlegung 

eingegangen werden, um klarzustellen, warum die von der Änderung der Praxis der 

Finanzverwaltung betroffenen Umsätze offengelegt werden müssen, welche Zeiträume betroffen 

sind und was im Fall einer Nacherklärung konkret zu tun ist. 

 

Ein weiterer Punkt, der im Zuge der Konzeptionierung des Leitfadens beachtet werden soll, ist die 

bilanzielle Behandlung von offengelegten Sachverhalten und daraus resultierenden 

Steuernachzahlungen. Somit soll eine klare Aussage darüber getroffen werden können, unter 

welchen Umständen die jeweiligen nacherklärten Abgabenschuldigkeiten wie auszuweisen sind.  

 

Da die Umsätze und Tätigkeiten bei Universitäten aufgrund ihrer unterschiedlichen Schwerpunkte, 

wie beispielsweise technische, medizinische oder künstlerische, sehr vielfältig sind und 

differenzieren können, wird darauf geachtet, nicht nur allgemeine universitäre Tätigkeiten zu 

analysieren. Es wird im Leitfaden und bei der Auswahl der Tätigkeiten, darauf geachtet, neben 

den typischen Tätigkeiten wie Lehre oder Forschung, auch spezielle, nur medizinische 

Universitäten oder Kunstuniversitäten betreffende Tätigkeiten zu analysieren um ein möglichst 

breites Spektrum abzudecken und somit eine Hilfestellung für sämtliche Universitäten bieten zu 

können.  

 

Dafür werden im Zuge der vorliegenden Arbeit verschiedene, von Universitäten in Österreich 

geleistete Tätigkeiten erhoben, um feststellen zu können, welche Leistungen am häufigsten bei 

den österreichischen Universitäten auftreten und daher analysiert werden müssen. Beispielhaft 

können hier etwa Leistungen wie die Organisation von diversen wissenschaftlichen oder 

nichtwissenschaftlichen Veranstaltungen, der Betrieb von Kindergärten oder Copy-Shops, als 

auch diverse Vermietungsleistungen genannt werden. 
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Dieser interne Leitfaden beinhaltet im Zuge der Analyse der steuerlichen Relevanz der 

verschiedenen Tätigkeiten außerdem Entscheidungsbäume für eine einfachere Beurteilung über 

die Steuerbarkeit beziehungsweise Steuerpflicht der Tätigkeiten von Universitäten und legt einen 

Fokus auf sämtliche Tätigkeiten im Zusammenhang mit Veranstaltungen. Diese betreffen sowohl 

die Nutzungsüberlassung für Veranstaltungen mit Nebenleistungen als auch die Organisation von 

diversen Veranstaltungen und im Zuge dessen erbrachte Werbe- und Sponsoringleistungen. 

Besonders bei letzterem ist die steuerliche Beurteilung aufgrund von bestehenden Unsicherheiten 

schwieriger umzusetzen, weswegen die Beurteilung von Werbe- und Sponsoringleistungen in 

einem eigenen Unterkapitel detailliert analysiert wird und ein Entscheidungsbaum, welcher 

sämtliche, für die Einordnung notwendigen Kriterien enthält, konzipiert wird. 

 

Außerdem werden im Leitfaden Hilfestellungen für die Beratung erstellt, wie etwa eine 

Fragenliste, die von der Universität befüllt werden kann, um möglichst einfach erheben zu können 

welche Tätigkeiten bei der jeweiligen Universität vorliegen. Die Vorgehensweise bei der 

Nacherklärung von betroffenen Sachverhalten, wie die Aufgliederung oder die Berechnung der 

Umsatzsteuer stellen ebenfalls im Leitfaden und im Zuge der Arbeit behandelte Punkte dar. 

 

Es wird außerdem auf die bilanzielle Behandlung der betreffenden Sachverhalte eingegangen. Für 

den Beratungsleitfaden muss festgelegt werden, wie eventuell nachträglich zu erklärende 

Umsatzsteuernachzahlungen bilanziell behandelt werden und welche Auswirkungen dies auf die 

Rechnungsabschlüsse der Universitäten hat. Diese Nachzahlungen können sich im Fall einer 

nachträglich geänderten, umsatzsteuerlichen Beurteilung der verschiedenen Tätigkeiten ergeben. 

Bei der Feststellung der bilanziellen Behandlung ist mittels einer Überprüfung der Sicherheit über 

die Höhe dieser Nachzahlungen zu klären, ob diese in Form von Verbindlichkeiten oder 

Rückstellungen in die Bilanz aufgenommen werden müssen oder als Eventualverbindlichkeiten 

unter der Bilanz vermerkt werden. 

 

Ein wichtiges Kriterium bei der Konzeption des Leitfadens ist, dass dieser allgemeingültig ist und 

für die Beratung sämtlicher österreichischer Universitäten herangezogen werden kann. Dieser soll 

sämtliche, im Zuge der Beratung beziehungsweise Offenlegung zu klärenden Punkte beinhalten 

und sämtliche Sachverhalte abdecken, die im Zuge der Beratung österreichischer Universitäten 

relevant sein könnten. 
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Durch die Erstellung des internen Beratungsleitfadens soll der aktuell erhebliche zeitliche 

Aufwand für die Kanzlei bei der steuerlichen Analyse der universitären Tätigkeiten reduziert 

werden. Es ist wichtig eine allgemeingültige Basis für die Beratung zu schaffen, auf welche jeder 

Mitarbeiter zurückgreifen kann und welche bei der Beratung von Offenlegungen als Hilfestellung 

dienen soll. 

 

Aus den erwähnten, für die Konzeptionierung des Leitfadens zu klärenden Punkten ergibt sich 

demnach der nachfolgende systematische Aufbau der vorliegenden Arbeit.  

 

Im Zuge dieser, muss sich daher in einem ersten Schritt mit dem allgemeinen System der 

Besteuerung von Universitäten in Österreich auseinandergesetzt werden. Da die Besteuerung von 

Universitäten aufgrund des hoheitlichen Auftretens einige Ausnahmen und Abweichungen mit 

sich bringt, ist es wichtig zunächst zu klären unter welchen Voraussetzungen die Universität der 

Steuerpflicht unterliegt. Nach der Klärung der generellen Besteuerungssystematik wird speziell 

auf die umsatzsteuerliche Behandlung eingegangen. Hierbei wird der Fokus auf die Änderung der 

Umsatzsteuerrichtlinien und Anpassung der Sichtweise in Bezug auf die Trennung in 

privatwirtschaftlich und hoheitlich gelegt. Im Zuge dessen wird außerdem auf das 

Universitätsgesetz näher eingegangen, um abklären zu können, welche für Universitäten 

vorgesehenen Tätigkeiten generell im Hoheitsbereich liegen. 

 

Durch eine Analyse sonstiger universitärer Tätigkeiten bei verschiedensten österreichischen 

Universitäten soll im nächsten Schritt festgestellt werden, welche Umsätze eventuell nachträglich 

als umsatzsteuerlich relevant eingestuft werden müssen und welche Sachverhalte in den 

Hoheitsbereich fallen. Dafür muss zunächst geklärt werden, welche Tätigkeiten bei 

österreichischen Universitäten häufig auftreten und daher hinsichtlich ihrer umsatzsteuerlichen 

Beurteilung geprüft werden müssen.  

 

Anschließend wird auf sämtliche, für die Beratung relevante Punkte eingegangen. Hierbei wird 

beispielsweise geklärt, auf welche Zeitspanne sich die geänderte Sichtweise bezieht und welche 

Konsequenzen diese mit sich bringt. Die Behandlung etwaiger Nachversteuerungen und die 

Vorgehensweise für die Steuerberatung sind hierbei zu klären. Abschließend wird die bilanzielle 

Behandlung für die Darlegung im Leitfaden analysiert. Die Arbeit schließt mit einem Ausblick auf 

die zukünftige Herangehensweise bei der Besteuerung von Universitäten ab. 
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Die Methoden, die zur Beantwortung der einzelnen Fragestellungen herangezogen werden, setzen 

sich aus Literaturrecherche, Analyse der Situation bei verschiedensten österreichischen 

Universitäten, die von der Kanzlei betreut werden, Analyse der bisher ergangenen Entscheidungen 

der Finanzverwaltung und der intensiven Zusammenarbeit mit dem Kooperationspartner 

zusammen. 

 

Diese Arbeit beschäftigt sich mit der österreichischen Rechtslage und der steuerlichen Beratung 

in Österreich. Auch wenn, aufgrund des Anwendungsvorrangs der Unionsrechtlichen 

Gesetzgebung, zur Klärung der österreichischen Rechtslage ebenfalls auf die europäische 

Mehrwertsteuerrichtlinie eigegangen wird, ist die Besteuerungssystematik der Umsatzsteuer bei 

Universitäten anderer Staaten nicht Gegenstand der Arbeit. 

 

Durch die Verfassung dieser Arbeit soll geklärt werden wie einzelne universitäre Tätigkeiten in 

Bezug auf die Umsatzsteuer zu behandeln sind und unter welchen Kriterien in welcher Weise 

vorgegangen werden muss. Die Arbeit beschränkt sich daher ausschließlich auf die Behandlung 

österreichischer Universitäten mit dem Schwerpunkt der Analyse möglicher Folgen der Änderung 

der Umsatzsteuerrichtlinien in der Randziffer 268 UStR 2000. 

 

Auch wenn im Zuge dieser Arbeit Körperschaften öffentlichen Rechts und die allgemeine 

Änderung der Besteuerungssystematik für Körperschaften öffentlichen Rechts in Bezug auf die 

Umsatzsteuer betrachtet werden, liegt der Fokus der Arbeit auf der Beratung von Universitäten 

und deren typischen Tätigkeiten im Sinne des Universitätsgesetzes, und nicht auf jener von 

sämtlichen Körperschaften öffentlichen Rechts. 
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2 Grundlagen der Besteuerung von Universitäten in der 

Umsatzsteuer 

Um die Besteuerungssystematik bei österreichischen Universitäten klären zu können, muss in 

einem ersten Schritt erhoben werden, welcher Rechtsform diese zugehören. 

 

 Gemäß § 4 Universitätsgesetz (UG) 2002 sind die österreichischen Universitäten juristische 

Personen des öffentlichen Rechts. Diese Bestimmung gewährt den Universitäten volle 

Rechtsfähigkeit. Ihnen können somit alle Rechte und Pflichten, die juristischen Personen 

offenstehen, zuteilwerden.1 

 

Im Bereich der Körperschaft-, Kommunal- und Umsatzsteuer wird für öffentliche Einrichtungen 

die Bezeichnung Körperschaften öffentlichen Rechts (KöR) verwendet. Nach der 

Finanzverwaltungspraxis wird der Begriff als Sammelbegriff für sämtliche juristische Personen 

des öffentlichen Rechts herangezogen.2 

 

Dieser ist in keinem Gesetz explizit geregelt. In der Verwaltungspraxis wird zwischen dem 

Oberbegriff der juristischen Personen des öffentlichen Rechts und dem Unterbegriff der 

Körperschaften des öffentlichen Rechts getrennt. Andere öffentlich-rechtliche Einrichtungen oder 

Gebilde wären beispielsweise öffentlich-rechtliche Stiftungen. Im Abgabenrecht wird der Begriff 

der Körperschaften des öffentlichen Rechts dennoch allgemein verwendet. Er kann somit als 

Sammelbegriff für sämtliche juristische Personen des öffentlichen Rechts verwendet werden. In 

der Rechtsprechung werden die Begriffe der KöR und der juristischen Person des öffentlichen 

Rechts gleichgesetzt.3 

 

Aufgrund einer fehlenden Legaldefinition der Körperschaften öffentlichen Rechts müssen die 

gesetzlichen Vorschriften anhand der Verhältnisse des jeweiligen Gebildes im Einzelfall geprüft 

werden. Sofern nicht, wie im Fall der Universitäten, ein Bundes- oder Landesgesetz auf das 

Vorliegen einer KöR hinweist, ist diese Frage nach der Rechtsprechung sowie Lehre zu 

Verwaltungs- und Verfassungsrecht einzeln zu prüfen. Eine Körperschaft öffentlichen Rechts ist 

 
1 Vgl. MAYER (2015), S. 4. 
2 S. Körperschaftsteuerrichtlinien (KStR) 2013, Rz 36. 
3 Vgl. HASELBERGER (2015) in: ELHENICKÝ (Hrsg.), S. 43f. 



8 

somit eine, entweder durch Gesetz oder eine gesetzesgleiche Norm als Rechtsperson öffentlichen 

Rechts anerkannte, oder kraft des Erfüllens staatlicher Aufgaben der öffentlichen staatlichen 

Verwaltung geschaffene, Körperschaft.4 

 

Die Erfüllung von öffentlichen Aufgaben begründet selbst noch nicht das Vorliegen des Status 

einer juristischen Person des öffentlichen Rechts. Es ist entscheidend ob ein Rechtsträger mit 

hoheitlichen Befugnissen ausgestattet ist und er die Aufgaben der öffentlichen Verwaltung erfüllt.5 

 

Als vom Bund errichtete juristische Personen des öffentlichen Rechts sind Universitäten im Sinne 

des Universitätsgesetzes 2002 abgabenrechtlich jedenfalls als KöR einzuordnen. Ausführungen 

zur Besteuerung von Universitäten finden sich allerdings nicht im UG 2002; als Rechtsquelle 

dienen die allgemeinen nationalen Steuergesetze, wie das Körperschaftsteuergesetz (KStG) 1988, 

Umsatzsteuergesetz (UStG) 1994 oder Kommunalsteuergesetz (KommStG) 1993 sowie die dazu 

ergangene Rechtsprechung. Im Universitätsgesetz findet sich in § 18 Abs 2 die Feststellung, dass 

alle, dem Bund aufgrund von bundesgesetzlichen Bestimmungen eingeräumten, abgaben- und 

gebührenrechtlichen Begünstigungen auf die österreichischen Universitäten Anwendung finden, 

sofern diese in der Erfüllung ihrer gesetzlich zugeordneten Aufgaben tätig werden.6 

 

Die Bestimmungen des europäischen Mehrwertsteuerrechts, die Mehrwertsteuersystemrichtlinie 

sowie dazu ergangene Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes sind für den Bereich der 

Umsatzsteuer ebenfalls von grundlegender Bedeutung. 

 

Körperschaften öffentlichen Rechts treten nicht einzig und allein mit der Erfüllung öffentlicher 

Aufgaben in Erscheinung, sondern sind vielfach auch gewerblich tätig. Aufgrund des Grundsatzes 

der Wettbewerbsneutralität unterliegen diese gewerblichen Tätigkeiten von KöRs einer 

Besteuerung, welche sich an der von unternehmerisch tätigen natürlichen oder juristischen 

Personen orientiert.7 

 

 

 

 
4 Vgl. MELHARDT (2019), S. 87; VwGH 2.5.1960, Rs 1023/57. 
5 Vgl. ACHATZ/MANG/LINDINGER (2014), S. 13. 
6 Vgl. ENZINGER/RAAB (2019), S. 2f. 
7 Vgl. LANG/SCHUCH/STARINGER (2008), S. 138. 
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Die teilweise Einbeziehung von Körperschaften öffentlichen Rechts in die Steuerpflicht ist nach 

Rechtsprechung verfassungsrechtlich vorgegeben, was aufgrund des Grundsatzes der 

Wettbewerbsneutralität als eine Konkretisierung des verfassungsrechtlichen 

Gleichheitsgrundsatzes zu verstehen ist. 8 

 

Wenn Körperschaften öffentlichen Rechts Tätigkeiten ausüben, die von Privatrechtssubjekten in 

gleicher Form ausgeführt werden, und sie miteinander in Wettbewerb stehen können, kommt eine 

unternehmerische Betätigung in Betracht. Den juristischen Personen beziehungsweise 

Körperschaften öffentlichen Rechts kommt im Rahmen ihrer Betriebe gewerblicher Art die 

Unternehmereigenschaft zu.9 

 

Allerdings kann der Wettbewerbsgedanke die Besteuerung beziehungsweise Nichtbesteuerung 

von Körperschaften öffentlichen Rechts nicht vollständig erklären. Die über den Staatshaushalt 

eingehobene Steuer könnte dem Betrieb zugeführt werden, was die finanzielle Situation und die 

Wettbewerbslage des Betriebes vor Besteuerung und die Lage bei Nichtbesteuerung gleichsetzen 

würde. Es stellt sich die Frage, ob die Vorschriften zur Besteuerung von öffentlichen Institutionen 

eine drittschützende Funktion aufweisen. Es wird beispielsweise im Zusammenhang mit 

Vorschriften des abgabenrechtlichen Gemeinnützigkeitsrechts die Meinung vertreten, dass diese 

Vorschriften zum Schutz von in Konkurrenz stehenden, steuerlich nicht begünstigten, Betrieben 

dienen sollen.10 

 

2.1 Ausgangspunkt Körperschaftsteuerrecht 

Ausgangspunkt für die Besteuerung von Körperschaften öffentlichen Rechts ist das 

Körperschaftsteuergesetz 1988. Es definiert die grundlegende Unterscheidung der für KöR zur 

Anwendung kommenden Rechtsinstitute des Betriebes gewerblicher Art (BgA) und des 

Hoheitsbetriebes.11 

 

 

 
8 Vgl. ACHATZ/MANG/LINDINGER (2014), S. 60ff. 
9 Vgl. EHRKE-RABEL (2014), S. 311f. 
10 Vgl. ACHATZ/MANG/LINDINGER (2014), S. 4ff. 
11 S. § 2 KStG. 
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Im Bereich der Körperschaftsteuer werden die Körperschaften öffentlichen Rechts nur bei der 

Begründung eines Betriebes gewerblicher Art der unbeschränkten Steuerpflicht unterworfen. Der 

Betrieb gewerblicher Art grenzt als Rechtsinstitut den unbeschränkt steuerpflichtigen 

betrieblichen Bereich einer Körperschaft öffentlichen Rechts von ihrem unversteuerten 

außerbetrieblichen Bereich eindeutig und nach außen hin sichtbar ab.12 

 

Das Umsatzsteuergesetz sowie das Kommunalsteuergesetz greifen den im 

Körperschaftsteuerrecht definierten Begriff des Betriebes gewerblicher Art auf, indem die 

Bestimmungen des UStG auf § 2 KStG verweisen. Der Hoheitsbereich von Universitäten 

unterliegt nach österreichischem Recht weder der Umsatzsteuer noch der Kommunalsteuer. Diese 

sind lediglich im Rahmen ihrer Betriebe gewerblicher Art gemäß § 2 Abs 3 UStG Subjekt der 

Umsatzsteuer oder Kommunalsteuer. Die Vorgaben des europäischen Mehrwertsteuerrechts sind 

ebenfalls zu beachten. Sie können sich in Bezug auf die Besteuerung von Körperschaften 

öffentlichen Rechts von der österreichischen Rechtslage unterscheiden.13 

 

Die unbeschränkte und beschränkte Steuerpflicht in der Körperschaftsteuer 

Grundsätzlich unterliegen von den vielfältigen, hoheitlichen als auch privatwirtschaftlichen, 

Tätigkeiten einer Universität gemäß § 1 Abs 2 Z 2 KStG nur jene, die im Rahmen eines Betriebes 

gewerblicher Art geleistet werden, der unbeschränkten Steuerpflicht. Soweit eine Körperschaft 

öffentlichen Rechts lediglich öffentlich-rechtliche Tätigkeiten ausführt, liegt ein Hoheitsbetrieb 

vor, welcher nicht unbeschränkt steuerpflichtig ist.14 

 

Aufgrund der Definition des Betriebes gewerblicher Art im § 2 des Körperschaftsteuergesetzes 

werden aber auch Tätigkeiten die grundsätzlich privatwirtschaftlich wären, nicht der 

unbeschränkten Steuerpflicht unterworfen. Darunter fallen beispielsweise Land- und 

Forstwirtschaft oder Vermögensverwaltung. 

 

Bei einer wirtschaftlich selbstständigen Einrichtung einer Universität, die sowohl hoheitliche als 

auch privatwirtschaftliche Tätigkeiten leistet, liegt ein Betrieb gewerblicher Art vor, wenn die 

privatwirtschaftliche Tätigkeit überwiegt. In diesem Zusammenhang spricht man auch von einem 

 
12 S. § 2 Abs 5 KStG. 
13 Vgl. ENZINGER/RAAB (2019), S. 4. 
14 S. § 2 Abs 5 KStG. 
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sogenannten Mischbetrieb. Aufgrund dessen sind privatwirtschaftliche Tätigkeiten, welche 

innerhalb einer wirtschaftlich selbstständigen Einrichtung nicht überwiegend erbracht werden, in 

der Körperschaftsteuer nicht unbeschränkt steuerpflichtig.15 

 

Die nachfolgende Grafik soll in Form eines Entscheidungsbaumes einen grundsätzlichen 

Überblick über die Entscheidung über beschränkte und unbeschränkte Steuerpflicht bei 

Universitäten geben.16 

 

 

Abbildung 1: Überblick beschränkte und unbeschränkte Steuerpflicht von Universitäten; 

Quelle: ENZINGER/RAAB (2019), S. 5. 

 

 
15 Vgl. ENZINGER/RAAB (2019), S. 5f. 
16 S. § 2 KStG. 
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2.1.1 Der Hoheitsbetrieb in Bezug auf Universitäten 

Hoheitsbetriebe werden gemäß § 2 Abs 5 1. Satz KStG definiert als Betriebe, die überwiegend der 

Ausübung öffentlicher Gewalt dienen. Diese gehören nicht zu den Betrieben gewerblicher Art und 

unterliegen auch nicht der Besteuerung. 

 

In § 2 Abs 2 KStG werden gewisse Tätigkeiten einem Betrieb gewerblicher Art gleichgestellt. 

Diese werden als fiktive Betriebe gewerblicher Art bezeichnet. Bestimmte Tätigkeiten werden 

isoliert betrachtet. Dazu zählen beispielsweise die entgeltliche Überlassung eines Betriebes 

gewerblicher Art durch Verpachtung eines Betriebes, oder die entgeltliche Überlassung von 

Grundstücken zu anderen als land- und forstwirtschaftlichen Zwecken. Diese Tätigkeiten sind 

einem Betrieb gewerblicher Art gleichzusetzen.17 Das bedeutet, dass diese Tätigkeiten, obwohl sie 

keinen Betrieb gewerblicher Art begründen, steuerlich so zu behandeln sind und daher dennoch 

der Besteuerung unterliegen. 

 

Im Rahmen der öffentlichen Gewalt hat die Körperschaft öffentlichen Rechts die Befugnis, in der 

Rechtsordnung des öffentlichen Rechts begründete Hoheitsakte zu setzen, wie Verordnungen oder 

Bescheide zu erlassen. Die Tätigkeiten von Universitäten sind somit grundsätzlich aufgrund 

ihrer Befugnis zur Bescheid-Erlassung dem Hoheitsbereich zuzuordnen. Der 

§ 51 Abs 1 des Universitätsgesetzes 2002 verweist explizit darauf, dass Universitäten in 

Vollziehung der Studienvorschriften im Rahmen der Hoheitsverwaltung tätig werden. Sofern 

Universitäten somit in der Erfüllung ihrer gesetzlichen Ziele und Aufgaben tätig werden, liegt ein 

Hoheitsbetrieb vor.18 

 

Selbst dann, wenn eine Tätigkeit der Körperschaft öffentlichen Rechts eigentümlich ist, kann eine 

Erfüllung ihrer öffentlich-rechtlichen Aufgaben vorliegen. Dies ist der Fall, wenn es sich um eine 

Tätigkeit handelt, die nur von einer KöR erfüllt werden kann oder erfüllt wird, weil sie der KöR 

im Gesetz zugewiesen wird oder sich aus ihrem hoheitlichen Aufgabenkreis ergibt. Zu den 

Hoheitsbetrieben gehören die in § 2 Abs 5 3. Satz KStG genannten Einrichtungen, worunter auch 

die Forschungsanstalten von Universitäten fallen.19 

 

 
17 Vgl. DORALT/RUPPE (2019a), S. 439f. 
18 S. KStR 2013, Rz 37. 
19 Vgl. ENZINGER/RAAB (2019), S. 6. 
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In § 3 UG 2002 sind sämtliche Tätigkeiten von Universitäten verankert, die als hoheitlich 

einzuordnen sind, auch wenn damit Einnahmen, wie beispielsweise Studiengebühren erzielt 

werden. In der Praxis wird grundsätzlich davon ausgegangen, dass sämtliche privatwirtschaftliche 

Tätigkeiten von Universitäten mit der hoheitlichen Tätigkeit personell, organisatorisch und 

technisch derart eng verflochten sind, dass von einem einheitlichen Betrieb auszugehen ist, der im 

Regelfall aufgrund Überwiegens einen Hoheitsbetrieb darstellen wird.20 

 

Die in § 3 Universitätsgesetz festgelegten Aufgaben, die im Wirkungsbereich von Universitäten 

liegen, lauten wie folgt: 

 

1. Entwicklung der Wissenschaften (Forschung und Lehre), Entwicklung und Erschließung 

der Kunst sowie Lehre der Kunst; 

 

2. Bildung durch Wissenschaft und durch die Entwicklung und Erschließung der Künste; 

 

3. wissenschaftliche, künstlerische, künstlerisch-pädagogische und künstlerisch-

wissenschaftliche Berufsvorbildung, Qualifizierung für berufliche Tätigkeiten, die eine 

Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Methoden erfordern, sowie Ausbildung 

der künstlerischen und wissenschaftlichen Fähigkeiten bis zur höchsten Stufe; 

 

4. Heranbildung und Förderung des wissenschaftlichen und künstlerischen Nachwuchses; 

 

5. Weiterbildung, insbesondere der Absolventinnen und Absolventen von Universitäten und 

von Pädagoginnen und Pädagogen; 

 

6. Koordinierung der wissenschaftlichen Forschung (Entwicklung und Erschließung der 

Künste) und der Lehre innerhalb der Universität; 

 

7. Unterstützung der nationalen und internationalen Zusammenarbeit im Bereich der 

wissenschaftlichen Forschung und Lehre sowie der Kunst; 

 

8. Unterstützung der Nutzung und Umsetzung ihrer Forschungsergebnisse in der Praxis und 

Unterstützung der gesellschaftlichen Einbindung von Ergebnissen der Entwicklung und 

Erschließung der Künste; 

 

 
20 Vgl. ACHATZ/MANG/LINDINGER (2014), S. 330f. 
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9. Gleichstellung von Frauen und Männern und Frauenförderung; 

 

10. Pflege der Kontakte zu den Absolventinnen und Absolventen; 

 

11. Information der Öffentlichkeit über die Erfüllung der Aufgaben der Universitäten. 

Der § 3 Universitätsgesetz 2002 zeigt den Tätigkeitsbereich von Universitäten auf, der auf die 

Erfüllung von öffentlich-rechtlichen Aufgaben welche im Allgemeininteresse liegen, abzielt. 

Sofern Universitäten zur Erfüllung dieser oben genannten Aufgaben tätig sind, können die 

Tätigkeiten jedenfalls als hoheitlich eingestuft werden.21 

2.1.2 Steuerpflicht im Zuge der Betriebe gewerblicher Art 

Gemäß § 1 Abs 2 Z 2 KStG sowie nach der Rechtsprechung gelten Betriebe gewerblicher Art als 

unbeschränkt steuerpflichtig und in der Körperschaftsteuer als eigenständiges Steuersubjekt, das 

unabhängig von der Trägerkörperschaft, in diesem Fall der Universität, besteht. Ergeben sich bei 

einer Körperschaft öffentlichen Rechts mehrere Betriebe gewerblicher Art, bestehen mehrere 

verschiedene Steuersubjekte und Steuerpflicht für jeden einzelnen Betrieb gewerblicher Art, was 

bedeutet, dass die Ergebnisse der Betriebe gewerblicher Art untereinander nicht ausgleichbar sind. 

Zu beachten ist, dass diese rechtliche Selbstständigkeit der Betriebe gewerblicher Art eine 

steuerrechtliche Fiktion ist, da Betriebe gewerblicher Art zivilrechtlich nicht selbstständig 

rechtsfähig sind. 22 

 

Im Körperschaftsteuergesetz werden in § 2 Abs 1 Kriterien für das Vorliegen eines Betriebes 

gewerblicher Art definiert, welche wie folgt lauten: 

 

Betrieb gewerblicher Art einer Körperschaft des öffentlichen Rechts ist jede Einrichtung, die 

• wirtschaftlich selbständig ist und 

• ausschließlich oder überwiegend einer nachhaltigen privatwirtschaftlichen Tätigkeit von 

wirtschaftlichem Gewicht und 

• zur Erzielung von Einnahmen oder im Falle des Fehlens der Beteiligung am allgemeinen 

wirtschaftlichen Verkehr von anderen wirtschaftlichen Vorteilen und 

 
21 Vgl. MAYER (2005), S. 3. 
22 Vgl. HASELBERGER (2015) in: ELHENICKÝ (Hrsg.), S. 51; ACHATZ/MANG/LINDNGER (2014), S. 30. 
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• nicht der Land- und Forstwirtschaft (im Sinne des 

§ 21 des Einkommensteuergesetzes 1988) dient. 

Die Absicht, Gewinn zu erzielen, ist nicht erforderlich. Die Tätigkeit der Einrichtung gilt 

stets als Gewerbebetrieb. 

 

Im Folgenden soll auf die in diesem Gesetzestext verwendeten Begrifflichkeiten näher 

eingegangen werden, um abzuklären was in der Praxis darunter zu verstehen ist. 

 

Einrichtung 

Unter einer Einrichtung versteht man nach der Rechtsprechung alle, für eine wirtschaftliche 

Tätigkeit notwendigen, sachlichen und personellen Grundlagen als Gesamtheit. Das 

Vorhandensein eines fixierten Ortes, etwa in Form einer eigenen Anlage, ist für das Vorliegen 

einer Einrichtung nicht zwingend notwendig. Ein Betrieb gewerblicher Art muss keine feste 

Betriebstätte im Sinne des § 29 Bundesabgabenordnung (BAO) haben. Die Anforderungen an den 

Begriff dürfen nicht überspannt werden. Es ist auf den Gesetzeszweck, die Sicherung der 

Wettbewerbsneutralität zu achten.23 

 

Wirtschaftliche Selbstständigkeit 

Im Körperschaftsteuergesetz 1988 wird der Begriff der wirtschaftlichen Selbstständigkeit nicht 

näher definiert. Die wirtschaftliche Selbstständigkeit kann in einer besonderen Leitung, einem 

geschlossenen Geschäftskreis, in der Buchführung oder in einem ähnlichen Merkmal, welches auf 

die Einheit hindeutet, bestehen.24 

 

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (VwGH) kann eine wirtschaftliche 

Selbstständigkeit auch dann noch vorhanden sein, wenn die betroffene Einrichtung mit anderen 

Abteilungen verflochten ist. Es ist in erster Linie auf materielle und personelle Betriebsgrundlagen, 

wie Maschinen und Personal, zu achten. Lediglich das eigenständige Verbuchen von Einnahmen 

begründet gemäß Rechtsprechung keine wirtschaftliche Selbstständigkeit.25 

 

 

 

 
23 Vgl. ACHATZ/MANG/LINDINGER (2014), S. 33f. 
24 Vgl. HASELBERGER (2015) in: ELHENICKÝ (Hrsg.), S. 53f. 
25 S. VwGH 9.7.1965, Rs 1332/63. 
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Überwiegend privatwirtschaftliche Tätigkeit 

Die nächste Voraussetzung für das Vorliegen eines BgA stellt das überwiegende Vorliegen einer 

privatwirtschaftlichen Tätigkeit dar. Diese liegt gemäß § 2 Abs 5 KStG nicht vor, wenn die 

Tätigkeit überwiegend der öffentlichen Gewalt dient. In diesem Fall handelt es sich um hoheitliche 

Tätigkeiten. Das Vorliegen einer hoheitlichen Tätigkeit ist dann anzunehmen, wenn der 

Leistungsempfänger verpflichtet ist die Leistungen anzunehmen. Das kann aufgrund von 

gesetzlichen oder behördlichen Anordnungen der Fall sein.26 

 

Nachhaltigkeit 

Die Definition des Begriffes der Nachhaltigkeit ist identisch mit jener des Einkommensteuerrechts 

und jener des Umsatzsteuerrechts. Jede, bei mehreren aufeinanderfolgenden gleichartigen 

Handlungen vorgenommene Tätigkeit, die unter Ausnützung derselben Gelegenheit und desselben 

dauernden Verhältnisses erfolgt, ist nachhaltig. Hierbei reicht eine den objektiven Umständen nach 

erkennbare Wiederholungsabsicht aus, um von Nachhaltigkeit zu sprechen.27 

 

Tätigkeit von wirtschaftlichem Gehalt 

Dieser Begriff soll den Zweck einer Bagatellgrenze erfüllen, um diverse gelegentliche Aktivitäten 

nicht sofort der Steuerpflicht zu unterwerfen. Die Finanzverwaltung sieht hier eine Grenze in Höhe 

von € 2.900, - vor. Es kommt ausschließlich auf die Höhe der Einnahmen an, das Ausmaß der 

Kostendeckung spielt bei der Beurteilung des wirtschaftlichen Gehaltes einer Tätigkeit keine 

Rolle. Daraus ergibt sich, dass sämtliche Tätigkeiten, aus denen Einnahmen von weniger als 

€ 2.900, - pro Jahr resultieren, keinen Betrieb gewerblicher Art begründen. Sollten die Einnahmen 

diesen Grenzwert überschreiten und sind alle weiteren Kriterien erfüllt, wird von der Körperschaft 

ein Betrieb gewerblicher Art begründet, welcher der unbeschränkten Körperschaftsteuerpflicht 

unterliegt.28 

 

Fehlende Gewinnerzielungsabsicht 

Für das Vorliegen eines Betriebes gewerblicher Art gibt die Rechtsprechung vor, dass die 

Einrichtung „zur Erzielung von Einnahmen“ dienen muss. Die Absicht mit den erzielten 

Einnahmen tatsächlich auch Gewinne zu erwirtschaften ist nicht notwendig. Aus demselben Grund 

unterliegen Betriebe gewerblicher Art keiner Liebhaberei. 

 
26 Vgl. HASELBERGER (2015) in ELHENICKÝ (Hrsg.), S. 54f. 
27 Vgl. ACHATZ/MANG/LINDINGER (2014), S.40f. 
28 Vgl. HASELBERGER (2015) in: ELHENICKÝ (Hrsg.), S. 56. 
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Absicht zur Einnahmenerzielung vor, wenn die angebotenen Leistungen zu Selbstkosten oder 

einem darüberliegenden Preis angeboten werden. Werden die Einnahmen aber rein zufällig erzielt, 

liegt keinesfalls eine Gewinnerzielungsabsicht vor. Dasselbe gilt für unentgeltlich erbrachte 

Leistungen. In diesen Fällen wird kein Betrieb gewerblicher Art begründet. Es ist zu beachten, 

dass die beiden Merkmale „Erzielung von Einnahmen“ und „Tätigkeit von wirtschaftlichem 

Gehalt“ stark miteinander verbunden sind und sich gegenseitig beeinflussen.29 

 

Werden alle zuvor beschriebenen Kriterien kumulativ erfüllt, wird ein Betrieb gewerblicher Art 

begründet. Die Körperschaften öffentlichen Rechts beziehungsweise die österreichischen 

Universitäten unterliegen dann mit ihren Betrieben gewerblicher Art der Steuerpflicht. 

 

Im Falle einer Universität können diese Kriterien beispielsweise anhand eines durch die 

Universität betriebenen Shops geprüft werden. Für den Betrieb dieser Tätigkeit sind meist eigene 

sachliche und personelle Grundlagen vorhanden, welche die Kriterien für eine Einrichtung 

erfüllen. Er kann als wirtschaftlich selbstständige Einrichtung eingeordnet werden, da im Falle des 

Betreibens eines Shops von einer eigenen Leitung und Buchführung ausgegangen werden kann. 

Der Verkauf stellt eine überwiegend privatwirtschaftliche Tätigkeit dar, da die Universität nicht 

in Ausübung ihrer Hoheitsgewalt auftritt und die Leistungsempfänger nicht dazu verpflichtet sind 

die Leistungen auch anzunehmen. Es ist außerdem vom Vorliegen von Nachhaltigkeit auszugehen, 

da im Rahmen des Shops wiederholt Waren verkauft werden. Werden außerdem noch Einnahmen 

von mehr als € 2.900, - pro Jahr erzielt, liegt eine Tätigkeit von wirtschaftlichem Gehalt vor und 

die Tätigkeit begründet einen Betrieb gewerblicher Art, welcher der Besteuerung unterliegt. 

 

Der Begriff des Betriebes gewerblicher Art ist zusätzlich zur Körperschaftsteuer auch in der 

Umsatzsteuer und der Kommunalsteuer von wesentlicher Bedeutung. Gemäß 

§ 2 Abs 3 Umsatzsteuergesetz sind sämtliche Körperschaften öffentlichen Rechts im Rahmen 

ihrer Betriebe gewerblicher Art gewerblich oder beruflich und somit unternehmerisch tätig. Im 

Umsatzsteuergesetz wird auf die entsprechende Gesetzesstelle im Körperschaftsteuergesetz 

verwiesen. Im Gegensatz zum Körperschaftsteuergesetz wird im Umsatzsteuergesetz der 

Unternehmensbereich noch um bestimmte Betätigungen erweitert. Diese begründen nach dem 

Körperschaftsteuergesetz keine Betriebe gewerblicher Art und werden daher fiktive 

umsatzsteuerliche Betriebe gewerblicher Art genannt.30 

 
29 Vgl. HASELBERGER (2015) in: ELHENICKÝ (Hrsg.), S. 57. 
30 Vgl. ACHATZ/MANG/LINDINGER (2014), S.31f. 
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2.1.3 Privatwirtschaftliche Tätigkeiten außerhalb der Betriebe 

gewerblicher Art 

Körperschaften öffentlichen Rechts sind in ihrem Hoheitsbereich, also außerhalb ihrer Betriebe 

gewerblicher Art, mit ihren Einkünften im Sinne des § 1 Abs 3 Z 3 KStG in Verbindung mit 

§ 21 Abs 2 und 3 KStG beschränkt steuerpflichtig.31 

 

Daraus ergibt sich die Ansicht, dass alle Tätigkeiten von Körperschaften öffentlichen Rechts, die 

nicht im Zuge eines Betriebes gewerblicher Art im Sinne des § 2 KStG erbracht werden, dem 

Hoheitsbereich der KöR zuzuordnen sind. Es gilt zu erwähnen, dass Körperschaften öffentlichen 

Rechts außerhalb ihrer Betriebe gewerblicher Art nicht nur Tätigkeiten erbringen, die klassisch als 

hoheitlich zu qualifizieren sind und bei denen sie in Ausübung der öffentlichen Gewalt auftreten, 

sondern ebenfalls privatwirtschaftliche Tätigkeiten erbracht werden. Es gibt zwei grundlegende 

Arten von Tätigkeiten, die unterschieden werden müssen.32 

 

• privatwirtschaftliche Tätigkeiten ohne gewerblichen Charakter 

Hierzu zählen land- und forstwirtschaftliche Tätigkeiten sowie die Vermögensverwaltung. 

Der Rechtsprechung nach zu urteilen, können nur jene privatwirtschaftlichen Tätigkeiten 

einen Betrieb gewerblicher Art begründen, die von gewerblicher Art sind und das äußere 

Bild eines Gewerbebetriebs aufzeigen. Dies ist bei land- und forstwirtschaftlichen als auch 

bei vermögensverwaltenden Tätigkeiten in der Regel nicht der Fall. 

 

• Bagatellfälle33 

Privatwirtschaftliche Tätigkeiten, bei denen die erzielten Einnahmen die jährliche Grenze 

von € 2.900, - nicht überschreiten, begründen keinen Betrieb gewerblicher Art, da das 

Kriterium des § 2 Abs 1 KStG der Einnahmen von wirtschaftlichem Gewicht in diesem 

Fall nicht erfüllt wird. 

 

 

 
31 Vgl. DORALT/RUPPE (2019b), S. 186; ENZINGER/RAAB (2019), S. 14; 

ACHATZ/MANG/LINDINGER (2014), S. 106. 
32 Vgl. ENZINGER/RAAB (2019), S. 14f. 
33 S. Tätigkeit von wirtschaftlichem Gehalt, S. 16. 
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Die Begründung eines Betriebes gewerblicher Art liegt in beiden Fällen nicht vor, obwohl jeweils 

privatwirtschaftliche und keine klassisch hoheitlichen Tätigkeiten von Körperschaften 

öffentlichen Rechts ausgeübt werden. Es wäre unter Umständen wichtig, nicht pauschal den 

Begriff Hoheitsbetrieb zu verwenden, sondern diese als den außerbetrieblichen Bereich von 

Körperschaften öffentlichen Rechts zu bezeichnen. Dieser Bereich umschließt sämtliche 

Tätigkeiten von KöR, die außerhalb ihrer Betriebe gewerblicher Art erzielt werden. Aufgrund des 

fehlenden Vorliegens eines BgA sind sämtliche Einkünfte entweder nicht steuerbar oder 

beschränkt steuerpflichtig, wie beispielsweise Kapitaleinkünfte oder Einkünfte aus 

Grundstücksveräußerungen.34 

 

2.2 Die Umsatzsteuerpflicht und ihre Folgen für Universitäten 

Nach der grundlegenden Definition der Besteuerung von Körperschaften öffentlichen Rechts 

beziehungsweise Universitäten und der Definition von hoheitlichen und privatwirtschaftlichen 

Bereichen in Anknüpfung an das Körperschaftsteuerrecht, soll im Nachfolgenden explizit auf die 

Umsatzsteuer eingegangen werden. Hierbei wird nach einer grundlegenden Beschreibung des 

Wesens der Umsatzsteuer auf die Unternehmereigenschaft im nationalen und internationalen 

Recht eingegangen, um die Grundlage für die Änderung der Umsatzsteuerrichtlinien, welche einen 

Hauptaspekt dieser Arbeit darstellt, klären zu können. 

 

Die Umsatzsteuer hat die Absicht, den Konsum der Letztverbraucher zu belasten. Sie wurde von 

der Europäischen Union harmonisiert, um eine einheitliche Basis zu schaffen. Im Zuge dessen 

wurden vom Europäischen Rat diverse Richtlinien erlassen, welche das grundlegende 

Umsatzsteuersystem sowie Detailregelungen vorgeben und von den Mitgliedsstaaten zwingend in 

den jeweiligen nationalen Gesetzen umzusetzen sind. Von grundlegender Bedeutung ist hierbei 

die Mehrwertsteuersystemrichtlinie, auf welche bei Unsicherheiten oder Abweichungen in den 

nationalen Regelungen zwingend zurückgegriffen werden muss. 

 

Die Umsatzsteuer gehört zu den Verkehrssteuern, da sie ihre Steuerpflicht an einen 

Verkehrsvorgang knüpft. Betrachtet man das Belastungsziel, ist die Umsatzsteuer als 

Verbrauchsteuer einzuordnen. Sie belastet den Letztverbraucher und damit die 

Einkommensverwendung für Konsumzwecke. Da Träger und Schuldner der Steuer 

 
34 Vgl. ENZINGER/RAAB (2019), S. 15. 
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auseinanderfallen, ist die Umsatzsteuer eine sogenannte indirekte Steuer. Die Umsatzsteuer hat 

das Ziel wettbewerbsneutral zu sein. Dazu dient die Kostenneutralität der Umsatzsteuer in der 

Unternehmerkette, wozu der Vorsteuerabzug für bezogenen Vorleistungen beiträgt.35 

 

2.2.1 Die Unternehmereigenschaft der Körperschaften öffentlichen 

Rechts im nationalen Recht 

Gemäß § 1 Abs 1 Z 1 UStG unterliegen der Umsatzsteuer Leistungen und Lieferungen, die ein 

Unternehmer im Rahmen seines Unternehmens ausführt. § 2 Abs 1 des Umsatzsteuergesetzes 

definiert den Unternehmer als jemanden, der seine Tätigkeit selbstständig, nachhaltig und zur 

Erzielung von Einnahmen ausübt. 

 

Körperschaften öffentlichen Rechts sind ebenfalls unternehmerfähig. Das ist der Fall, wenn sie 

nach den Regeln des § 2 UStG selbstständig und nachhaltig eine Tätigkeit zur 

Einnahmenerzielung ausführen. Es muss beachtet werden, dass diese Auslegung in Bezug auf 

Körperschaften öffentlichen Rechts eingeschränkt ist, da diese im Zuge ihrer Betriebe 

gewerblicher Art im Sinne des § 2 KStG gewerblich beziehungsweise beruflich tätig werden und 

grundsätzlich im Zuge ihrer Betriebe gewerblicher Art der Umsatzsteuer unterliegen. Der 

Vollständigkeit wegen ist zu erwähnen, dass im UStG Wasserwerke, Schlachthöfe, Anstalten zur 

Müllbeseitigung, Zufuhr und Abfuhr von Spülwasser und Abfällen sowie die Vermietung und 

Verpachtung von Grundstücken explizit zu den Betrieben gewerblicher Art im Sinne des UStG 

gezählt werden.36 Für Universitäten wird unter diesen fiktiven umsatzsteuerlichen Betrieben 

gewerblicher Art vor allem die Vermietung und Verpachtung von Grundstücken wesentlich sein. 

 

Die gemäß § 5 Abs 12 Körperschaftsteuergesetz von den Betrieben gewerblicher Art 

ausgenommenen Tätigkeiten, wie Feste oder Geselligkeitsveranstaltungen sind im UStG nicht 

befreit. Im UStG werden land- und forstwirtschaftliche Betriebe als BgA eingeordnet. Für 

Universitäten sind hierbei vor allem die zusätzliche Miteinbeziehung von Vermietungs- und 

Verpachtungsleistungen wie auch Festen und Geselligkeitsveranstaltungen von Bedeutung. 

 

 
35 Vgl. LANG u.a. (2014), S. 61ff. 
36 Vgl. ACHATZ/MANG/LINDINGER (2014), S. 170; RUPPE/ACHATZ (2011), S. 303. 
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Im Unterschied zum Körperschaftsteuergesetz sind im UStG die Körperschaften öffentlichen 

Rechts der Unternehmer und nicht der Betrieb gewerblicher Art. Der Unternehmensbereich betrifft 

somit die gesamte unternehmerische Tätigkeit, zum Beispiel wenn mehrere Betriebe gewerblicher 

Art bei einer Körperschaft öffentlichen Rechts bestehen. Leistungen zwischen verschiedenen 

Betrieben gewerblicher Art innerhalb derselben KöR sind aber als Innenumsätze nicht von der 

Umsatzsteuer betroffen.37 

 

Zweck der Einbeziehung von Körperschaften öffentlichen Rechts in die Umsatzsteuer ist, wie im 

Bereich der Körperschaftsteuer, die Erfüllung des Gleichbehandlungsgrundsatzes und im Zuge 

dessen der Wettbewerbsneutralität. Neben der Gleichbehandlung verfolgt die Gesetzgebung auch 

das Ziel, die Kostenneutralität der Umsatzsteuer in der Unternehmerkette zu gewährleisten.38  

 

Der außerbetriebliche Bereich von Körperschaften öffentlichen Rechts, welcher in Bezug auf 

Universitäten in erster Linie den hoheitlichen Bereich der Lehre und Forschung im Sinne des 

§ 3 des Universitätsgesetzes darstellt, unterliegt im nationalen Recht nach klassischer Auffassung 

der Rechtsprechung nicht der Umsatzsteuer. Allerdings sind diesbezüglich auch die Vorgaben des 

europäischen Mehrwertsteuerrechts zu beachten, welche in Hinblick auf die Besteuerung von 

Körperschaften öffentlichen Rechts teilweise von der nationalen Rechtsprechung abweichen und 

eine andere Besteuerungssystematik vorsehen.39 

 

2.2.2 Die Unternehmereigenschaft der Körperschaften öffentlichen 

Rechts im Unionsrecht 

Nach dem Unionsrecht richtet sich somit die Unternehmereigenschaft von Universitäten als 

Körperschaften öffentlichen Rechts nach den allgemeinen Regelungen des Mehrwertsteuerrechts. 

Hierbei muss beachtet werden, dass das Unionsrecht im Vergleich zum österreichischen 

Umsatzsteuerrecht die Begriffe Unternehmer oder unternehmerisch völlig unbekannt sind. Die in 

den Mehrwertsteuersystemrichtlinien verwendeten Begriffe sind Steuerpflichtiger und 

wirtschaftlich anstatt Unternehmer und unternehmerisch.40 

 

 
37 Vgl. HASELBERGER (2015) in: ELHENICKÝ (Hrsg.), S. 83. 
38 Vgl. RUPPE/ACHATZ (2018), S. 305. 
39 Vgl. ENZINGER/RAAB (2019), S. 35f. 
40 Vgl. EHRKE-RABEL (2017) in: ACHATZ/TUMPEL (Hrsg.), S. 1f. 
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Gemäß Artikel (Art) 9 der europäischen Mehrwertsteuersystemrichtlinie (MwStSyst-RL), gilt 

jeder, der eine wirtschaftliche Tätigkeit selbstständig ausübt als Steuerpflichtiger. Es ist 

gleichgültig zu welchem Zweck und welches Ergebnis erzielt wird. Diese allgemeine Vorschrift 

des Art 9 gilt grundsätzlich für die Universitäten als Körperschaften öffentlichen Rechts.  

 

Für Körperschaften öffentlichen Rechts besteht gemäß Art 13 außerdem eine Sonderregelung bzw. 

Einschränkung in den MwStSyst-RL. Gemäß Abs 1 gelten Staaten, Gemeinden und Länder sowie 

sonstige Einrichtungen des öffentlichen Rechts nicht als steuerpflichtig, sofern die Tätigkeiten in 

Ausübung ihrer öffentlichen Gewalt erbracht werden.41 

 

Das Vorliegen einer wirtschaftlichen Tätigkeit im Sinne des Artikel 9 MwStSyst-RL ist die 

Voraussetzung für die Anwendbarkeit der Artikel 13 MwStSyst-RL.42 Der Artikel 13 ist damit als 

Ausnahmebestimmung des Artikel 9 anzusehen.43 Die den Artikel 13 betreffenden 

Einschränkungen, nämlich die Eigenschaft als Steuerpflichtiger bei Wettbewerbsverzerrungen 

trotz hoheitlichen Tätigkeiten, sowie die generelle Eigenschaft als Steuerpflichtiger bei 

bestimmten Tätigkeiten, sind hingegen nicht eng auszulegen und weitestgehend anwendbar. Somit 

ist in Bezug auf das Unionsrecht die Nichtsteuerbarkeit von Körperschaften öffentlichen Rechts, 

und im Zuge dessen Universitäten, als eine Ausnahme anzusehen.44 

 

Der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) nach zu urteilen, wird bei 

Körperschaften öffentlichen Rechts das Vorliegen einer wirtschaftlichen Tätigkeit grundsätzlich 

danach beurteilt, ob die erzielten Einnahmen Leistungsentgelte für die erbrachten Leistungen 

darstellen und in direktem Zusammenhang stehen. Nach Ansicht des EuGHs reicht das Vorliegen 

 
41 Vgl. HASELBERGER (2015) in: ELHENICKÝ (Hrsg.), S. 85. 
42 S. EuGH 29.9.2015, Rs C-276/14. 
43 S. EuGH 29.10.2015, Rs C-174/14. 
44 Vgl. EHRKE-RABEL (2010), S. 189; PFEIFFER (2017) in: ACHATZ/TUMPEL (Hrsg.), S. 149f.  

Abbildung 2: Artikel 9 Abs 1 MwStSyst-RL 
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von Entgelten für erbrachte Dienstleistungen noch nicht für das Bestehen einer wirtschaftlichen 

Tätigkeit aus. Hierbei sind im Zuge einer Gesamtbetrachtung alle Umstände, unter denen die 

Tätigkeit erbracht wird, zu prüfen.45 

 

Nach dem Mehrwertsteuerrecht der Europäischen Union sind Universitäten als Einrichtungen 

öffentlichen Rechts insoweit als Steuerpflichtige zu behandeln, als sie wirtschaftliche Tätigkeiten 

im Sinne des Artikel 9 der Mehrwertsteuerrichtlinie ausüben und keine Einschränkung nach 

Artikel 13 zutrifft. Hierfür ist das Vorliegen eines Betriebes gewerblicher Art - irrelevant ob 

körperschaft- oder umsatzsteuerrechtlich – nicht notwendig, da das Unionsrecht das Rechtsgebilde 

eines Betriebes gewerblicher Art nicht kennt.46 

 

Das bedeutet, dass jede, nicht in Ausübung der öffentlichen Gewalt erbrachte, wirtschaftliche 

Tätigkeit, die von Körperschaften öffentlichen Rechts selbstständig ausgeführt wird, gemäß den 

Vorgaben der Europäischen Union der Umsatzsteuerpflicht unterliegt. 

 

2.2.3 Umsatzsteuerlicher Unternehmensbereich von Universitäten als 

Körperschaften öffentlichen Rechts 

In § 2 Abs 1 UStG wird der Unternehmer als das Subjekt der Umsatzsteuer definiert, wobei der 

Umfang des Unternehmens als die gesamte gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des 

Unternehmers definiert wird. Nicht zum Unternehmen gehört, was außerhalb des 

unternehmerischen Tätigkeitsbereichs liegt. Bei natürlichen Personen wäre dies der private 

Bereich beziehungsweise die Konsumsphäre, in der diese als Letztverbraucher die Träger der 

Umsatzsteuerbelastung sind. Juristische Personen können ebenfalls diesen 

nichtunternehmerischen Bereich haben.47 Die Finanzverwaltung führt in Rz 479 der 

Umsatzsteuerrichtlinien als Beispiele Körperschaften öffentlichen Rechts und Vereine an. 

 

 

 

 

 
45 S. EuGH 2.6.2016, Rs C-263/15. 
46 Vgl. ENZINGER/RAAB (2019), S. 38. 
47 Vgl. DORALT/RUPPE (2019b), S. 189f. 
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Im nationalen Recht wurde somit nach traditioneller Auffassung auch der nichtwirtschaftliche 

Bereich von Körperschaften öffentlichen Rechts mit der privaten Sphäre von natürlichen Personen 

gleichgesetzt und somit dem nichtunternehmerischen Bereich zugerechnet. Bei Körperschaften 

des öffentlichen Rechts zählen hoheitliche Tätigkeiten außerhalb des 

§ 2 Abs 3 Umsatzsteuergesetz zum nichtwirtschaftlichen Bereich.48 

 

Aufgrund der Rechtsprechung des europäischen Gerichtshofes ist eine Gleichbehandlung von 

hoheitlichen, nichtwirtschaftlichen, Tätigkeiten von Körperschaften des öffentlichen Rechts mit 

der unternehmensfremden Privatsphäre aber überholt.49 Um im Einklang mit der MwStSyst-RL 

und damit dem Unionsrecht zu stehen, muss auch nach österreichischem Umsatzsteuerrecht 

innerhalb des Unternehmens zwischen dem steuerbaren, wirtschaftlichen und dem nicht 

steuerbaren, nichtwirtschaftlichen Bereich, sowie der Privat- oder Konsumsphäre unterschieden 

werden.50 

 

2.2.4 Erweiterung des Unternehmensbereiches von Körperschaften 

öffentlichen Rechts 

Im nächsten Schritt soll geklärt werden, welche Auswirkungen die Änderung des Unionsrechts, 

und damit der Widerspruch zum nationalen Recht, auf die Definition des Unternehmensbereichs 

bei Körperschaften öffentlichen Rechts hatte und wie die Vorgaben des Unionsrechts in weiterer 

Folge im österreichischen Umsatzsteuerrecht umgesetzt wurden. 

 

Das Recht der Europäischen Union stellt eine supranationale Rechtsordnung dar, die neben den 

einzelnen nationalen Rechtsordnungen sämtlicher Mitgliedstaaten besteht und diese grundlegend 

beeinflussten kann. Durch die Vorgabe der richtlinienkonformen Umsetzung von Unionsrecht im 

nationalen Recht und des zwingenden Anwendungsvorrangs von direkt anwendbarem 

Unionsrecht, sollen Gegensätzlichkeiten zwischen nationaler und europäischer Rechtsprechung 

aufgelöst werden. Dieses Gebot der unionskonformen Umsetzung im nationalen Recht trifft 

sämtliche Träger öffentlicher Gewalt in den Mitgliedstaaten. 

 

 
48 Vgl. EHRKE-RABEL (2017) in: ACHATZ/TUMPEL (Hrsg.), S. 9f. 
49 Vgl. ENZINGER/RAAB (2019), S. 45f. 
50 Vgl. EHRKE-RABEL (2017) in: ACHATZ/TUMPEL (Hrsg.), S. 17ff. 
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Sollte eine richtlinienkonforme Interpretation im nationalen Recht nicht möglich sein, ist der 

Grundsatz des Anwendungsvorrangs von unmittelbar anwendbarem Unionsrecht zu beachten.51 

 

Aufgrund dieses Anwendungsvorrangs des Unionsrechts war bereits vor Änderung der 

Umsatzsteuerrichtlinien und damit Aufnahme des Trennungsprinzips in die österreichische 

Gesetzgebung bekannt, dass Körperschaften öffentlichen Rechts bei Vorliegen eines 

körperschaftsteuerrechtlichen Mischbetriebes und der Möglichkeit der sachlichen Trennbarkeit 

auf die Behandlung als Steuerpflichtiger bestehen können. Dies wäre insbesondere zur 

Geltendmachung eines Vorsteuerabzugs in Bezug auf untergeordnete erwerbswirtschaftl iche 

Tätigkeiten sinnvoll gewesen.52 

 

Seit dem Wartungserlass 2014 der Umsatzsteuerrichtlinien 2000, vertritt auch die österreichische 

Finanzverwaltungspraxis die Auffassung, dass bei körperschaftsteuerlichen Mischbetrieben von 

Körperschaften öffentlichen Rechts der wirtschaftliche Tätigkeitsbereich der Umsatzsteuer 

unterliegt, wenn eine sachliche Trennbarkeit vom Hoheitsbereich möglich ist.53 Diese 

grundlegende Abweichung vom ursprünglichen Überwiegensgrundsatz in Bezug auf das 

Vorliegen eines Hoheitsbetriebes oder eines Betriebes gewerblicher Art wird damit begründet, 

dass damit unionsrechtliche Vorgaben der MwStSyst-RL umgesetzt wurden.54 

 

Bis zum Wartungserlass und der Änderung der Umsatzsteuerrichtlinien hatte die Rz 268 der UStR 

noch den folgenden Wortlaut: 

 

„Die Vereinigung von Hoheitsbetrieben mit Betrieben gewerblicher Art von Körperschaften des 

öffentlichen Rechts ist grundsätzlich nicht mit steuerlicher Wirkung anzuerkennen. Viel mehr sind 

bei Bestehen einer sachlichen Trennungsmöglichkeit die hoheitlichen Tätigkeiten aus dem 

Unternehmensbereich der Körperschaft des öffentlichen Rechts auszuscheiden.“55 

 

 

 

 
51 Vgl. ENZINGER/RAAB (2019), S. 42ff. 
52 Vgl. RAAB (2011), S. 400. 
53 S. UStR 2000, Rz 268. 
54 Vgl. ENZINGER/RAAB (2019), S. 52f. 
55 UStR 2000, Rz 268 vor dem Wartungserlass 2014. 
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Beim Kriterium der sachlichen Trennbarkeit handelt es sich um kein spezifisches 

umsatzsteuerliches Trennungsgebot, sondern um einen körperschaftsteuerlichen Grundsatz, der an 

dieser Stelle in die Umsatzsteuerrichtlinien übernommen wurde. Die Rz 77 der KStR sagt aus, 

dass wenn eine Tätigkeit einer teilrechtsfähigen Einrichtung einer Schule oder Universität 

untrennbar hoheitlichen als auch privatwirtschaftlichen Zwecken dient, wird im Hinblick auf die 

personelle und technische Verflechtung mit dem Hoheitsbetrieb und der in der Regel 

untergeordneten Funktion der Privatwirtschaftsverwaltung ein Betrieb gewerblicher Art nicht 

begründet. 

 

Bis zur Änderung der Umsatzsteuerrichtlinien vertrat die Finanzverwaltung noch die Ansicht, dass 

nur das Vorliegen eines Betriebes gewerblicher Art im Sinne des 

§ 2 Abs 1 Körperschaftsteuergesetz die Grundlage für die Unternehmereigenschaft von 

Körperschaften öffentlichen Rechts im Umsatzsteuerrecht darstellt.  

 

Durch den 2014 ergangenen Wartungserlass der Umsatzsteuerrichtlinien hat sich die im Bereich 

der Umsatzsteuer bisher vertretene Meinung zu körperschaftsteuerrechtlichen Mischbetrieben 

grundlegend geändert. Durch den 2016 ergangenen Wartungserlass der Umsatzsteuerrichtlinien 

wurde diese Änderung noch weiter konkretisiert. Aus der Rz 268 UStR kann abgeleitet werden, 

dass nach der Ansicht des Bundesfinanzministeriums (BMF) bei körperschaftsteuerlichen 

Mischbetrieben im Bereich der Umsatzsteuer die hoheitlichen Tätigkeiten aus dem 

Unternehmensbereich der KöR auszuscheiden sind, sofern sachliche Trennungsmöglichkeiten 

gegeben sind. 

 

Liegt eine sachliche Trennbarkeit der verschiedenen Tätigkeitsbereiche vor, muss unabhängig 

vom Überwiegen in jedem Fall eine Trennung zwischen dem nichtwirtschaftlichen Hoheitsbereich 

und den wirtschaftlichen – und somit umsatzsteuerbaren – Bereich erfolgen. 56 

 

Aufgrund dieser Änderung der Umsatzsteuerrichtlinien und der damit verbundenen Einführung 

des sachlichen Trennungsprinzips wurde der Unternehmensbereich von Körperschaften 

öffentlichen Rechts erweitert. Es ist daher notwendig sämtliche, bisher dem Hoheitsbereich 

zugeordnete Tätigkeiten, erneut in Hinblick auf Ihre Steuerbarkeit zu überprüfen. 

  

 
56 Vgl. ENZINGER/RAAB (2019), S. 53f. 
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3 Steuerliche Analyse von typischen universitären 

Tätigkeiten 

Im Zuge dieses Kapitels soll auf die von österreichischen Universitäten ausgeführten Tätigkeiten 

und deren steuerliche Behandlung in Bezug auf die Umsatzsteuer eingegangen werden. Im ersten 

Schritt werden die im Universitätsgesetz 2002 normierten Aufgaben behandelt, um zunächst 

ebendiese klassischen Aufgaben einer Universität – die Lehre und die Forschung - zu analysieren. 

 

Sämtliche öffentlich-rechtliche Ziele und Aufgaben werden den österreichischen Universitäten 

durch die §§ 1 bis 3 Universitätsgesetz 2002 zugewiesen. Dazu zählen die wissenschaftliche 

Forschung und Lehre, die Entwicklung und Erschließung der Künste, sowie die Lehre der Kunst.57 

 

Außerdem werden in § 3 Universitätsgesetz 2002 Tätigkeiten, wie die Weiterbildung und die 

Unterstützung von nationalen und internationalen Zusammenarbeiten im Bereich der 

wissenschaftlichen Forschung und Lehre als Aufgaben der Universitäten erwähnt. 

 

3.1 Lehrtätigkeit von Universitäten 

Die im Bereich der Lehre von Universitäten erbrachten Bildungsleistungen lassen sich wie folgt 

unterteilen: 

 

• Höhere tertiäre Bildungsleistungen wie Berufs- oder Universitätsausbildung 

• Erwachsenenbildung 

• sowie weitere Leistungen im Bereich der Bildung, wie beispielsweise 

Universitätslehrgänge 

 

Die von Universitäten wahrzunehmende Aufgabe der Lehre ist jedenfalls der hoheitlichen Sphäre 

zuzurechnen. Studien und Lehrgänge gemäß § 3 Universitätsgesetz 2002, wie die Durchführung 

von Bachelor-, Master, Diplom- oder Doktoratsstudien gemäß § 54 Universitätsgesetz 2002, 

stellen hoheitliche Aufgaben dar, auch wenn Einnahmen wie Studienbeiträge erzielt werden.58 

 
57 Vgl. PARLAMENT DER REPUBLIK ÖSTERREICH (2002a), Onlinequelle [11.03.2020];  

ENZINGER/RAAB (2019), S. 1f  
58 Vgl. ACHATZ/MANG/LINDINGER (2014), S. 330. 
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Aus der Zuordnung zum Hoheitsbereich einer Universität ergibt sich, die Nichtsteuerbarkeit der 

erzielten Umsätze, was bedeutet, dass für vereinnahmte Studienbeiträge keine Umsatzsteuer 

abzuführen ist. 

 

Grundsätzlich stellen die wissenschaftliche Lehre und Forschung von Universitäten aufgrund ihrer 

Befugnis zur Erlassung von Bescheiden nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes 

hoheitliche Tätigkeiten dar.59 

 

In § 51 Abs 1 des Universitätsgesetzes 2002 wird eindeutig bestimmt, dass Universitäten im 

Rahmen der Vollziehung der Studienvorschriften hoheitlich tätig werden. Somit liegt, soweit eine 

Universität in Erfüllung ihrer gesetzlich definierten Aufgaben und Ziele tätig ist, ein 

Hoheitsbetrieb vor. 

 

Universitätslehrgänge sind, gemäß § 56 Universitätsgesetz 2002 als ein Teil der öffentlich-

rechtlichen Aufgaben von Universitäten als hoheitlich einzustufen.60 Umsatzsteuerlich scheint 

diese Einschätzung aufgrund des Wettbewerbsvorteils gegenüber nichtuniversitären 

Bildungseinrichtungen, die ebensolche Lehrgänge anbieten, problematisch.61 Dies ist der Fall, 

weil aufgrund der hoheitlichen Einordnung der Lehrgänge, diese nichtsteuerbar sind und die 

Universitäten daher keine Umsatzsteuer abzuführen haben. Das würde aber einen 

Wettbewerbsvorteil gegenüber privaten Bildungseinrichtungen bedeuten, da diese von den 

vereinnahmten Entgelten Umsatzsteuer abzuführen hätten. 

 

Werden über diese eindeutig hoheitlichen Tätigkeiten hinausgehende privatwirtschaftliche 

Bildungsleistungen und Lehrtätigkeiten gegen ein Entgelt erbracht, welche nicht unter die 

Bestimmungen des Universitätsgesetzes 2002 fallen, ist nach den allgemeinen Kriterien zu 

überprüfen ob ein Betrieb gewerblicher Art oder ein hoheitlicher Mischbetrieb vorliegt.62 

 

 

 

 

 
59 S. VwGH 7.6.2001, Rs 98/15/0172; VwGH 4.3.2009, Rs 2006/15/0071. 
60 S. VwGH 7.6.2001, Rs 98/15/0172. 
61 Vgl. ACHATZ/MANG/LINDINGER (2014), S. 332. 
62 S. Kapitel 2.1.2 Steuerpflicht im Zuge der Betriebe gewerblicher Art, S. 14ff. 
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Lehre in Bezug auf die Umsatzsteuer 

Für die Einordnung der umsatzsteuerlichen Betrachtung der Lehre ist grundsätzlich das 

Unionsrecht maßgeblich. Die Erfüllung der den Universitäten gemäß § 3 Universitätsgesetz 2002 

zugeordneten Tätigkeiten ist auch nach den Mehrwertsteuer-Systemrichtlinien als hoheitlich 

einzuordnen. Vereinnahmte Entgelte wie Studienbeiträge, die im Zuge der Erfüllung dieser 

hoheitlichen Aufgaben zu entrichten sind, stellen kein Entgelt für eine umsatzsteuerbare Leistung 

dar.63 

 

Tätigkeiten, die nicht unter § 3 Universitätsgesetz 2002 fallen, aber in den Bestimmungen des 

Art 132 Abs 1 lit i der Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie einzuordnen sind, zählen aus 

umsatzsteuerlicher Sicht zum Hoheitsbereich. Sie stellen sogenannte „quasi-hoheitliche“ 

Tätigkeiten im Sinne des Art 13 Abs 2 MwStSyst-RL dar. Daraus ergibt sich, dass diese aufgrund 

ihrer Zuordnung zum Hoheitsbereich ebenfalls als nicht steuerbar einzuordnen sind und daher 

nicht der Umsatzsteuer unterliegen. Zu diesen Tätigkeiten gehören beispielsweise die Erziehung 

von Kindern und Jugendlichen, der Schul- und Hochschulunterricht, Aus- und Fortbildung sowie 

berufliche Umschulung und damit in engem Zusammenhang stehende Dienstleistungen. 

Unterrichtsleistungen von Universitäten werden im hoheitlichen beziehungsweise 

nichtunternehmerischen Bereich von Körperschaften öffentlichen Rechts erbracht.64 

 

Im nächsten Schritt ist zu klären, welche Tätigkeiten mit diesen hoheitlich erbrachten Aufgaben 

eng verbunden und unerlässlich sind. Dazu zählen nach der Rechtsprechung des EuGHs unter 

anderem Tätigkeiten zur Entwicklung von Kenntnissen und Fähigkeiten von Studenten, 

organisatorische Tätigkeiten oder von Studenten im Rahmen ihrer Ausbildung erbrachte 

Unterhaltungsdienstleistungen. Sollte weder eine hoheitliche noch eine quasi-hoheitliche Tätigkeit 

vorliegen, sind die entgeltlichen Lehrtätigkeiten beziehungsweise Bildungsleistungen als 

privatwirtschaftliche Tätigkeiten einzuordnen. 

 

Wenn aus körperschaftsteuerlicher Sicht allerdings ein Mischbetrieb vorliegt, sind in Bezug auf 

die Umsatzsteuer die privatwirtschaftlichen Tätigkeiten bei Vorliegen der Möglichkeit einer 

sachlichen Trennbarkeit im Sinne der Rz 268 UStR als unternehmerische Tätigkeit einzuordnen 

und wären daher umsatzsteuerbar. Da in den meisten Fällen aber die Steuerbefreiungen des 

§ 6 Abs 1 Z 11 und Z 12 Umsatzsteuergesetz anzuwenden sind, sind die vereinnahmten Entgelte 

 
63 Vgl. RUPPE/ACHATZ (2018), S. 309f. 
64 Vgl. RUPPE/ACHATZ (2018), S. 798; UStR 2000, Rz 874. 
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zwar steuerbar aber von der Umsatzsteuer befreit. Der Universität steht aus Vorleistungen kein 

Vorsteuerabzug zu. Es handelt sich somit um eine unechte Steuerbefreiung.65 

 

§ 6 Abs 1 Z 12 UStG befreit sämtliche Umsätze von Körperschaften öffentlichen Rechts, die 

beispielsweise aus veranstalteten Kursen, Vorträgen oder Filmvorführungen von 

wissenschaftlicher Art oder unterrichtender Tätigkeit erzielt wurden, wenn die Einnahmen 

vorwiegend zur Deckung der Kosten verwendet werden. Damit ist gemeint, dass die Einnahmen 

so gering sein müssen, dass keine wesentlichen Gewinne gemacht werden.66 Aufgrund der 

Wettbewerbsneutralität gilt zwingend die umsatzsteuerliche Gleichbehandlung von öffentlichen 

und privaten Bildungseinrichtungen, weswegen die Lehrtätigkeit von öffentlichen Universitäten, 

Schulen und anderen Bildungseinrichtungen grundsätzlich als hoheitlich eingeordnet wird.67 Die 

Befreiungsbestimmung im Sinne des § 6 Abs 1 Z 12 UStG ist für Universitäten anwendbar. Die 

Befreiung gemäß § 6 Abs 1 Z 11 lit a ist hingegen ausdrücklich nur für private 

Bildungseinrichtungen anzuwenden.68 

 

Somit kann im Bereich der Lehre von Universitäten zusammenfassend festgestellt werden, dass 

die Einführung der sachlichen Trennbarkeit gemäß Rz 268 Umsatzsteuerrichtlinien zu keinen 

Änderungen führt. In der Regel liegt im Bereich der Lehre entweder eine hoheitliche 

beziehungsweise quasi-hoheitliche Tätigkeit vor oder die Umsatzsteuerbefreiung gemäß § 6 UStG 

ist anzuwenden.69 

 

3.2 Forschungstätigkeit von Universitäten 

Universitäten werden als hoheitliche Forschungsanstalten im Sinne des § 2 Abs 5 KStG definiert. 

Es wurde erst im Jahr 2018 im Rahmen des Wartungserlasses der Körperschaftsteuerrichtlinien in 

Rz 41 KStR verdeutlicht, dass Universitäten ebensolche hoheitlichen Forschungsanstalten im 

Sinne des § 2 Abs 5 KStG darstellen. Es folgt daraus, dass die Forschung einer Universität kraft 

gesetzlicher Vorschrift einen Hoheitsbetrieb darstellt.70 Im Bereich der Forschung sowie der 

Entwicklung und Erschließung der Künste sind Universitäten hoheitlich tätig, es liegt 

 
65 Vgl. ACHATZ/MANG/LINDINGER (2014), S. 332. 
66 S. UStR 2000, Rz 880. 
67 S. UStR 2000, Rz 874. 
68 Vgl. ACHATZ/MANG/LINDINGER (2014), S. 332. 
69 Vgl. ENZINGER/RAAB (2019), S. 61. 
70 Vgl. LACHMAYER (2018), S. 246. 
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umsatzsteuerrechtlich ein einheitlicher und untrennbarer Hoheitsbetrieb vor. Soweit nach dem 

Gesamtbild der Verhältnisse eine Forschungsanstalt vorliegt, kommt die sachliche Trennung 

gemäß Rz 268 Umsatzsteuerrichtlinien nicht zur Anwendung.71 

 

Unter dem Begriff Forschungsanstalt werden alle Einrichtungen, die dem Forschungsbereich einer 

Universität zuzuordnen sind zusammengefasst. Darunter kann der gesamte Forschungsbereich 

einer Universität verstanden werden. Liegt bei einer Universität eine eindeutige Trennung der 

Fachgebiete vor, kann eine Universität mehrere Forschungsanstalten haben. 

 

In Bezug auf privatwirtschaftliche Tätigkeiten, wie sie beispielsweise bei Auftragsforschung 

vorliegen können, ist entscheidend, dass die Tätigkeit der Universität funktional zuordenbar ist 

und dass in der Gesamtbetrachtung die Einordnung als hoheitliche Forschungsanstalt nicht 

verloren geht.72 

 

Im Bereich der Körperschaftsteuer stellt der Forschungsbereich einer Universität je nach den 

organisatorischen Gegebenheiten eine oder mehrere hoheitliche Forschungsanstalten im Sinne des 

§ 2 Abs 5 KStG dar. Auch Lehrtätigkeiten stehen der Qualifikation des universitären 

Forschungsbereiches als Forschungsanstalt im Sinne des steuerlichen Forschungsanstaltenbegriffs 

nicht im Weg. Im Bereich der körperschaftsteuerrechtlichen Betrachtung bildet die Forschung 

einen einheitlichen Hoheitsbetrieb. Hierbei sind privatwirtschaftliche Tätigkeiten, wie 

beispielsweise die eingangs erwähnte Auftragsforschung, ein untrennbarer Teil dieses 

Hoheitsbetriebes. Wichtig ist, dass sie in funktionalem Zusammenhang zum universitären 

Forschungsbetrieb stehen. Als körperschaftsteuerlicher Hoheitsbetrieb unterliegt die 

Forschungsanstalt nicht der unbeschränkten Körperschaftsteuerpflicht.73 

 

Forschung in Bezug auf die Umsatzsteuer 

Im Rahmen der Forschungsanstalt liegt umsatzsteuerlich für die Universitäten ein einheitlicher 

untrennbarer Hoheitsbetrieb vor.74 Unternehmerische privatwirtschaftliche Tätigkeiten begründen 

weder einen umsatzsteuerlichen Betrieb gewerblicher Art gemäß § 2 Abs 3 UStG, noch kommt 

das Trennungsgebot laut Rz 268 Umsatzsteuerrichtlinien zur Anwendung sofern eine 

 
71 Vgl. ENZINGER/RAAB (2019), S. 58; ACHATZ (2017), S. 710ff. 
72 Vgl. ACHATZ (2017), S. 710ff. 
73 Vgl. ENZINGER/RAAB (2019), S. 58f. 
74 S. § 2 Abs 5 Körperschaftsteuergesetz. 
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Forschungsanstalt vorliegt. Somit unterliegen entgeltliche Leistungen an Dritte auch nicht der 

Umsatzsteuer, solange sie funktional der Forschungsanstalt zuzuordnen sind. Festzuhalten ist an 

dieser Stelle, dass den Universitäten daher auch kein Recht zum Vorsteuerabzug zukommt. 

 

Die hoheitliche Forschung von Universitäten umfasst die Auftragsforschung durch Universitäten. 

Wenn der Auftraggeber der Universität im Ausland ansässig ist, muss beachtet werden, dass nach 

lokalem Recht die umsatzsteuerrechtliche Einstufung von Universitäten von der nationalen 

österreichischen Ansicht abweichen kann. Wenn der Auftraggeber im Gemeinschaftsgebiet eine 

Umsatzsteuer-Identifikationsnummer besitzt und die Universität nach seinem lokalen 

Mehrwertsteuerrecht im Rahmen der Auftragsforschung unternehmerisch tätig wird, liegt nach 

ausländischem Recht ein Leistungsaustausch vor. Nach der Grundregel für B2B-Umsätze gemäß 

Artikel 44 der europäischen Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie75, würde der Leistungsort nach 

Empfängerortprinzip im Ausland liegen und es würde zu einem Übergang der Steuerschuld, zu 

Reverse Charge, auf den ausländischen Auftraggeber der Universität kommen. 

 

An der österreichischen umsatzsteuerlichen Beurteilung im Sinne einer hoheitlichen Tätigkeit 

durch eine Forschungsanstalt würde sich nichts ändern. Es wird empfohlen, vertraglich Vorsorge 

zu treffen, dass ausländische Reverse-Charge-Umsatzsteuer vom Auftraggeber im Ausland 

übernommen wird.  

 

Solange eine universitäre Tätigkeit dem Forschungsbetrieb zugeordnet werden kann, liegt im 

Umsatzsteuerrecht eine hoheitliche Tätigkeit vor. Das ist beispielsweise bei der Durchführung von 

Auftragsforschung oder auch bei der Bereitstellung von Personal oder anderen Ressourcen an 

andere Forschungsanstalten bzw. Forschungseinrichtungen der Fall. 76 

 

Wenn die Tätigkeit keinen funktionalen Zusammenhang zur Forschungsanstalt hat und dieser 

nicht zuordenbar ist, liegt im Fall der sachlichen Trennbarkeit gemäß Rz 268 

Umsatzsteuerrichtlinien eine unternehmerische Tätigkeit vor. Dies ist auch bei Vorliegen eines 

überwiegend hoheitlichen KöSt-Mischbetriebes der Fall, da die rein sachliche Trennbarkeit der 

Tätigkeit ausreichend ist. 77 

 
75 S. § 3a Abs 6 UStG. 
76 Vgl. ENZINGER/RAAB (2019), S. 59. 
77 Vgl. ENZINGER/RAAB (2019), S. 59. 
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Sofern der Leistungsort im Inland gelegen ist und keine Umsatzsteuerbefreiung nach 

§ 6 Umsatzsteuergesetz zutrifft, unterliegt die Leistung in Österreich der Umsatzsteuer. Der 

Universität steht in diesem Fall aus damit in direktem Zusammenhang stehenden Vorleistungen 

ein Vorsteuerabzug gemäß § 12 Umsatzsteuergesetz zu. 

 

3.3 Forschungsnahe Leistungen 

Von Universitäten werden neben der eigentlichen Forschung sogenannte forschungsnahe 

Dienstleistungen an Dritte erbracht, die nicht der klassischen Auftragsforschung zugeordnet 

werden können. Im Zuge dieser sogenannten wissenschaftlichen Dienstleistungen werden unter 

anderem Prüfer- bzw. Gutachtertätigkeit im Auftrag Dritter erbracht sowie beauftragte 

Untersuchungen durchgeführt. 

 

Hierbei werden die Ressourcen wie Forschungspersonal, Sachmittel sowie Infrastruktur wie 

beispielsweise Labore an Dritte gegen Entgelt zur Verfügung gestellt. Die Auftraggeber sind 

externe Forschungsanstalten als auch andere Universitäten.78 

 

Umsatzsteuerliche Behandlung 

Im Bereich der forschungsnahen Dienstleistungen gelten die körperschaftsteuerlichen 

Hoheitsbetriebe des § 2 Abs 5 KStG auch für die Umsatzsteuer als Hoheitsbetriebe die untrennbar 

sind.79 Die Universitäten sind somit im Rahmen der Forschungsanstalten hoheitlich tätig, es liegt 

umsatzsteuerlich ein einheitlicher und untrennbarer Hoheitsbetrieb vor.  

 

Im Fall der forschungsnahen Leistungen begründen die unternehmerischen privatwirtschaftlichen 

Leistungen somit weder einen umsatzsteuerlichen Betrieb gewerblicher Art im Sinne des 

§ 2 Abs 3 UStG, noch kommt das Trennungsprinzip der Rz 268 Umsatzsteuerrichtlinien zum Zug 

solange eine Forschungsanstalt vorliegt. Sämtliche entgeltlich erbrachten Leistungen an Dritte 

unterliegen nicht der Umsatzsteuer. Der Universität steht diesbezüglich kein Vorsteuerabzug zu. 

 

 

 
78 Vgl. ENZINGER/RAAB (2019), S. 58f. 
79 S. § 2 Abs 3 UStG mit Verweis auf § 2 KStG. 



34 

Sogenannte Prüfanstalten, bei denen Untersuchungen oder Befundungen durchgeführt werden, 

können einen funktionalen Zusammenhang zur typischen universitären Forschung haben und 

somit dem Hoheitsbetrieb zugeordnet werden. Es besteht allerdings auch die Möglichkeit, dass 

diese, sofern sie mit der universitären Forschung nicht personell, organisatorisch oder technisch 

verbunden sind, einen eigenständigen Betrieb gewerblicher Art begründen.80 

 

Wenn die von Universitäten erbrachte Tätigkeit nicht der Forschungsanstalt zuordenbar ist, liegt 

bei sachlicher Trennbarkeit im Sinne der Rz 268 der Umsatzsteuerrichtlinien 2000 eine 

unternehmerische Tätigkeit vor. Dies gilt auch im Falle des Vorliegens eines überwiegend 

hoheitlichen KöSt-Mischbetriebes. 

 

Wenn der Leistungsort im Inland liegt und keine Umsatzsteuerbefreiung im Sinne des § 6 UStG 

anwendbar ist, unterliegt die forschungsnahe Leistung der Universität der Umsatzsteuer. In diesem 

Fall steht der Universität aus den damit zusammenhängenden Vorleistungen ein Vorsteuerabzug 

zu.81 

 

3.4 Tätigkeiten medizinischer Universitäten 

Um auch auf die Besonderheit von medizinischen Universitäten eingehen zu können, soll im 

nächsten Abschnitt speziell auf die erbrachten Leistungen dieser Universitäten eingegangen 

werden. 

 

Die Tätigkeiten medizinischer Universitäten umfassen gemäß § 29 Abs 5 Universitätsgesetz 

neben der klassischen Lehre und Forschung die Mitwirkung an der Krankenversorgung sowie 

Patientenbetreuung im klinischen Bereich. 

 

Lehre 

Die Lehrtätigkeiten einer medizinischen Universität zählen gemäß § 3 Universitätsgesetz zu ihren 

originären Aufgaben und beinhalten das Medizinstudium sowie Facharztausbildungen und 

medizinische Ausbildungen von nichtärztlichem Personal.  

 

 
80 Vgl. ACHATZ (2017), S. 710ff; ENZINGER/RAAB (2019), S. 59. 
81 S. § 12 UStG. 
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Im Bereich der Lehre gelten bei medizinischen Universitäten dieselben Bestimmungen wie bei 

allen anderen österreichischen Universitäten, was bedeutet, dass diese dem Hoheitsbereich 

zuzuordnen ist. Dies wird in § 51 Abs 1 des Universitätsgesetzes definiert, wonach Universitäten 

im Rahmen der Vollziehung der Studienvorschriften hoheitlich tätig werden.82 

 

Forschung 

Gemäß Universitätsgesetz zählt die Forschung zu den Hauptaufgaben einer medizinischen 

Universität. In Hinblick auf die medizinische Universität besteht die Forschung in erster Linie in 

der Verbesserung der Krankheitserkennung und -behandlung sowie der Erforschung 

bestmöglicher Vorbeugungsmaßnahmen. 

 

Sämtliche Forschungsleistungen, die von Universitäten selbstständig und ohne die Beauftragung 

durch ein Unternehmen durchgeführt werden, zählen zu den Forschungsanstalten gemäß 

§ 2 Abs 5 KStG und sind damit dem Hoheitsbereich zuzuordnen. Die 

Rz 268 Umsatzsteuerrichtlinien kommt in diesem Fall nicht zur Anwendung, da die 

Forschungsanstalten einen untrennbaren Hoheitsbetrieb darstellen und somit nicht vom sachlichen 

Trennungsprinzip umfasst sind.83 

 

Krankenversorgung 

Sofern eine Universität an der Patientenversorgung lediglich Mitwirkender ist, wird sie für die 

jeweilige Krankenanstalt als Dienstleister tätig. Die Universität erbringt 

Gesundheitsdienstleistungen, ohne eine Gegenleistung zu bekommen. Die Tätigkeiten sind somit 

als hoheitlich einzuordnen. 

 

Im Falle von Einrichtungen von Universitäten die als Krankenanstalten gelten, kommt 

§ 6 Abs 1 Z 18 UStG zur Anwendung. Sämtliche Umsätze von Kranken- oder Pflegeanstalten, die 

als Kuranstalt oder Kureinrichtung bewilligt sind, sofern sie von Körperschaften öffentlichen 

Rechts betrieben werden und es sich um unmittelbare Kranken- und Kurbehandlungen handelt, 

sind umsatzsteuerbefreit.84 

 

 
82 Siehe auch Kapitel 3.1 Lehrtätigkeit von Universitäten, S. 27ff. 
83 Siehe auch Kapitel 3.2 Forschungstätigkeit von Universitäten, S. 3030ff. 
84 S. MwStSystRL, Art 132 Abs 1 lit b. 
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Eine Krankenanstalt im Sinne des § 6 Abs 1 Z 18 UStG liegt bei jenen Einrichtungen vor, die in 

das Bundesgesetz über Krankenanstalten und Kuranstalten fallen. Dazu zählen allgemeine 

Krankenanstalten, Sanatorien sowie selbstständige Ambulatorien.85 

 

3.5 Sonstige Leistungen von Universitäten 

Universitäten erbringen regelmäßig diverse Tätigkeiten, die weder zur universitären Forschung - 

und somit zu den hoheitlichen Forschungsanstalten im Sinne des § 2 Abs 5 KStG – zählen, noch 

der hoheitlichen Lehre im Sinne des § 3 Universitätsgesetz 2002 beziehungsweise den 

sogenannten quasi-hoheitlichen Bildungsleistungen zugeordnet werden können.  

 

Bei ebendiesen Tätigkeiten kann nach geänderter Auffassung der Finanzverwaltung nicht mehr 

ausgeschlossen werden, dass bisher untergeordnete, potenziell privatwirtschaftliche Leistungen, 

die zuvor im Rahmen von überwiegend hoheitlichen Mischbetrieben nicht steuerbar waren, nach 

dem Trennungsgebot gemäß Rz 268 UStR nunmehr der Umsatzsteuer unterliegen. 

 

Darunter fallen im Speziellen sämtliche nichtwissenschaftlichen und allgemeinen wirtschaftlichen 

Betätigungen von Universitäten. Beispiele wären das Anbieten bzw. der Verkauf von 

Merchandisingartikeln oder der Betrieb von Druck- und Kopierzentren. Die Veranstaltung von 

Messen, das Aufstellen von Getränkeautomaten oder Werbe- und Sponsoringtätigkeiten sind 

ebenfalls beispielhaft zu nennen. Hierbei wird zu prüfen sein, ob im Einzelfall ein funktionaler 

Zusammenhang zur hoheitlichen Forschungsanstalt im Sinne des 

§ 2 Abs 5 Körperschaftsteuergesetz besteht. 

 

Im Nachfolgenden werden diverse, bei österreichischen Universitäten typischerweise auftretende, 

sonstige Tätigkeiten ausgewählt und in Hinblick auf ihre umsatzsteuerliche Behandlung - im 

Speziellen in Bezug auf die Änderungen der Umsatzsteuerrichtlinien - analysiert. 

 

 

 

 

 
85 S. UStR 2000, Rz 926f. 
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Die Auswahl der im Nachfolgenden behandelten sonstigen Leistungen von Universitäten basiert 

auf einer Analyse der am häufigsten von österreichischen Universitäten, neben den im 

Universitätsgesetz normierten Hauptaufgaben von Universitäten, wie Lehre und Forschung, 

erbrachten Leistungen.  

 

Zur Erhebung dieser, von Universitäten erbrachten Leistungen wurden sieben österreichische 

Universitäten analysiert. Es wurde darauf geachtet, dass möglichst alle besonderen Schwerpunkte, 

wie künstlerische, technische oder medizinische vertreten sind. Die Schwerpunkte der sieben zur 

Analyse herangezogenen Universitäten teilen sich wie folgt auf: 

 

Schwerpunkt 
Anzahl der 

Universitäten 

Allgemein 2 

Kunst 2 

Technik 1 

Medizin 1 

Wirtschaft 1 

Summe 7 

Tabelle 1: Übersicht der Schwerpunkte der analysierten Universitäten; 

Quelle: eigene Darstellung. 

 

Da die analysierten Universitäten anonymisiert werden müssen, unterbleibt eine weitere 

Aufteilung, wie beispielsweise nach Standorten. In nachfolgender Tabelle sind sämtliche 

erhobenen sonstigen Tätigkeiten und ihre Auftrittshäufigkeit bei den analysierten Universitäten 

dargestellt. Die verschiedenen Universitäten wurden dabei – wiederum aus 

Anonymisierungsgründen - mit den Buchstaben A bis G bezeichnet. 

 

Tätigkeiten A B C D E F G Summe 

Werbung und Sponsoringleistungen 

  allgemeine Werbe- und Sponsoringleistungen x x x x     x 5 

  
im Zusammenhang mit wissenschaftlichen 
Veranstaltungen 

    x x x   x 4 

Betrieb eines Kindergartens 

  Betrieb Kindergarten oder Kinderbetreuungseinrichtung       x x   x 3 

Betrieb eines Shops 

  
Verkauf von Merchandising-Artikeln im Rahmen eines 
eigenen Shops 

x x x x     x 5 

  Betrieb eines Copy-Shops (Druck- und Kopierzentrum) x     x   x x 4 
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Vermietung und Verpachtung 

  Entgeltliche Überlassung von Parkplätzen x x         x 3 

  

Entgeltliche Überlassung von Standplätzen für 
Automaten 

x x x   x x x 6 

  
Entgeltliche Überlassung von Gastronomieflächen  
inkl. Ausstattung 

x         x   2 

  

Entgeltliche Überlassung von Standplätzen für 
Infostände und entgeltliche Duldung von Promotion-
Aktionen 

            x 1 

  

Entgeltliche Überlassung von Räumen, Konzertsälen, 
Hörsälen etc. 

x x     x     3 

  

entgeltliche Überlassung der USI-Sportanlagen an 
Sportvereine und Private 

          x x 2 

  

Entgeltliche Überlassung von sonstigen beweglichen 
Wirtschaftsgütern 

x   x x     x 4 

  

Passive Nutzungsüberlassung von Räumlichkeiten für 
Fremdveranstaltungen 

x     x       2 

  
Entgeltliche Zusatzleistungen im Zusammenhang mit 
kurzfristiger Raumüberlassung 

  x       x   2 

Veranstaltungen 

  
Veranstaltung von wissenschaftlichen Kongressen und 
Konferenzen (Forschungsveranstaltungen) 

x x x   x   x 5 

  
gesellige Veranstaltungen und Feste wie bspw. ein 
Universitätsball 

x     x     x 3 

  
Veranstaltung von Workshops- und 
Fortbildungsseminaren 

        x   x 2 

  Veranstaltung von Berufsmessen     x x       2 

Personalgestellung 

  von wissenschaftlichem Personal x   x   x   x 4 

  von sonstigem Personal     x x x x   4 

Betrieb von Museen oder Anbieten von touristischen Führungen 

  

Museen und andere entgeltliche touristische 
Führungen (zB Uni-Campus, Schausammlungen von 
Instituten etc.) 

x           x 2 

Verkauf von Waren 

  Verkauf gebrauchter Wirtschaftsgüter x     x       2 

  

Produktion von Gütern und Verkauf an Dritte außerhalb 
der universitären Forschung und Lehre (zB Verkauf von 
Musikinstrumenten, Noten etc.) 

x             1 

Erbringen von sonstigen Dienstleistungen 

  

entgeltliche Erbringung wissenschaftlicher oder 
technischer Dienstleistungen (zB Erstellung 
wissenschaftlicher Gutachten etc.) an Dritte  

x       x     2 

  
Dienstleistungen an andere Universitäten auf Basis von 
Kooperationen 

      x       1 

Tabelle 2: Übersicht sonstiger Tätigkeiten bei österreichischen Universitäten; 

Quelle: eigene Darstellung. 
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Von den betrachteten Universitäten erbrachte jede der sieben Universitäten eine Form von 

Vermietungsleistungen, wobei im Speziellen die Überlassung von Standplätzen für Automaten bei 

sechs der sieben Universitäten vorliegt. Im Falle der Vermietung und Verpachtung kann 

festgestellt werden, dass bei den analysierten Universitäten diverse Sonderformen, wie die 

Vermietung von Parkplätzen oder die Verpachtung von Gastronomieflächen auftreten. Außerdem 

vereinnahmten insgesamt sechs der betrachteten Universitäten Entgelte für Werbe- oder 

Sponsoringleistungen. Von den sieben analysierten Universitäten wurden bei sechs Universitäten 

Entgelte aus Veranstaltungen vereinnahmt, welche sich beispielsweise aus Konferenzen, 

Berufsmessen oder geselligen Festen zusammensetzen. Der Betrieb eines Copy-Shops bzw. der 

Verkauf von Merchandising-Artikeln tritt bei vier bzw. fünf der Universitäten auf. Insgesamt drei 

der analysierten Universitäten bieten außerdem Kinderbetreuungsleistungen an bzw. betreiben 

einen eigenen Kindergarten. 

 

Sonstige Leistungen wie der Betrieb eines Museums, der Verkauf von sonstigen Waren oder das 

Erbringen von etwaigen sonstigen Dienstleistungen wurden lediglich von einer bzw. zwei der 

analysierten Universitäten erbracht, weswegen diese im Zuge der nachfolgenden steuerlichen 

Beurteilung außer Acht gelassen werden.86 

  

 
86 Vgl. RABEL & PARTNER GMBH (2019), Interne Klientenunterlagen zu erbrachten Leistungen diverser 

Universitäten. 
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3.5.1 Vermietung und Verpachtung 

Im Sinne des Körperschaftsteuergesetzes begründet die Vermietung und Verpachtung durch 

Universitäten grundsätzlich keinen Betrieb gewerblicher Art, da rein vermögensverwaltende 

Tätigkeiten vorliegen, welche gemäß Körperschaftsteuergesetz keinen Betrieb gewerblicher Art 

begründen.87 Im Umsatzsteuergesetz wird der Unternehmensbereich gemäß § 2 Abs 3 UStG um 

die Vermietung und Verpachtung von Grundstücken durch Körperschaften öffentlichen Rechts 

erweitert, weswegen es sich in diesem Fall um einen fiktiven Betrieb gewerblicher Art handelt, 

für den ein Zutreffen der in § 2 Körperschaftsteuergesetz vorgegebenen Merkmale unerheblich ist. 

 

Es ist nicht erforderlich, dass die Vermietung eine Tätigkeit von wirtschaftlichem Gewicht ist. 

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist dann von einer Vermietung und 

Verpachtung im Sinne des § 2 Abs 3 UStG auszugehen, wenn die Nutzungsüberlassung auf der 

Grundlage eines zivilrechtlichen Bestandvertrages88 basiert.89  

 

Um Vermietungstätigkeiten von Universitäten steuerlich beurteilen zu können, wird in der Praxis 

der Finanzverwaltung für Umsatzsteuerzwecke unterschieden, ob im jeweiligen Fall eine aktive 

oder passive Nutzungsüberlassung vorliegt. Für die Unterscheidung zwischen aktiver und passiver 

Nutzungsüberlassung ist es wesentlich, ob im Zuge der Vermietung Zusatzleistungen erbracht 

werden oder nicht. 90 

 

Aktive Nutzungsüberlassung 

Um aktive Nutzungsüberlassung handelt es sich in jenen Fällen, in denen zusätzlich zur 

Überlassung der Räumlichkeiten beispielsweise die Organisation der jeweiligen Veranstaltung 

übernommen wird oder Tätigkeiten wie Werbe- oder Verwaltungsleistungen übernommen 

werden. Hierbei stehen die Nutzungsüberlassung und die zusätzlichen Leistungen in einer so 

engen Verbindung, dass die passive Nutzungsüberlassung nebensächlich wird und die aktiven 

Tätigkeiten überwiegen. Nach der Praxis der Finanzverwaltung wären beispielsweise Leistungen 

an Veranstalter von Konferenzen oder Messen der aktiven Nutzungsüberlassung zuzuordnen.91 

 

 
87 S. § 2 Abs 1 KStG. 
88 S. § 1190 Allgemein bürgerliches Gesetzbuch (ABGB). 
89 Vgl. ACHATZ/MANG/LINDINGER (2014), S. 189f. 
90 Vgl. ENZINGER (2015), S. 401ff. 
91 Vgl. UNIKO (2018), S. 94ff. 
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Die Umsatzsteuerbefreiung gemäß § 6 Abs 1 Z 16 Umsatzsteuergesetz für Vermietungen und 

Verpachtungen trifft nicht zu, da im Falle der aktiven Nutzungsüberlassung die Vermietung eine 

untergeordnete Leistung darstellt.92 Die erzielten Umsätze sind steuerpflichtig und müssen zum 

Regelsteuersatz versteuert werden. Ein Vorsteuerabzug aus daraus entstandenen Vorleistungen 

steht zu.93 

 

Passive Nutzungsüberlassung 

Eine passive Nutzungsüberlassung liegt vor, wenn die neben der Nutzungsüberlassung erbrachten 

Tätigkeiten unselbstständige Nebenleistungen darstellen und für die jeweiligen Mieter keinen 

eigenen Zweck erfüllen. Beispiele für Nebenleistungen wären die Bereitstellung von Strom oder 

Internet, die Bestuhlung oder die Endreinigung.94 

 

Diese rein vermögensverwaltende Tätigkeit begründet keinen Betrieb gewerblicher Art im Sinne 

des Körperschaftsteuergesetzes. Wie eingangs erwähnt, liegt gemäß Umsatzsteuergesetz aufgrund 

der dort vorliegenden Begründung eines fiktiven Betriebes gewerblicher Art, eine 

unternehmerische Tätigkeit vor. 

 

Die Vermietungsumsätze, die im Rahmen des fiktiven Betriebes gewerblicher Art erzielt werden, 

sind grundsätzlich gemäß § 6 Abs 1 Z 16 steuerfrei. Die Ziffer 16 stellt die Vermietung und 

Verpachtung von Grundstücken steuerfrei, enthält aber auch einige Ausnahmen von der 

Steuerbefreiung, nämlich beispielsweise die Vermietung für Wohnzwecke oder Beherbergung, die 

Vermietung für Campingzwecke oder die kurzfristige Vermietung für einen Zeitraum von nicht 

mehr als 14 Tagen. Es besteht die Option zur Steuerpflicht zu optieren. Hierbei wird vorausgesetzt, 

dass der Mieter die Flächen nahezu ausschließlich für Tätigkeiten nutzt, die nicht vom 

Vorsteuerabzug ausgeschlossen sind.95 

 

 

 

 

 
92 Vgl. ENZINGER (2015), S. 401ff; UStR 2000, Rz 891a. 
93 Unter Beachtung der Vorschriften des § 12 UStG. 
94 S. BMF 22.10.2015, BMF-010219/0373-VI/4/2015 Punkt 4.4. 
95 S. § 6 Abs 2 UStG; UStR 2000, Rz 899a. 
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Unter Beachtung von § 12 UStG können in diesem Fall die aus bestehenden Vorleistungen 

entstandenen Vorsteuern gezogen werden. Zu beachten ist aber, dass bei der teilweisen 

steuerfreien Überlassung an Nutzer, die die Räume für Tätigkeiten nutzen, die vom 

Vorsteuerabzug ausschließen, ein Vorsteuerabzug nur anteilig und mittels Ermittlung über einen 

Vorsteuerschlüssel geltend gemacht werden kann. 96 Nutzung, die vom Vorsteuerabzug 

ausgeschlossen ist, wäre zum Beispiel die Nutzung durch Ärzte, Banken, Versicherungen oder 

auch Kleinunternehmer, da diese unecht steuerbefreit sind und ihnen aufgrund dessen kein 

Vorsteuerabzug zusteht.97 

 

Passive Nutzungsüberlassung mit zusätzlichen selbstständigen Zusatzleistungen 

Möglich ist auch eine Art Mischform. Diese liegt vor, wenn vom Vermieter neben der Überlassung 

der Räumlichkeiten nicht unselbstständige Nebenleistungen erbracht werden, aber kein spezielles 

Leistungsbündel vereinbart wurde, da in diesem Fall mangels Vereinbarung keine aktive 

Nutzungsüberlassung vorliegt. Die sogenannten selbstständigen Zusatzleistungen teilen steuerlich 

nicht dasselbe Schicksal wie die Nutzungsüberlassung. Diese können grundsätzlich eigenständige 

Leistungen, wie beispielsweise Sicherheitspersonal oder die Bereitstellung von Bühnentechnikern, 

darstellen.98 

 

In diesem Fall liegt umsatzsteuerrechtlich aufgrund der passiven Nutzungsüberlassung, ein fiktiver 

Betrieb gewerblicher Art aus Vermietung und Verpachtung im Sinne des 

§ 2 Abs 3 Umsatzsteuergesetz vor. Die Umsätze aus der Vermietung sind grundsätzlich gemäß 

§ 6 Abs 1 Z 16 Umsatzsteuergesetz steuerbefreit. Es besteht die Option zur Steuerpflicht gemäß 

den Voraussetzungen des § 6 Abs 2 Umsatzsteuergesetz.99 Ein Optieren zur Steuerpflicht kann 

insbesondere dann sinnvoll sein, wenn zu erwarten ist, dass die abziehbare Vorsteuer aus 

bezogenen Vorleistungen, die abzuführende Umsatzsteuer aus den vereinnahmten Entgelten 

übersteigt. 

 

 

 
96 Vgl. UNIKO (2018), S. 95ff. 
97 S. § 6 Abs 1 iVm § 12 Abs 3 Z 4 UStG. 
98 Vgl. ENZINGER (2015), S. 401ff. 
99 S. Ausführungen zur passiven Nutzungsüberlassung. 
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Die in diesem Fall entstandenen passiven Nebenleistungen im Sinne des Umsatzsteuergesetzes 

sind unabhängig von der Vermietung zu betrachten. Die Nebenleistungen sind nach den 

allgemeinen Grundsätzen der Umsatzsteuer zu überprüfen. 

 

Sofern die selbstständigen Nebenleistungen nicht in direktem funktionalem Zusammenhang zu 

einer Forschungsanstalt stehen, greift das Trennungsprinzip gemäß Rz 268 UStR und die Umsätze 

sind umsatzsteuerpflichtig sofern keine Befreiung im Sinne des § 6 Anwendung findet. Sollte ein 

einheitliches Entgelt verrechnet werden, und die Nutzungsüberlassung gemäß 

§ 6 Abs 1 Z 16 UStG steuerfrei sein, muss das vereinnahmte Entgelt aufgeteilt werden. 

 

Die Rz 348 der Umsatzsteuerrichtlinien schreibt vor, dass Leistungen wie die 

Zurverfügungstellung von Strom, Bestuhlung, von Projektoren oder eines Beamers grundsätzlich 

als unselbstständige Nebenleistungen zu sehen sind. Wird aber auch Catering angeboten, ist diese 

Leistung als selbstständige Leistung zu sehen und von der Hauptleistung getrennt zu betrachten 

beziehungsweise getrennt zu besteuern.100 

 

Grundsätzlich unterliegt eine steuerpflichtige Vermietung dem Normalsteuersatz von 20% 

Umsatzsteuer, eine Ausnahme bildet die Vermietung zu Wohnzwecken, welche gemäß 

§ 10 Abs 2 Z 3 lit a UStG dem ermäßigten Steuersatz in Höhe von 10% unterliegt. Betriebskosten 

teilen als Nebenleistung grundsätzlich das Schicksal der Hauptleistung. Eine Ausnahme bilden 

hier die Heizkosten, die dem Normalsteuersatz in Höhe von 20% unterliegen.101 

 

In nachfolgender Abbildung wird mithilfe eines Entscheidungsbaumes veranschaulicht, wie die 

entgeltliche Nutzungsüberlassung durch eine Universität umsatzsteuerrechtlich zu beurteilen ist. 

Im ersten Schritt wird geprüft, welche Art der Nutzungsüberlassung vorliegt bzw. ob die 

Vermietungsleistung überwiegt oder umfassende Zusatzleistungen angeboten werden. 

Darauffolgend wird festgestellt ob eine Steuerbefreiung gemäß § 6 Abs 1 Z 16 schlagend wird. 

 

 

 

 

 

 
100 Vgl. UNIKO (2018), S. 95ff. 
101 S. § 10 Abs 2 Z 3 lit a UStG. 
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Ausgewählte Formen der Vermietung und Verpachtung bei Universitäten 

 

• Gastronomieflächen: 

Die Vermietung bzw. Verpachtung von entsprechend ausgestatteten Räumlichkeiten von 

Universitäten an Gastronomen zum Betrieb einer Cafeteria oder Kantine, stellt aufgrund der 

Überlassung von betriebstypischen Einrichtungen eine Betriebsverpachtung dar. In diesem 

Fall liegt somit die Verpachtung eines Betriebes gewerblicher Art gemäß § 2 Abs 1 KStG vor. 

Abbildung 3: Entscheidungsbaum Nutzungsüberlassung; 

Quelle: UNIKO (2018), S. 99; ENZINGER (2015), S. 401ff (leicht modifiziert). 



45 

Gemäß § 2 Abs 2 Z 2 Körperschaftsteuergesetz ist die entgeltliche Überlassung eines 

Betriebes gewerblicher Art als fiktiver Betrieb gewerblicher Art anzusehen.102 

 

Bei Begründung eines fiktiven Betriebes gewerblicher Art im Sinne des 

Körperschaftsteuergesetzes wird auch ein Betrieb gewerblicher Art im Sinne des 

Umsatzsteuergesetzes nach § 2 Abs 3 begründet. Das vereinnahmte Entgelt aus der 

Nutzungsüberlassung ist mit dem Regelsteuersatz in Höhe von 20% zu versteuern. Ein 

Vorsteuerabzug im Sinne des § 12 UStG steht aus geleisteten Vorleistungen zu.103 

 

• Parkplätze: 

Sofern die Vermietung von Parkplätzen durch Universitäten über die reine 

Vermögensverwaltung hinausgeht und gewerblich ist, wird ein körperschaftsteuerlicher 

Betrieb gewerblicher Art im Sinne des § 2 Abs 1 begründet. Das Betreiben eines Parkhauses 

oder einer Tiefgarage begründet einen Betrieb gewerblicher Art, und zwar selbst wenn die 

Körperschaft öffentlichen Rechts die Gebühren auf Basis einer hoheitlichen Norm erhebt.104 

 

Werden im Gegensatz aber Parkplätze im Freien vermietet, muss geprüft werden ob eine 

vermögensverwaltende Tätigkeit vorliegt oder durch das Anbieten von Nebenleistungen ein 

BgA begründet wird. Beispiele für angebotenen Nebenleistungen wären die Schneeräumung 

oder Bewachung der Parkflächen.105 

 

Liegt ein solcher Betrieb gewerblicher Art im Sinne des KStG vor, kommt es auch 

umsatzsteuerrechtlich zur Begründung eines Betriebes gewerblicher Art im Sinne 

des § 2 Abs 3 UStG. Selbst wenn im Körperschaftsteuerrecht die Gewerblichkeitsgrenze 

nicht erreicht wird, kommt es im Bereich des Umsatzsteuerrechts zu einem fiktiven 

Vermietungs-BgA gemäß § 2 Abs 3 UStG. Es ist somit in sämtlichen Fällen der Vermietung 

von Parkplätzen auf privatrechtlicher Grundlage von einer unternehmerischen Tätigkeit 

auszugehen.106 Die Vermietung ist als steuerpflichtig zu beurteilen und unterliegt dem 

Regelsteuersatz in Höhe von 20%.107 

 
102 S. KStR 2013, Rz 85. 
103 Vgl. UNIKO (2018), S. 100f. 
104 Vgl. UNIKO (2018), S. 101ff. 
105 Vgl. ACHATZ/MANG/LINDINGER (2014), S. 323f. 
106 S. EuGH 4.6.2009, Rs C-102/08. 
107 Vgl. UNIKO (2018), S.101ff. 
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• Verleih von Wirtschaftsgütern: 

Bei der Vermietung von Wirtschaftsgütern durch die Universität ist zu unterscheiden ob es 

sich um die Vermietung wissenschaftlicher oder sonstiger Gegenstände handelt. 

 

Im Falle des Vorliegens eines Verleihs von wissenschaftlichen Gegenständen ist zu 

überprüfen, ob diese funktional dem Forschungsbereich der Universität zugeordnet werden 

können. Als Forschungsanstalt liegt umsatzsteuerlich ein einheitlicher Hoheitsbetrieb vor, bei 

dem das Trennungsgebot im Sinne der Rz 268 Umsatzsteuerrichtlinien nicht zur Anwendung 

kommt. In diesem Fall unterliegen die Vermietungsleistungen nicht der Umsatzsteuer. Es 

besteht kein Recht zum Vorsteuerabzug gemäß § 12 UStG. 

 

Bei der entgeltlichen Nutzungsüberlassung von allen weiteren Geräten, die nicht in 

Zusammenhang mit der Forschungsanstalt einer Universität stehen, liegt kein Hoheitsbetrieb 

vor. Es wird ein Betrieb gewerblicher Art im Sinne des KStG begründet. In diesem Fall kommt 

es ebenfalls zur Begründung eines BgA im Sinne des § 2 Abs 3 UStG.  

Sollte es zu keiner Begründung eines körperschaftsteuerrechtlichen Betriebes gewerblicher 

Art kommen, da die Vermietung einem hoheitlichen KöSt-Mischbetrieb zuzuordnen ist, 

kommt es im Bereich der Umsatzsteuer zum Vorliegen einer unternehmerischen Tätigkeit 

aufgrund der Rz 268 Umsatzsteuerrichtlinien. Vorsteuern können in diesem Fall im Sinne 

des § 12 Umsatzsteuergesetz geltend gemacht werden.108 

 

• Getränkeautomaten: 

Wie in diversen öffentlichen Einrichtungen üblich, werden auf dem Gelände von 

Universitäten Getränkeautomaten aufgestellt, wofür die Universitäten für die Überlassung des 

Standplatzes Entgelte vereinnahmen. Da diese eindeutig in keinem direkten Zusammenhang 

zur hoheitlichen Forschung stehen, begründet diese Tätigkeit einen KöSt-BgA im Sinne des 

§ 2 Abs 1 Körperschaftsteuergesetz, woraus sich die Begründung eines Betriebes 

gewerblicher Art im Sinne des UStG erschließt. 

 

 

 

 
108 Vgl. UNIKO (2018), S. 103ff. 
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Selbst wenn es diesbezüglich aufgrund des Vorliegens eines Mischbetriebes nicht zum 

Entstehen eines Betriebes gewerblicher Art im Sinne des Körperschaftsteuergesetzes kommt, 

liegt aufgrund des Trennungsprinzips nach Rz 268 Umsatzsteuerrichtlinien eine 

unternehmerische Tätigkeit und somit Umsatzsteuerpflicht vor. Vorsteuern, die im 

Zusammenhang mit dieser Tätigkeit entstanden sind, können von der Universität geltend 

gemacht werden.109 

 

Da es sich bei der Überlassung von Standplätzen für Automaten nicht um die Vermietung von 

Grundstücken handelt, sondern diese als sonstige Duldungsleistung einzustufen ist, ist die 

Steuerbefreiung gemäß § 6 Abs 1 Z 16 UStG nicht anzuwenden und die Höhe der 

abzuführenden Umsatzsteuer liegt bei 20%.110 

 

3.5.2 Werbung und Sponsoring 

Um die steuerliche Beurteilung von Werbung und Sponsoring in Hinblick auf die Umsatzsteuer 

vornehmen zu können, muss im ersten Schritt die körperschaftsteuerliche Behandlung analysiert 

werden. Hierbei ist es im Bereich von Werbe- oder Sponsoringgeldern von Bedeutung zunächst 

zwischen Spenden und Sponsoring zu unterscheiden. Die Randziffer 1330a des 

Einkommensteuergesetzes (EStG) definiert den Begriff der Spende als Sach- oder Geldleistung 

ohne Gegenleistung von erheblichem Wert. Im Falle der Spendenannahme durch eine Universität 

handelt es sich um keine gewerbliche Tätigkeit, es liegt somit kein Betrieb gewerblicher Art im 

Sinne des § 2 Abs 1 Körperschaftsteuergesetz vor, da für das Vorliegen eines KöSt-BgA 

gewerbliche Tätigkeiten erbracht werden müssen.111 

 

In Abgrenzung zur Annahme von Spenden, liegt bei Sponsoring eine Verbindung zur Werbung 

und sonstigen Gegenleistungen vor. Der Begriff des Sponsorings grenzt sich somit von diversen 

Förderungen wie den Spenden ab.112  

 

 

 

 
109 Vgl. UNIKO (2018), S. 106f. 
110 S. EuGH 12.6.2003, Rs C-275/01. 
111 Vgl. KStR 2013, Rz 74. 
112 Vgl. BUHN (2018), Onlinequelle [08.03.2020]. 
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Um überprüfen zu können, ob Sponsoringzuwendungen im Bereich der hoheitlichen universitären 

Tätigkeiten liegen oder als privatwirtschaftlich einzuordnen sind, ist es notwendig zu 

differenzieren ob die in Verbindung mit dem Sponsoring stehenden Tätigkeiten im Rahmen der 

Forschungsanstalt im Sinne des § 2 Abs 5 Körperschaftsteuergesetz durchgeführt wurden oder 

nicht. 

 

Wenn Sponsoringleistungen eng mit Forschungseinrichtungen von Universitäten verbunden sind, 

können diese zur Forschungsanstalt gezählt werden und sind hoheitlich. Es kann diesbezüglich 

aber nicht von einer pauschalen Auffassung gesprochen werden. Jeder Fall ist einzeln nach den 

vorliegenden Sachverhalten zu überprüfen.113 

 

Sollten bei den Universitäten eigene Einrichtung für das Auftreiben von Sponsoringgeldern 

vorliegen, sind diese nicht in den Bereich der Forschungseinrichtungen einzugliedern und werden 

durch Begründung eines Betriebes gewerblicher Art im Sinne des Körperschaftsteuergesetzes als 

privatwirtschaftliche Tätigkeiten einzuordnen sein. 

 

Umsatzsteuerliche Behandlung von Sponsoringleistungen: 

In § 2 Abs 3 Umsatzsteuergesetz wird auf das Körperschaftsteuergesetz verwiesen. Aus diesem 

Grund gelten dieselben Vorschriften für Hoheitsbetriebe im Bereich der Körperschaftsteuer wie 

auch im Bereich der Umsatzsteuer.  

 

Da Universitäten gemäß § 2 Abs 5 KStG im Zuge von Forschungseinrichtungen hoheitlich tätig 

sind, liegt im Bereich der Umsatzsteuer ein untrennbarer Hoheitsbetrieb vor. Solange eine 

Forschungsanstalt vorliegt, kommt die Rz 268 der Umsatzsteuerrichtlinien nicht zur Anwendung 

und eine sachliche Trennung der Leistungen muss nicht durchgeführt werden. Sponsoring 

unterliegt in diesem Fall nicht der Umsatzsteuer, es kommt aber nicht zum Vorsteuerabzug für 

Vorleistungen. 114 Die Zuordnung zur Forschungsanstalt stellt sich aber speziell in Bezug auf 

wissenschaftliche Veranstaltungen als nicht immer eindeutig abgrenzbar dar, weswegen in 

Kapitel 3.6 Entwicklung eines Prüfschemas für die Entscheidung im Bereich Werbung und 

Sponsoring im Rahmen wissenschaftlicher Veranstaltungen expliziter auf Werbe und 

Sponsoringleistungen eingegangen wird. 

 
113 Vgl. Kapitel 3.6 Entwicklung eines Prüfschemas für die Entscheidung im Bereich Werbung und Sponsoring im 

Rahmen wissenschaftlicher Veranstaltungen, S. 59ff. 
114 Vgl. UNIKO (2018), S. 118f. 
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Sollten die Sponsoringleistungen nicht in Verbindung mit der Forschungsanstalt stehen und wird 

körperschaftsteuerrechtlich ein Betrieb gewerblicher Art begründet, führt dies ebenfalls zur 

Begründung eines Betriebes gewerblicher Art im Sinne des § 2 Abs 3 Umsatzsteuergesetz. Im Fall 

der Nichtbegründung eines körperschaftsteuerlichen Betriebes gewerblicher Art, sondern des 

Vorliegens eines überwiegend hoheitlichen Mischbetriebes würde es umsatzsteuerlich aufgrund 

der Rz 268 Umsatzsteuerrichtlinien zur Umsatzsteuerpflicht für Entgelte aus Sponsoring 

kommen.115 

 

Zu erwähnen ist an dieser Stelle, dass sämtliche Sponsoringleistungen wie auch Werbeleistungen 

bei Vorliegen der Bestimmungen gemäß § 1 Werbeabgabegesetz 2000 der Werbeabgabe in Höhe 

von 5% des Entgelts unterliegen. Diese Bestimmung ist unabhängig vom Vorliegen eines 

Betriebes gewerblicher Art. 

 

Der Werbeabgabe unterliegen sämtliche Werbeleistungen, die im Inland gegen Entgelt erbracht 

werden. Dazu zählen die Veröffentlichung von Werbeeinschaltungen in Druckwerken wie auch in 

Hörfunk und Fernsehen, sowie die Duldung der Benützung von Flächen zur Verbreitung von 

Werbebotschaften.116 Das Vorliegen einer Werbeabgabepflicht muss für jede einzelne 

Sponsoring- beziehungsweise Werbeleistung einer Universität separat geprüft werden. 117 

 

3.5.3 universitäre Veranstaltungen 

Im Bereich der Organisation von Veranstaltungen muss unterschieden werden, ob die Universität 

als Veranstalter auftritt oder lediglich die Räumlichkeiten gegen Bezahlung zur Verfügung gestellt 

werden. In diesem Fall, handelt es sich um Fremdveranstaltungen, die im Sinne der aktiven 

beziehungsweise passiven Nutzungsüberlassung unter Kapitel 3.5.1 Vermietung und Verpachtung 

behandelt wurden. 

 

Tritt die Universität als Veranstalter auf, handelt es sich um sogenannte Eigenveranstaltungen. 

Hier können grundsätzlich vier Arten differenziert werden:118 

 

 
115 Vgl. ACHATZ (2017), S. 714f. 
116 S. § 1 Werbeabgabegesetz 2000. 
117 Vgl. UNIKO (2018), S. 119. 
118 Vgl. UNIKO (2018), S. 111ff. 



50 

• wissenschaftliche Veranstaltungen 

• Bildungsveranstaltungen 

• Feste 

• sonstige Veranstaltungen 

 

Wissenschaftliche Veranstaltungen 

Wissenschaftliche Veranstaltungen werden der hoheitlichen Forschungsanstalt zugeordnet und 

stellen beispielsweise Konferenzen oder Workshops dar, bei denen universitäre Institute oder 

Fakultäten als Veranstalter auftreten. Die wissenschaftlichen Vorträge dienen primär der 

Vermittlung von Forschungsarbeit und nicht der Aus- oder Weiterbildung. 

 

Aufgrund der Zuordnung in den Bereich der Forschungsanstalt, fallen diese Veranstaltungen in 

den Bereich der Hoheitsbetriebe nach § 2 Abs 5 Körperschaftsteuergesetz und sind im Bereich der 

Umsatzsteuer aufgrund des Verweises in § 2 Abs 3 UStG dem Hoheitsbetrieb zuzuordnen. Die 

Rz 268 der Umsatzsteuerrichtlinien und das sachliche Trennungsprinzip kommen nicht zur 

Anwendung, sofern die Veranstaltung eindeutig der Forschungsanstalt zuzuordnen ist, da in 

diesem Fall ein untrennbarer Hoheitsbetrieb vorliegt. Es steht kein Recht zum Vorsteuerabzug zu, 

die entgeltlichen Leistungen unterliegen nicht der Umsatzsteuer.119 

 

Bildungsveranstaltungen 

Die Bildungsveranstaltungen sind mit den in Kapitel 3.1 Lehrtätigkeit von Universitäten 

behandelten Tätigkeiten gleichzusetzen. Somit sind alle, eng mit den gemäß § 3 Universitätsgesetz 

hoheitlichen Tätigkeiten verbundenen Bildungs- beziehungsweise Lehrtätigkeiten, dem 

Hoheitsbereich zuzuordnen. 

 

Sollten die Tätigkeiten aber nicht eindeutig dem Hoheitsbereich zuzuordnen sein, sind entgeltliche 

Bildungsveranstaltungen als privatwirtschaftliche Tätigkeiten einzuordnen. Das Trennungsprinzip 

der Rz 268 UStR kommt zur Anwendung und die Tätigkeiten sind als unternehmerisch 

einzuordnen und umsatzsteuerbar. In den meisten Fällen werden aber Befreiungen des 

§ 6 Umsatzsteuergesetz zur Anwendung kommen, weswegen die vereinnahmten Entgelte für 

Bildungsveranstaltungen von der Umsatzsteuerpflicht befreit sind. § 6 Abs 1 Z 12 UStG befreit 

sämtliche Umsätze von Körperschaften öffentlichen Rechts, die aus veranstalteten Kursen, 

 
119 Vgl. UNIKO (2018), S. 114f. 
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Vorträgen oder Filmvorführungen von wissenschaftlicher Art oder unterrichtender Tätigkeit 

erzielt wurden, solange die Einnahmen vorwiegend zur Deckung der Kosten verwendet werden. 

Diese Formulierung meint, dass die Einnahmen so gering sein müssen, dass keine wesentlichen 

Gewinne gemacht werden. 120 

 

Feste 

Die Organisation derartiger entgeltlicher Veranstaltungen, die geselligen Charakter haben und bei 

denen Wiederholungsabsicht durch die Universität vorliegt, sind nicht vom Bereich der 

Forschungsanstalt im Sinne des § 2 Abs 5 Körperschaftsteuergesetz erfasst. Bei organisatorischer 

Verselbstständigung handelt es sich hierbei eindeutig um privatwirtschaftliche Tätigkeiten. Um 

einen Betrieb gewerblicher Art im Sinne des Körperschaftsteuergesetzes zu begründen, sind das 

Vorliegen einer wirtschaftlich selbstständigen Einrichtung gemäß § 2 Abs 1 KStG sowie 

Einnahmen von über € 2.900, - pro Jahr notwendig. Diese Form wird als „Geselligkeitsbetrieb 

gewerblicher Art“ bezeichnet. 121 

 

Unter den Voraussetzungen des § 5 Z 12 lit a Körperschaftsteuergesetz werden 

Geselligkeitsbetriebe gewerblicher Art von der Steuerpflicht befreit. Diese Voraussetzungen 

lauten wie folgt:122 

 

• Der sogenannte Geselligkeitsbetrieb gewerblicher Art besteht ausschließlich zur 

entgeltlichen Durchführung von geselligen oder gesellschaftlichen Veranstaltungen aller 

Art. Das KStG erwähnt an dieser Stelle insbesondere Feste, Bälle, Kränzchen, Feiern, 

Juxveranstaltungen, Heurigenausschank, Wandertage, Vergnügungs-

Sportveranstaltungen. 

 

• Die Veranstaltungen müssen von außen eindeutig erkennbar zur materiellen Förderung 

eines bestimmten Zweckes im Sinne der §§ 35, 37 und 38 der Bundesabgabenordnung 

veranstaltet werden. Dazu gehören gemeinnützige, mildtätige sowie kirchliche Zwecke. 

 

• Sämtliche Erträge aus der jeweiligen Veranstaltung müssen nachweislich für diesen 

Zweck im Sinne der § 35, 37 oder 38 Bundesabgabenordnung verwendet werden. 

 
120 Vgl. ENZINGER/RAAB (2019), S. 61. 
121 Vgl. UNIKO (2018), S. 115f. 
122 S. § 5 Z 12 lit a KStG. 
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• Die durchgeführten Veranstaltungen dürfen pro Jahr eine insgesamte Dauer von 72 

Stunden nicht überschreiten.123 

 

Aufgrund oben angeführter Vorschriften gilt auch umsatzsteuerrechtlich, dass bei Begründen eines 

körperschaftsteuerlichen Betriebes gewerblicher Art und dem fehlenden Vorliegen der 

Voraussetzungen des § 5 Z 12 KStG, ein Betrieb gewerblicher Art im Sinne des 

§ 2 Abs 3 Umsatzsteuergesetz begründet wird. Wenn derartige Veranstaltungen von Universitäten 

beziehungsweise Körperschaften öffentlichen Rechts aber der Werbung und Öffentlichkeitsarbeit 

dienen, steht kein Recht zum Vorsteuerabzug aus bezogenen Vorleistungen zu.124 Die 

Vorleistungen, die mit diesen Veranstaltungen in Zusammenhang stehen, sind aufzutrennen. Es 

wird von vornherein eine sachliche Trennung im Sinne der Rz 268 Umsatzsteuerrichtlinien 

notwendig sein. 

 

Sofern die Voraussetzungen des § 5 Z 12 Körperschaftsteuergesetz vorliegen, wird die Tätigkeit 

nicht zum Unternehmensbereich der Universität gezählt. Die Begründung eines Betriebes 

gewerblicher Art im Sinne des § 2 Abs 3 UStG liegt somit nicht vor, weswegen die vereinnahmten 

Entgelte nicht umsatzsteuerbar sind. 

 

Sonstige Veranstaltungen 

Zu den sonstigen Veranstaltungen zählen im Gegensatz zu den vorher erläuterten Veranstaltungen 

all jene, die weder wissenschaftlich noch gesellig sind und nicht der Bildung dienen.  

 

Nachdem sonstige Veranstaltungen nicht der hoheitlichen Forschungsanstalt gemäß 

§ 2 Abs 5 KStG zuzuordnen sind, wird bei Durchführung dieser privatwirtschaftlichen Tätigkeit, 

unter den Voraussetzungen der organisatorischen Selbstständigkeit125 und des wirtschaftlichen 

Gehalts ein körperschaftsteuerlicher Betrieb gewerblicher Art begründet. 

 

Wenn keine wirtschaftlich selbstständige Einrichtung vorliegt, sondern diese Tätigkeiten 

zusammen mit teilweise hoheitlichen Tätigkeiten im Rahmen eines Mischbetriebes erbracht 

werden, ist aufgrund des Überwiegensgrundsatzes zu überprüfen, ob privatwirtschaftliche oder 

hoheitliche Tätigkeiten überwiegen. Je nachdem liegt insgesamt entweder ein 

 
123 S. KStR 2013, Rz 279ff. 
124 S. VwGH 30.06.2015, Rs 2011/15/0163. 
125 S. § 2 Abs 1 KStG. 
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körperschaftsteuerlicher Betrieb gewerblicher Art oder ein Hoheitsbetrieb vor.126 Das bedeutet, 

dass die erbrachten Leistungen bei Vorliegen eines Hoheitsbetriebes nicht steuerbar wären und 

daher nicht der Umsatzsteuer unterliegen. 

 

Im Falle des Begründens eines körperschaftsteuerrechtlichen Betriebes gewerblicher Art im Sinne 

des § 2 Abs 1 KStG kommt es zu einem umsatzsteuerlichen Betrieb gewerblicher Art im Sinne 

des § 2 Abs 3 Umsatzsteuergesetz. Wenn aufgrund des Überwiegens hoheitlicher Tätigkeiten kein 

Betrieb gewerblicher Art begründet wird, kommt es im Bereich der Umsatzsteuer aufgrund der 

Rz 268 Umsatzsteuerrichtlinien zur Umsatzsteuerpflicht der Universität. 

 

Bei der Organisation von diesbezüglichen Veranstaltungen ist das VwGH-

Erkenntnis 2011/15/0163 vom 30.06.2015 zu beachten, nachdem der Universität kein Recht zum 

Vorsteuerabzug zusteht sofern Veranstaltungen der Werbung und Öffentlichkeitsarbeit und damit 

nicht unternehmerischen Zwecken dienen. In der Praxis der Finanzverwaltung wird eine sachliche 

Trennung sämtlicher Tätigkeiten verlangt.127 

 

Im Bereich der Veranstaltung und Organisation von Messen handelt es sich um die Überlassung 

von Standflächen mit Zusatzleistungen. Im Zuge der umsatzsteuerlichen Beurteilung ist zwischen 

aktiver und passiver Nutzungsüberlassung zu unterscheiden. Zu differenzieren ist hierbei, welche 

Leistung im Vordergrund steht. 

 

Die Ausführungen zu aktiver und passiver Nutzungsüberlassung, auch im Zusammenhang mit 

Messen oder Konferenzen finden sich in Kapitel 3.5.1 Vermietung und Verpachtung.128 

 
126 S. KStR 2013, Rz 75ff. 
127 S. UStR 2000, Rz 268. 
128 Vgl. UNIKO (2018), S. 117. 
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Abbildung 4: Entscheidungsbaum zur umsatzsteuerlichen Beurteilung von Veranstaltungen; 

Quelle: UNIKO (2018), S. 113 (leicht modifiziert). 
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Sonderfall: künstlerische Veranstaltungen 

Im Falle der Organisation von künstlerischen Veranstaltungen, wie beispielsweise 

Theateraufführungen oder Konzerten von Kunstuniversitäten, ist aufgrund der engen Verbindung 

zur universitären Forschung und Lehre im Sinne des § 3 Universitätsgesetz zweifelhaft, dass 

diesbezüglich eine privatwirtschaftliche Tätigkeit vorliegt.129 

 

Es ist für jede Veranstaltung zu überprüfen, ob die künstlerischen Aktivitäten im Rahmen der 

Veranstaltung im Zuge einer hoheitlichen Forschungsanstalt gemäß 

§ 2 Abs 5 Körperschaftsteuergesetz erbracht werden, oder nicht. Sollte dies nicht der Fall sein, 

muss im nächsten Schritt noch geprüft werden, ob sie der Lehre zuzuordnen sind. Das könnte zum 

Beispiel bei einer öffentlichen Prüfung eines Musikstudiums der Fall sein. Werden die Tätigkeiten 

aber weder im Rahmen der Forschungsanstalt noch der universitären Lehre erbracht, liegt bei 

ausreichender organisatorischer bzw. wirtschaftlicher Selbstständigkeit und Einnahmen von über 

€ 2.900, - pro Jahr ein Betrieb gewerblicher Art im Sinne des Körperschaftsteuergesetzes vor.  

 

Die körperschaftsteuerlichen Hoheitsbetriebe im Sinne des § 2 Abs 5 KStG gelten aufgrund der 

Verbindung in § 2 Abs 3 UStG auch umsatzsteuerlich als untrennbare Hoheitsbetriebe. Da die 

Universität im Rahmen der Forschungsanstalt hoheitlich tätig ist und auch umsatzsteuerlich ein 

untrennbarer Hoheitsbetrieb vorliegt, kommt die Rz 268 Umsatzsteuerrichtlinien in diesem Fall 

nicht zur Anwendung. Die vereinnahmten Entgelte von künstlerischen Veranstaltungen sind somit 

nicht umsatzsteuerbar sofern sie der Forschungsanstalt zugeordnet werden können. Ein 

Vorsteuerabzug durch die Universität für bezogene Vorleistungen ist in diesem Fall nicht möglich. 

 

Sind die Tätigkeiten nicht der Forschungsanstalt zuzuordnen, kommt es trotzdem nicht zur 

Begründung eines Betriebes gewerblicher Art im Sinne des Körperschaftsteuergesetzes, da ein 

überwiegend hoheitlicher Mischbetrieb vorliegt, kommt es umsatzsteuerlich aufgrund des 

Trennungsprinzips der Rz 268 UStR zur Steuerbarkeit der Umsätze. Sofern die Leistungen im 

Inland erbracht wurden, ist Umsatzsteuer zu verrechnen. In diesem Fall steht der Universität der 

Vorsteuerabzug zu.130 

 
129 Vgl. GUTACHTEN DES BUNDESMINISTERIUMS FÜR WISSENSCHAFT, FORSCHUNG UND 

WIRTSCHAFT (2017), Universität als Forschungsanstalt. 
130 Vgl. UNIKO (2018), S. 120ff. 
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3.5.4 Das Betreiben von Druck- und Kopierzentren 

Aufgrund dessen, dass ein Copy Shop nicht vom Begriff der Forschungsanstalt im Sinne des 

§ 2 Abs 5 KStG umfasst ist, handelt es sich beim Betrieb von derartigen Zentren bei 

organisatorischer Selbstständigkeit um Betriebe gewerblicher Art im Sinne des 

Körperschaftsteuergesetzes.131 Erfolgt die Tätigkeit ausschließlich für Lehr- und 

Forschungszwecke und ist nur für Studenten oder Bedienstete der Universität zugänglich, handelt 

es sich um eine hoheitliche Tätigkeit. 

 

Sofern durch das Betreiben eines Copy Shops ein Betrieb gewerblicher Art im Sinne des 

Körperschaftsteuergesetzes begründet wird, kommt es zur Begründung eines umsatzsteuerlichen 

Betriebes gewerblicher Art gemäß § 2 Abs 3 UStG. Sollte es, aufgrund des Vorliegens eines 

überwiegend hoheitlichen Mischbetriebes nicht zur Begründung eines Betriebes gewerblicher Art 

kommen, greift das Trennungsgebot der Umsatzsteuerrichtlinien.132 Von Universitäten im Inland 

erbrachte Leistungen sind somit umsatzsteuerpflichtig. Vorsteuern im Zusammenhang mit den 

Druck- und Kopierzentren können in diesem Fall geltend gemacht werden. 

 

Im Rahmen von Copy Shops werden an Universitäten diverse Waren wie Merchandisingartikel, 

Bücher oder Schreibwaren angeboten, weswegen im Folgenden der Verkauf von Waren durch 

Universitäten behandelt werden soll. 133 

 

Der Handel mit Waren ist nicht vom Begriff der Forschungsanstalt umfasst.134 Die Tätigkeit des 

entgeltlichen Warenhandels ist als privatwirtschaftlich einzuordnen. Bei Vorliegen von 

wirtschaftlicher Selbstständigkeit und Einnahmen, die pro Jahr € 2.900, - überschreiten wird ein 

Betrieb gewerblicher Art begründet.135 Diese Voraussetzungen werden beim Betrieb eines Copy 

Shops erfüllt. Sollte keine selbstständige Einrichtung, sondern das Erbringen von 

privatwirtschaftlichen als auch hoheitlichen Tätigkeit im Rahmen eines Mischbetriebes vorliegen, 

ist auf das Überwiegen der jeweiligen Tätigkeiten abzuzielen um den Mischbetrieb entweder als 

Hoheitsbetrieb oder Betrieb gewerblicher Art einordnen zu können.136 

 

 
131 S. § 2 Abs 1 KStG. 
132 S. UStR 2000, Rz 268. 
133 Vgl. UNIKO (2018), S. 110f. 
134 S. § 2 Abs 5 KStG. 
135 S. § 2 Abs 1 KStG. 
136 S. KStR 2013, Rz 75ff. 
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Im Bereich der Umsatzsteuer gelten die Ausführungen zur Begründung eines Betriebes 

gewerblicher Art aufgrund des Verweises in § 2 Abs 3 UStG auf § 2 Abs 1 KStG. Kommt es zu 

keiner Begründung eines Betriebes gewerblicher Art, aber aufgrund des Überwiegens von 

hoheitlichen Tätigkeiten zu einem hoheitlichen KöSt-Mischbetrieb, liegt im Bereich der 

Umsatzsteuer aufgrund des umsatzsteuerlichen Trennungsgebotes gemäß Rz 268 UStR 

Steuerpflicht vor, wonach im Inland erbrachte Leistungen von der Universität mit Umsatzsteuer 

zu verrechnen sind. Ein Vorsteuerabzug steht in diesem Fall zu. 137 

 

Es muss geprüft werden, ob bei den verkauften Waren eine enge Verbindung zur 

Unterrichtsleistung besteht, das bedeutet ob es sich um eng mit dem Hochschulunterricht oder der 

Aus- und Weiterbildung verbundene Lieferungen im Sinne des 

Artikel 132 Abs 1 lit iMehrwertsteuersystemrichtlinie handelt. In diesem Fall liegt eine 

Steuerbefreiung vor, da der Verkauf von Unterrichtsmaterial mit der Lehre in direktem 

Zusammenhang steht und für den Unterricht unerlässlich ist.138 Aus diesem Grund dürfte der 

Verkauf von Unterrichtsmaterial dem Begriff der eng mit dem Hochschulunterricht verbundenen 

Lieferungen fallen und steuerbefreit sein.139 

 

3.5.5 Der Betrieb von Kindergärten 

Da der Betrieb eines Kindergartens nicht vom Begriff der Forschungsanstalt im Sinne des 

§ 2 Abs 5 Körperschaftsteuergesetz umfasst ist, handelt es sich hierbei um eine 

privatwirtschaftliche Tätigkeit, die bei organisatorischer bzw. wirtschaftlicher Selbstständigkeit 

im Sinne des § 2 Abs 1 Körperschaftsteuergesetz und Jahreseinnahmen von mehr als € 2.900, - 

einen körperschaftsteuerlichen Betrieb gewerblicher Art begründen. Sofern diese 

Voraussetzungen vorliegen, ist der Betrieb eines Kindergartens aufgrund der 

Wettbewerbsneutralität als privatwirtschaftlich zu qualifizieren, da die Universität wie eine 

Privatperson auftritt. 

 

 

 
137 Vgl. UNIKO (2018), S. 110f. 
138 S. Mehrwertsteuersystemrichtlinie, Artikel 134 lit a. 
139 S. EuGH 20.6.2002, Rs C-287/00; RATTINGER (2015) in: MELHARDT/TUMPEL (Hrsg.), S. 542ff. 
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Im Falle des Begründens eines körperschaftsteuerrechtlichen Betriebes gewerblicher Art, liegt 

aufgrund des § 2 Abs 3 Umsatzsteuergesetz, auch im Bereich der Umsatzsteuer ein Betrieb 

gewerblicher Art vor.  

 

Wenn die Universität den Kindergarten bzw. die Kinderbetreuungseinrichtung betreibt und somit 

das Einheben von Beiträgen für die Betreuung übernimmt, das heißt in direktem 

Leistungsaustausch mit den Eltern steht, sind die Betreuungsleistungen steuerbefreit. In 

§ 6 Abs 1 Z 23 Umsatzsteuergesetz heißt es, dass „die Leistungen der 

Jugend-, Erziehungs-, Ausbildungs-, Fortbildungs- und Erholungsheime an Personen, die das 27. 

Lebensjahr nicht vollendet haben, soweit diese Leistungen in deren Betreuung, Beherbergung, 

Verköstigung und den hierbei üblichen Nebenleistungen bestehen und diese von Körperschaften 

öffentlichen Rechts bewirkt werden“, steuerfreie Umsätze darstellen.140 Das würde bedeuten, dass 

die vereinnahmten Entgelte zwar steuerbar, aber von der Umsatzsteuer befreit sind und somit keine 

Umsatzsteuer abgeführt werden müsste. 

 

Gemäß Rz 977 der Umsatzsteuerrichtlinien gilt die Befreiung des § 6 Abs 1 Z 23 UStG nicht, 

wenn die Universität einen Dritten beauftragt den Kindergarten für sie zu betreiben. Wenn die 

Steuerbefreiung zur Anwendung kommt, kann zur Steuerpflicht optiert werden.141 

 

Die Beiträge unterliegen grundsätzlich dem ermäßigten Steuersatz in Höhe von 13%142 

beziehungsweise dem Steuersatz von 10%143 sofern der Kindergarten als gemeinnütziger Betrieb 

gewerblicher Art auftritt. Ein Vorsteuerabzug betreffend die bezogenen Vorleistungen für den 

Kindergarten steht der Universität in diesem Fall zu. 

  

 
140 Vgl. UNIKO (2018), S. 124f. 
141 S. UStR 2000, Rz 988. 
142 S. § 10 Abs 3 Z 10 UStG. 
143 S. § 10 Abs 2 Z 4 UStG. 
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3.6 Entwicklung eines Prüfschemas für die Entscheidung im Bereich 

Werbung und Sponsoring im Rahmen wissenschaftlicher 

Veranstaltungen 

Aufgrund der Häufigkeit des Auftretens von wissenschaftlichen Veranstaltungen und damit in 

Zusammenhang stehenden Werbe- und Sponsoringleistungen sowie der bestehenden 

Unisicherheit in Bezug auf die steuerliche Zuordnung dieser Leistungen, wird neben der in 

Kapitel 3.5 Sonstige Leistungen von Universitäten erfolgten grundlegenden steuerlichen 

Beurteilung, im Zuge dieses Kapitels ein spezieller Fokus auf diese Tätigkeiten von Universitäten 

gelegt.  

 

Bei Werbung und Sponsoring ist grundsätzlich in die Bereiche allgemeine Werbe- und 

Sponsoringleistungen und Werbung und Sponsoring im Rahmen von wissenschaftlichen 

Veranstaltungen zu unterscheiden. In der Praxis stellt sich die Zuordnung oftmals als nicht ganz 

einfach dar, weswegen im Nachfolgenden konkret auf die Entscheidung der Steuerbarkeit 

eingegangen wird. 

 

Auf Basis unternehmensinterner Unterlagen betreffend Werbe- und Sponsoringleistungen 

österreichischer Universitäten, wird ein Entscheidungsbaum für die umsatzsteuerliche Beurteilung 

entworfen. 

 

3.6.1 Allgemeine Werbe- und Sponsoringleistungen 

Beispiele für allgemeine Werbe- und Sponsoringleistungen wären etwa die Vermietung von 

Flächen für Plakatwerbung, das Verteilen von Flyern oder die Durchführung von Werbeaktionen 

durch die Universität. Außerdem fallen darunter die Aufstellung von Werbeständen am Gelände 

der Universität oder die Duldung von Werbeaktionen Externer in den Räumen der Universität.144 

 

 

 

 
144 Vgl. RABEL & PARTNER GMBH (2019), Interne Klientenunterlagen zu erbrachten Leistungen diverser 

Universitäten. 
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Auf Basis zuvor angeführter Beispiele kann eindeutig gezeigt werden, dass allgemeine Werbe- 

und Sponsoringleistungen von Universitäten grundsätzlich nicht der hoheitlichen 

Forschungsanstalt im Sinne des § 2 Abs 5 KStG zuordenbar sind. Es besteht kein funktionaler 

Zusammenhang zur Forschungsanstalt der Universität, weswegen das Prinzip der sachlichen 

Trennbarkeit im Sinne der RZ 268 UStR zur Anwendung kommt und die Tätigkeit als 

umsatzsteuerbare und ebenso umsatzsteuerpflichtige Tätigkeit mit dem Regelsteuersatz in Höhe 

von 20% zu versteuern wäre. Vorsteuern aus bezogenen Vorleistungen sind nach Maßgabe des 

§ 12 UStG in diesem Fall abziehbar. 

 

3.6.2 Werbung und Sponsoring im Rahmen wissenschaftlicher 

Veranstaltungen 

Von den vorhergehend erwähnten allgemeinen Erlösen aus Werbung und Sponsoring sind Erlöse 

abzugrenzen, die im Rahmen von wissenschaftlichen Veranstaltungen wie Konferenzen, 

Symposien, Tagungen oder Seminaren erwirtschaftet werden. Veranstaltungen dieser Art werden 

grundsätzlich von den Instituten oder Fakultäten einer Universität selbst veranstaltet. Die im 

Rahmen der wissenschaftlichen Veranstaltungen angebotenen wissenschaftlichen Vorträge und 

Inhalte dienen hierbei nicht primär der Lehre, sie sind vielmehr Ausfluss der wissenschaftlichen 

beziehungsweise forschenden Tätigkeit der veranstaltenden universitären Einrichtung. Bei 

derartigen Veranstaltungen steht der Wissensaustausch zwischen Wissenschaftlern und Forschern 

im Vordergrund. Als eine Art Plattform zur Vermittlung und Verbreitung von 

Forschungsergebnissen und für den Wissensaustausch weisen diese Veranstaltungen einen engen 

funktonalen Zusammenhang zur universitären Forschung des jeweiligen veranstaltenden Instituts 

auf.  

 

Die Finanzierung dieser wissenschaftlichen Veranstaltungen erfolgt dabei sowohl durch 

Teilnahmegebühren und öffentliche Mittel als auch teilweise durch Sponsoringbeiträge privater 

Unternehmen. 
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Im Zuge dieser Werbe- und Sponsoringleistungen erhalten die jeweiligen veranstaltenden 

Universitäten üblicherweise Sponsoringbeiträge von privaten Unternehmen und bieten im Zuge 

der wissenschaftlichen Veranstaltungen erfahrungsgemäß im Wesentlichen nachfolgende 

Gegenleistungen an: 

 

• Nennung gegenüber den Teilnehmern als Sponsor auf Einladungen, Vortragsunterlagen 

oder Aussendungen im Zusammenhang mit der Wissenschaftlichen Veranstaltung 

 

• Einräumung der Möglichkeit, sich den Teilnehmern auf der Konferenz beispielsweise 

durch Aufstellung eines Firmenstandes, zu präsentieren 

 

• Möglichkeit der inhaltlichen Beteiligung des Unternehmens an der wissenschaftlichen 

Veranstaltung durch das Stellen von Vortragenden 

 

Es ist fraglich, ob die von Unternehmen geleisteten Sponsoringbeiträge aus umsatzsteuerlicher 

Sicht tatsächlich als Leistungsentgelt für Werbeleistungen der jeweiligen Universität eingeordnet 

werden können und ob in diesem Fall eine Besteuerung aufgrund der Zuordnung zur hoheitlichen 

Forschungsanstalt im Sinne des § 2 Abs 5 KStG nicht unterbleiben kann. 

 

Soweit sich die Gegenleistung entgegen der obenstehend genannten Punkte nur auf eine 

Danksagung der Universität für die finanzielle Unterstützung bezieht, liegt kein umsatzsteuerlich 

relevanter Leistungsaustausch vor, da dem jeweiligen Unternehmen dadurch kein tatsächlicher 

Werbewert zukommt.145 Werden die genannten Gegenleistungen von den Universitäten dagegen 

erbracht, liegt grundsätzlich eine wirtschaftliche Tätigkeit vor. Das Sponsoring von 

wissenschaftlichen Veranstaltungen unterscheidet sich aber dennoch aus den nachstehenden 

Gründen vom klassischen Sponsoring. 

 

• Die Sponsoren derartiger Veranstaltungen sind in den meisten Fällen Forschungspartner 

der Universitäten, weswegen die Sponsoringleistungen wiederum in engem 

Zusammenhang zum Forschungsbereich steht. 

 

 

 
145 S. UStR 2000, Rz 1. 
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• Das jeweilige Unternehmen spricht mit dem Sponsoring der Veranstaltung nur eine kleine, 

ausschließlich wissenschaftliche Zielgruppe an, was das Sponsoring derartiger 

Veranstaltungen grundsätzlich vom allgemeinen Sponsoring unterscheidet. 

 

• Die finanziellen Mittel die der Universität beziehungsweise dem veranstaltenden Institut 

im Rahmen derartiger Sponsoringbeiträge zufließen sind speziell für die Unterstützung der 

jeweiligen wissenschaftlichen Veranstaltung gedacht und daher zweckgewidmet. 

 

• Im Falle des Ausführens derartiger Veranstaltungen liegt für die Universitäten 

beziehungsweise ihre jeweiligen veranstaltenden Einrichtungen kein Wettbewerb zu 

privaten Veranstaltern wissenschaftlicher Konferenzen oder Kongressen vor. Die 

Organisation derartiger wissenschaftlicher Veranstaltungen findet grundsätzlich durch 

Universitäten statt, weswegen kein Wettbewerbsvorteil aufgrund der Nichtbesteuerung 

von Sponsoringleistungen gegeben ist.146 

 

Sponsoringleistungen die im Gegensatz zur allgemeinen Werbung und Sponsoring im Rahmen 

von wissenschaftlichen Veranstaltungen und damit im Rahmen der Institute und Fakultäten 

erbracht werden, sind daher der hoheitlichen Forschungsanstalt im Sinne des § 2 Abs 5 KStG 

zuzuordnen und daher nicht der Umsatzsteuer zu unterlegen.147 

 

Aus den zuvor ausgeführten Kriterien in Bezug auf allgemeine Werbe- und Sponsoringleistungen 

sowie Werbung und Sponsoring wissenschaftlicher Veranstaltungen, kann nachfolgender 

Entscheidungsbaum für die generelle Einordnung der Sponsoringleistungen konzipiert werden. 

 

 
146 Vgl. RABEL & PARTNER GMBH (2019), Erhebungen zur steuerlichen Beurteilung von Sponsoringleistungen 

im Rahmen wissenschaftlicher Veranstaltungen. 
147 Vgl. ACHATZ (2017), S. 714. 
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Abbildung 5: Entscheidungsbaum Werbung und Sponsoring; 

Quelle: eigene Darstellung. 
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4 Wesentliche Beratungsinhalte für die Konzeptionierung 

eines Leitfadens für die umsatzsteuerliche Beratung von 

Universitäten 

Da sich durch den im November 2014 veröffentlichenden Wartungserlass im Bereich der 

Umsatzsteuer die Ansicht der Finanzverwaltung zu körperschaftsteuerlichen Mischbetrieben 

grundlegend geändert hat und zahlreiche Sachverhalte seither einer veränderten steuerlichen 

Beurteilung unterliegen, sollen im Zuge dieses Kapitels wesentliche Punkte für die steuerliche 

Beratung definiert werden. Dafür muss im Nachfolgenden zunächst geklärt werden, welche 

Auswirkungen diese Anpassungen auf die abgabenrechtliche Behandlung von Universitäten haben 

und welche Zeiträume davon betroffen sind, um in einem nächsten Schritt auf die konkreten 

Beratungsinhalte eingehen zu können. 

 

Nach der Anpassung der Umsatzsteuerrichtlinien im Zuge des Wartungserlasses 2014 wurde die 

Änderung der Rechtsauffassung durch den Wartungserlass 2016, welcher am 14.12.2016 

veröffentlicht wurde, noch weiter konkretisiert. 

 

Aus der Rz 268 der Umsatzsteuerrichtlinien kann entnommen werden, dass nach Ansicht des 

Bundesministeriums für Finanzen im Bereich der Umsatzsteuer bei körperschaftsteuerlichen 

Mischbetrieben eine Aufspaltung der hoheitlichen Tätigkeiten vom Unternehmensbereich zu 

erfolgen hat, sofern eine sachliche Trennbarkeit möglich ist. 

 

In diesem Fall hat, unabhängig vom Überwiegen, jedenfalls eine Aufspaltung in einen 

nichtwirtschaftlichen hoheitlichen Bereich und einen wirtschaftlichen und damit 

umsatzsteuerbaren Bereich zu erfolgen. Das ist selbst dann der Fall, wenn nach dem 

Körperschaftsteuergesetz ein einheitlicher, untrennbarer Mischbetrieb vorliegt. 
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Die durch die Wartungserlässe 2014 und 2016 geäußerte Rechtsauffassung steht jedoch im 

Widerspruch zur geltenden nationalen Rechtslage in Österreich, konkret zum Gesetzeswortlaut in 

§ 2 Abs 3 Umsatzsteuergesetz und den erläuternden Bemerkungen zum 

Universitätsgesetz 2002:148 

 

• Auf Basis der Erläuterungen zur Gesetzesvorlage zum Universitätsgesetz sind in den 

Universitäten die hoheitlichen und privatwirtschaftlichen Tätigkeiten untrennbar 

miteinander verbunden, wobei die hoheitlichen Aufgaben überwiegen.149 Aus diesem 

Grund wird davon ausgegangen, dass privatwirtschaftliche Tätigkeiten der Universitäten 

und ihrer Einrichtungen mit den hoheitlichen Tätigkeiten personell, organisatorisch, 

technisch und funktionell verbunden sind, dass im Steuerrecht von einem einheitlichen 

Betrieb bzw. Mischbetrieb, welcher einen steuerlichen Hoheitsbetrieb darstellt, 

ausgegangen werden muss.150 

 

• Da der § 2 Abs 3 Umsatzsteuergesetz unmittelbar auf den § 2 Körperschaftsteuergesetz 

verweist, ist sowohl das dort verankerte Überwiegensprinzip151, als auch das Merkmal der 

wirtschaftlich selbstständigen Einrichtung für einen Betrieb gewerblicher Art auch im 

Bereich der Umsatzsteuer relevant. 

 

Der § 2 Abs 3 Umsatzsteuergesetz ist somit wegen dem Verweis auf den 

körperschaftsteuerrechtlichen Überwiegensgrundsatz in § 2 KStG richtlinienwidrig. Aufgrund der 

fehlenden Möglichkeit einer richtlinienkonformen Interpretation des Gesetzeswortlautes, kann die 

Aufspaltung eines Mischbetriebes, nur dann zum Tragen kommen, wenn auf die unmittelbare 

Anwendbarkeit des Unionsrechtes, also den Anwendungsvorrang, berufen wird.152 

 

Zusätzlich zur Frage, ob nach der derzeitigen Rechtslage in der Umsatzsteuer die Anwendung des 

Trennungsprinzips überhaupt zu Lasten der Universitäten zulässig ist, kann bei 

Veranlagungszeiträumen ab 2015 nicht ausgeschlossen werden, dass bestimmte, untergeordnete 

und potenziell privatwirtschaftliche Tätigkeiten, die im Rahmen von überwiegend hoheitlichen 

 
148 Vgl. RABEL & PARTNER GMBH (2019), Diverse Offenlegungsschreiben von umsatzsteuerlich relevanten 

Sachverhalten für die Veranlagungszeiträume 2015-2018. 
149 Vgl. PARLAMENT DER REPUBLIK ÖSTERREICH (2002b), Onlinequelle [12.03.2020]. 
150 Vgl. ACHATZ/MANG/LINDINGER (2014), S. 330f. 
151 S. § 2 Abs 1 und 2 KStG. 
152 Vgl. ACHATZ/MANG/LINDINGER (2014), S. 186f; RAAB (2008), S. 444ff; EHRKE-RABEL (2010), S.190. 
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Mischbetrieben geleistet werden, nach dem Trennungsgebot der Rz 268 UStR umsatzsteuerbar 

und in weiterer Folge gegebenenfalls umsatzsteuerpflichtig sind. 

Aus Gründen der Vorsicht und um sämtliche gesetzliche Verpflichtungen zu erfüllen, sollen für 

Veranlagungszeiträume ab 2015 aufgrund des Trennungsprinzips alle, potenziell steuerbaren 

Sachverhalte aufgedeckt und die darauf entfallende Umsatzsteuer erklärt werden. 

Korrespondierend dazu, sollen mit diesen Umsätzen in Verbindung stehende Vorsteuern aus 

bezogenen Vorleistungen geltend gemacht werden.153 

 

Was Veranlagungszeiträume vor 2015 anbelangt, besteht aus den folgenden Gründen keine 

Offenlegungserfordernis im Zusammenhang mit der geänderten Randziffer 268 der 

Umsatzsteuerrichtlinien: 

 

• Aus den, vom Bundesministerium für Finanzen vor dem Erscheinen des 

Wartungserlasses 2014, veröffentlichten Aussagen hat sich kein Erfordernis ergeben bei 

Mischbetrieben von Körperschaften öffentlichen Rechts untergeordnete 

privatwirtschaftliche Tätigkeiten der Umsatzsteuer zu unterwerfen. So hatte die für 

Mischbetriebe geltende Rz 268 bis zum Wartungserlass, den in Kapitel 2.2.4 Erweiterung 

des Unternehmensbereiches von Körperschaften öffentlichen Rechts, bereits erwähnten 

Wortlaut, der keine sachliche Trennbarkeit vorsieht.154 

 

• Es handelt sich beim Kriterium der sachlichen Trennbarkeit um kein spezifisch 

umsatzsteuerliches Trennungsgebot. Die Rz 268 UStR übernimmt 

körperschaftsteuerrechtliche Grundsätze. Die Rz 77 der Körperschaftsteuerrichtlinien 

führt aus dass, wenn die Tätigkeit einer teilrechtsfähigen Einrichtung einer Schule oder 

einer Universität untrennbar hoheitlichen und privatwirtschaftlichen Zwecken dient, 

aufgrund der personellen und technischen Verflechtung mit dem Hoheitsbetrieb und der 

untergeordneten Funktion der Privatwirtschaftsverwaltung, kein Betrieb gewerblicher Art 

begründet wird. 155 

 

 

 
153 Vgl. ENZINGER/RAAB (2019), S. 61; RABEL & PARTNER GMBH (2019), Diverse Offenlegungsschreiben 

von umsatzsteuerlich relevanten Sachverhalten für die Veranlagungszeiträume 2015-2018. 
154 S. UStR 2000, Rz 268 vor dem Wartungserlass 2014. 
155 S. KStR 2013, Rz 77. 
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• Im Rahmen des Salzburger Steuerdialoges 2012 wurde noch die Ansicht vertreten, dass 

das Vorliegen eines körperschaftsteuerlichen Betriebes gewerblicher Art im Sinne des 

§ 2 Abs 1 Körperschaftsteuergesetzes auch die Grundlage für die Unternehmereigenschaft 

von Körperschaften öffentlichen Rechts im Umsatzsteuerrecht ist. Von einer 

unternehmerischen Tätigkeit im Rahmen eines umsatzsteuerlichen Betriebes gewerblicher 

Art im Sinne des § 2 Abs 3 UStG ist nur dann auszugehen, wenn im Zuge einer 

Leistungserbringung durch Universitäten auf privatrechtlicher die Voraussetzungen des 

§ 2 Abs 1 Körperschaftsteuergesetz vorliegen.156 

 

• Erst seit der Änderung der Rz 268 UStR durch den Wartungserlass 2014 wird überwiegend 

davon ausgegangen, dass die Finanzverwaltung die Auffassung vertritt, dass 

Einrichtungen, die hoheitliche und unternehmerische Tätigkeiten durchführen aus 

umsatzsteuerlicher Sicht aufzuspalten sind. Das ist selbst dann der Fall, wenn nach dem 

Körperschaftsteuergesetz ein einheitlicher, untrennbarer, überwiegend hoheitlicher 

Mischbetrieb vorliegt. Dies wird durch die neuerliche Ergänzung der Rz 268 UStR durch 

den Wartungserlass 2016 um Aussagen zum VwGH-Erkenntnis 2011/15/0163 vom 

30.6.2015 verdeutlicht. 

 

Vor dem Wartungserlass 2014 der Umsatzsteuerrichtlinien war keine Änderung vom 

ertragsteuerlichen Überwiegensgrundsatz im Bereich der Umsatzsteuer ersichtlich. Bis zur 

Verschärfung der Rz 268 UStR kann deshalb davon ausgegangen werden, dass in der 

Umsatzsteuer das ertragsteuerliche Überwiegenprinzip anzuwenden war. Das führt zur 

Konsequenz, dass für untergeordnete privatwirtschaftliche Tätigkeiten im Rahmen von 

überwiegend hoheitlichen KöSt-Mischbetrieben für die Zeiträume bis 2014 noch keine Trennung 

und Versteuerung erforderlich war.157 

 

Somit kann zusammenfassend festgestellt werden, dass die Notwendigkeit besteht, sämtliche 

Sachverhalte im Zusammenhang mit körperschaftsteuerlichen Mischbetrieben der Jahre 2015 bis 

heute rückwirkend auf ihre Umsatzsteuerbarkeit zu überprüfen und gegebenenfalls dem 

zuständigen Finanzamt nachträglich zu erklären. 

 

 
156 S. BMF 28.9.2012, BMF-010219/0163-VI/4/2012. 
157 S. UStR 2000, Rz 268 vor dem Wartungserlass 2014. 
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4.1 Erläuterungen zur Vorgehensweise bei der Beratung 

Um österreichische Universitäten bei Anfragen betreffend die umsatzsteuerliche Behandlung 

diverser Tätigkeiten bestmöglich beraten zu können, muss zunächst geklärt werden, welche 

Sachverhalte in der Vergangenheit noch nicht umsatzsteuerbar waren und damit potenziell 

problematisch sein könnten. 

 

Wie bereits erwähnt, sind sämtliche, mit der Lehre beziehungsweise der Forschung von 

österreichischen Universitäten in unmittelbarem Zusammenhang stehende Tätigkeiten, dem 

hoheitlichen Bereich zuzuordnen und daher nicht steuerbar. Zu begründen ist diese Einordnung 

als Hoheitsbetrieb folgendermaßen: 

 

• Die Erfüllung der den Universitäten gemäß § 3 UG 2002 zugeordneten Tätigkeiten ist auch 

nach den Mehrwertsteuer-Systemrichtlinien als hoheitlich einzuordnen. Vereinnahmte 

Entgelte wie Studienbeiträge, die im Zuge der Erfüllung dieser hoheitlichen Aufgaben zu 

entrichten sind, stellen kein Entgelt für eine umsatzsteuerbare Leistung dar.158 

 

• Universitäten werden als hoheitliche Forschungsanstalten im Sinne des § 2 Abs 5 KStG 

definiert. Im Bereich der Forschung sowie der Entwicklung und Erschließung der Künste 

sind Universitäten hoheitlich tätig, es liegt umsatzsteuerrechtlich ein einheitlicher und 

untrennbarer Hoheitsbetrieb vor. Soweit nach dem Gesamtbild der Verhältnisse eine 

Forschungsanstalt vorliegt, kommt die sachliche Trennung gemäß 

Rz 268 Umsatzsteuerrichtlinien nicht zur Anwendung.159 

 

Der umsatzsteuerliche Beratungsschwerpunkt ist daher, auf die in Kapitel 3.5 Sonstige Leistungen 

von Universitäten angeführten, Leistungen einzugrenzen. Da bei den Universitäten aufgrund des 

großen Umfangs an verschiedenen sonstigen Tätigkeiten und der Nähe zum Hoheitsbereich 

oftmals nicht klar ist, welche Tätigkeiten potenziell der Umsatzsteuer unterliegen, soll im 

Nachfolgenden zunächst eine Fragenliste über ausgewählte wirtschaftliche Tätigkeiten und deren 

steuerliche Behandlung konzipiert werden, um ebendiese Tätigkeiten bei Universitäten möglichst 

einfach aufdecken zu können. 

 
158 Vgl. RUPPE/ACHATZ (2018), S. 309f. 
159 Vgl. ENZINGER/RAAB (2019), S. 58; ACHATZ (2017), S.710ff. 
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Tätigkeiten, die von Universitäten regelmäßig erbracht werden und aufgrund der Änderung der 

Ansicht der Finanzverwaltung im Zuge der Anpassung der Rz 268 der Umsatzsteuerrichtlinien 

potenziell Beratungsbedarf haben könnten, sind abzufragen.  

 

Aus den in Kapitel 3 Steuerliche Analyse von typischen universitären Tätigkeiten erhobenen 

Tätigkeiten sowie deren steuerlicher Analyse und der Erfahrung des Kooperationspartners in der 

Beratung von österreichischen Universitäten, konnte die nachfolgende Liste an abzufragenden 

Tätigkeiten definiert werden: 160 

 

1. Betrieb eines Kindergartens für Universitätsmitarbeiter und Dritte bzw. Erbringung von 

Kinderbetreuungsleistungen an Mitarbeiter 

2. Facility-Einheiten von Universitäten, die selbst keine Forschung betreiben aber 

wissenschaftliche oder technische Dienstleistungen für hoheitliche Forschungsanstalten 

der eigenen Universität oder anderer Universitäten (bzw. Forschungseinrichtungen) 

erbringen, sowie Material liefern. 

3. Neben der Überlassung von Großgeräten, entgeltliche Erbringung wissenschaftlicher 

oder technischer Dienstleistungen an Dritte gegen Entgelt 

4. Betrieb von eigenen Prüf- und Versuchsanstalten, die entgeltliche Leistungen an 

Unternehmen erbringen 

5. Produktion von Gütern und Verkauf an Dritte im Zuge der universitären Forschung 

6. Produktion von Gütern und Verkauf an Dritte außerhalb der universitären Forschung 

7. Handel (zum Beispiel mit Softwarelizenzen, Laptopverkäufe durch Universität oder mit 

Waren aller Art) soweit nicht nur für Unterrichts- oder Forschungszwecke 

8. Druck- und Kopierzentrum als wirtschaftlich selbständige Einrichtung; keine 

Beschränkung auf Lehrzwecke oder Eigenbedarf für Verwaltung, Forschung und Lehre 

und für unifremde Dritte frei zugänglich 

9. Verkauf von Merchandising-Artikeln im Rahmen einer eigenen organisatorischen Einheit 

(beispielsweise im Zuge eines eigenen Shops) 

10. Hörsaal- und Seminarraumpatenschaften mit privaten Unternehmen, die als 

Gegenleistung von der Universität umfangreiche Werbeleistungen und sonstige 

Leistungen (zum Beispiel kurzfristige Raumüberlassungen, Veranstaltungsleistungen, 

Personalmarketingleistungen etc.) erhalten 

 
160 Vgl. RABEL & PARTENR GMBH (2019), Fragenliste sonstiger wirtschaftlicher Tätigkeiten von Universitäten. 
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11. Regelfall: Werbe- und Sponsoringleistungen außerhalb von Instituten, Fakultäten, 

Departments, Zentren etc., die als Forschungsanstalten gelten (zum Beispiel im Rahmen 

eigener Abteilungen für Sponsoring und Fundraising oder Zentrales 

Veranstaltungsmanagement) 

12. Ausnahmefall: Werbe- und Sponsoringleistungen von Instituten, Fakultäten, 

Departments, Zentren etc., die als Forschungsanstalten gelten und die einen engen 

funktionalen Zusammenhang zur universitären Forschung aufweisen (zB untergeordnetes 

Sponsoring im Rahmen von wissenschaftlichen Kongressen und Konferenzen, die im 

Rahmen der hoheitlichen Forschungsanstalt von Instituten, Fakultäten, Departments, 

Zentren etc. veranstaltet werden) 

13. gesellige Veranstaltungen und Feste (zum Beispiel Universitätsball) 

14. Veranstaltung von wissenschaftlichen Kongressen und Konferenzen inklusive 

untergeordnetem Rahmenprogramm durch Institute, Departments, Fakultäten etc. 

(Forschungsveranstaltungen) 

15. Kongress- und Konferenzdienstleistungen mit entsprechenden Begleitmaßnahmen, die 

keinen Bezug zu Lehre und Forschung haben (nicht-wissenschaftliche Kongresse, bei 

denen die unterhaltenden Side-Events einen wesentlichen Bestandteil der Veranstaltung 

darstellen) 

16. Nicht gesellige Veranstaltungen, die weder Forschungsveranstaltungen noch 

Bildungsveranstaltungen sind (zum Beispiel Eigenveranstaltung von Karrieremessen) 

17. Universitätslehrgänge gemäß § 56 Universitätsgesetz 

18. Entgeltliche Workshops und Fort- und Weiterbildungsseminare für externe Dritte oder 

Mitarbeiter, ohne funktionellen Zusammenhang mit der universitären Forschung und 

außerhalb der klassischen universitären Lehre (kein Curriculum), aber mit 

allgemeinbildendem Charakter (zum Beispiel interne Weiterbildungsveranstaltungen 

oder beispielsweise Kochkurse, Tanzkurse, etc.) 

19. eigene Gastronomiebetriebe und Beherbergungsbetriebe 

20. Verpachtung von Gastronomieflächen mit Betriebsausstattung wie beispielsweise Mensa 

oder Cafeteria 

21. Universitätsverlag, wenn die Tätigkeit ausschließlich Unterrichts- oder 

Forschungszwecken dient (Publikationsplattform für eigene wissenschaftliche Arbeiten) 

22. Universitätsverlag, wenn die Tätigkeit nicht ausschließlich Unterrichts- oder 

Forschungszwecken dient (auch Fremdpublikationen) 

23. Museen und andere entgeltliche touristische Führungen 
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24. Gewerbliche Bereitstellung von Standplätzen für Getränke- und Snackautomaten 

25. Entgeltliche Überlassung von Tiefgaragenplätzen an Mitarbeiter und Dritte 

26. Entgeltliche Überlassung von PKW-Standplätzen im Freien an Mitarbeiter 

27. Vermietung von Wirtschaftsgütern gegen Entgelt, wenn die Tätigkeit nicht Unterrichts- 

oder Forschungszwecken dient (z.B. entgeltliche Fuhrparkvermietung an Studenten, 

Mitarbeiter und Dritte) 

28. Verrechnung allgemeiner Managementleistungen und sonstiger Dienstleistungen (nicht-

wissenschaftliche Dienstleistungen, zum Beispiel im Bereich Rechnungswesen, 

Controlling oder technische Dienstleistungen an ausgegliederte Rechtsträger oder 

sonstige Dritte 

29. Gestellung von wissenschaftlichem Personal beziehungsweis Leitungspersonal einer 

hoheitlichen Forschungsanstalt (Institut, Fakultät, Zentrum etc.) in Tochtergesellschaften 

30. Personalgestellung außerhalb von Forschungsanstalten an Tochterunternehmen (nicht-

wissenschaftliches Personal, zum Beispiel Mitarbeiter Finanzbuchhaltung) 

31. Gestellung von Lehrpersonal an andere Universitäten (Bildungseinrichtungen) 

32. Veräußerung und Nutzungsüberlassung (Lizensierung) von 

a. patentierten Verfahren  

b. nicht patentierten Verfahren  

c. sonstigen Immaterialschutzgüterrechten, wie selbst entwickelter Software 

33. Einräumung von Lizenzrechten an der Verwendung des Universitäts-Logo an 

Tochtergesellschaften gegen Entgelt 

34. Entgeltliche Computer-Kurse 

35. Entgeltlich erworbene Nutzungsrechte an Datenbanken, Online-Bibliotheken, etc. seitens 

der Universität für Hoheitsbereich und Nutzung durch Dritte gegen Kostenbeitrag 

36. Passive Nutzungsüberlassung von Räumlichkeiten für Zwecke von Fremdveranstaltungen 

(außerhalb von Hörsaalpatenschaften). 

37. entgeltliche Kurse von Universitätssportinstituten (USI) für Studenten, Mitarbeiter, 

Alumni und externe Dritte 

38. entgeltliche stunden- und tageweise Überlassung der USI-Sportanlagen an Sportvereine 

und Private in der vortragsfreien Zeit oder am Wochenende 

39. Entgeltliche Überlassung von Standplätzen für Infostände und entgeltliche Duldung von 

Promotion Aktionen 
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Im Zuge der Überprüfung dieser Tätigkeiten in Form eines Fragenkataloges muss außerdem 

abgeklärt werden, wie die jeweilige Tätigkeit bis zum Zeitpunkt der Überprüfung umsatzsteuerlich 

behandelt wurde. Das bedeutet, es muss außerdem abgefragt werden, ob aus den Leistungen 

vereinnahmte Entgelte der Umsatzsteuer unterworfen wurden und ob aus bezogenen 

Vorleistungen im Zusammenhang mit der jeweiligen Tätigkeit Vorsteuern gezogen wurden. Es ist 

zu klären, wie die vereinnahmten Umsätze bisher im Rechnungswesen der Universität 

aufgezeichnet und verbucht wurden, um diese im Rahmen der Bilanzierung richtig darzustellen 

beziehungsweise etwaigen Anpassungsbedarf aufdecken zu können.161 

 

Die aus den diversen Tätigkeiten und den Fragen betreffend ihre steuerliche Behandlung 

konzipierte Frageliste findet sich im Beratungsleitfaden wieder. Zur Veranschaulichung des 

Aufbaues dieser Frageliste ist ein Ausschnitt in nachfolgender Abbildung dargestellt: 

 

 

Die Fragenliste sollte zu Beginn der Beratung von den verantwortlichen Personen im 

Rechnungswesen der Universität oder gemeinsam mit dem zuständigen Steuerberater 

beziehungsweise der zuständigen Steuerberaterin ausgefüllt werden, um in einem ersten Schritt 

erheben zu können, welche Tätigkeiten von der Universität erbracht werden und wie diese bisher 

steuerlich behandelt wurden. Auf Basis der Erhebung der von Universitäten erbrachten Tätigkeiten 

kann entschieden werden ob weiterer Beratungsbedarf aufgrund von aufgedeckten Steuerrisiken 

besteht. 

 

 

 
161 Zum bilanziellen Ausweis von Steuernachzahlungen siehe Kapitel 4.3 Die bilanzielle Behandlung von 

Nachversteuerungen, S.79ff. 

Abbildung 6: Auszug Fragenliste für die umsatzsteuerliche Beratung von Universitäten; 

Quelle: in Anlehnung an RABEL & PARTNER GMBH (2019), Fragenliste sonstiger 

wirtschaftlicher Tätigkeiten von Universitäten. 
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Es wird empfohlen die Überprüfung der steuerlichen Behandlung der universitären Tätigkeiten 

nicht nur im Zuge der Erstberatung durchzuführen, sondern die Frageliste in regelmäßigen 

Abständen gemeinsam mit den betreuten Universitäten durchzugehen, um beispielsweise neu 

hinzugekommene Tätigkeiten von Universitäten aufdecken zu können. Dadurch soll sichergestellt 

werden, dass sämtliche, von Universitäten erbrachte Tätigkeiten auch weiterhin und bereits von 

Beginn an steuerlich richtig behandelt werden, um etwaige Verkürzungen umgehen zu können und 

Steuerrisiken so zu vermeiden. 

 

4.2 Die Vorgehensweise im Zuge von Offenlegungen nach der 

Änderung der Umsatzsteuerrichtlinien 

Aufgrund der erwähnten Änderung der Umsatzsteuerrichtlinien 2000 müssen Universitäten die 

bislang als nicht steuerbar behandelten Umsätze dem Finanzamt nacherklären. Da die wesentliche 

Änderung sich aufgrund der Wartungserlässe 2014 und 2016 ergeben hat, konnte festgestellt 

werden, dass Universitäten zum jetzigen Zeitpunkt sämtliche Umsätze bis zum Jahr 2015 zurück 

nachträglich zu erklären haben. In diesem Kapitel soll geklärt werden, aus welchem Grund 

Universitäten die umsatzsteuerlich relevanten Sachverhalte nacherklären und welche 

Konsequenzen die Nacherklärung für Universitäten hat. Außerdem soll ausführlich dargelegt 

werden, was im Zuge einer Offenlegung zu beachten ist. 

 

Aus Gründen der Vorsicht und um sämtliche gesetzliche Verpflichtungen zu erfüllen, sollen für 

Veranlagungszeiträume ab 2015 aufgrund des Trennungsprinzips potenziell steuerbare 

Sachverhalte aufgedeckt und die darauf entfallende Umsatzsteuer erklärt werden. 

Korrespondierend dazu, sollen mit diesen Umsätzen in Verbindung stehende Vorsteuern aus 

bezogenen Vorleistungen geltend gemacht werden. 

 

Dies soll im Zuge einer Offenlegung beim zuständigen Finanzamt geschehen. Bei Offenlegung 

der Sachverhalte ist auch ein Antrag auf Nichtfestsetzung von Säumniszuschlägen gemäß 

§ 217 Abs 7 BAO zu stellen. 

 

Dafür muss ein Offenlegungsschreiben gemeinsam mit den berichtigten Steuererklärungen an das 

Finanzamt übermittelt werden. Um die Erarbeitung dieses Schreibens in Zukunft zu vereinfachen 

und einheitlicher zu gestalten, wurde das nachfolgende Schema für Offenlegungsschreiben 
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erarbeitet, welches neben den generellen inhaltlichen Punkten auch Vorlagetabellen und diverse 

Ausführungen zu Beilagen enthält:162 

 

1. Darstellung des Sachverhaltes und Offenlegung der bedeutsamen Umstände 

 

1.1. Einleitung: Grundsätze der Besteuerung von Universitäten 

An dieser Stelle erfolgt eine grundsätzliche Erläuterung der Besteuerungssituation 

österreichischer Universitäten im Zusammenhang mit dem Universitätsgesetz. Dafür 

wurde im Beratungsleitfaden auf den ersten Seiten die allgemeine Situation auf Basis der 

in den vorangegangenen Kapitel erläuterten Änderungen der Ansichtsweise der 

Finanzverwaltung zusammengefasst und dargestellt. 

 

1.2. Anwendung dieser Grundsätze auf die jeweilige Universität 

Nach einer grundlegenden Beschreibung wird die Besteuerung bei der betreffenden 

Universität im Speziellen erläutert. Hier werden bestimmte Einrichtungen von 

Universitäten, die Anwendung des Überwiegensgrundsatzes oder die Begründung von 

Betrieben gewerblicher Art beschrieben. 

 

1.3. Die geänderte Praxis der Finanzverwaltung in der Umsatzsteuer – Rz 268 UStR idF 

Wartungserlass 2014 und 2016 

Im nächsten Schritt des Schreibens wird auf die Änderung der Umsatzsteuerrichtlinien, 

die daher veränderte Besteuerung von Universitäten und deren Auswirkung eingegangen, 

um die Gründe für die Offenlegung klar hervorzuheben. 

 

1.4. hoheitliche Forschungsanstalten von Universitäten 

An dieser Stelle ist aus Gründen der Vorsicht zu erläutern wie die Forschungsanstalten 

von Universitäten steuerlich zu behandeln sind und warum die geänderte Praxis der 

Finanzverwaltung für Forschungsanstalten nicht von Bedeutung ist. Jede Tätigkeit, die 

mit der hoheitlichen Forschungsanstalt in funktionellem Zusammenhang steht, ist 

eindeutig dem Hoheitsbetrieb zuzuordnen. In diesem Fall greift auch das 

Trennungsprinzip der Rz 268 UStR nicht. Funktioneller Zusammenhang liegt immer dann 

 
162 Vgl. RABER & PARTNER GMBH (2019), div. Offenlegungsschreiben iZm umsatzsteuerlich relevanten 

Sachverhalten für die Veranlagungszeiträume 2015-2018. 
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vor, wenn die Tätigkeit mit der Forschungsanstalt personell, organisatorisch oder 

technisch verbunden ist. 

 

1.5. Folgen für die jeweilige Universität: Offenlegung aufgrund Rz 268 UStR idF 

Wartungserlass 2014 und 2016 

An dieser Stelle ist auszuführen, welche Auswirkungen die Änderung der 

Umsatzsteuerrichtlinien auf die jeweilige Universität hat und welche Zeiträume betroffen 

sind und daher offengelegt werden. 

 

1.6. Sonstige Offenlegungen außerhalb der Rz 268 

Falls im Zuge der Analyse der steuerlichen Beurteilung andere Sachverhalte bekannt 

wurden, können die jeweiligen Leistungen an dieser Stelle erläutert werden. 

  

2. Umfang der Offenlegung – Darlegung der Verfehlung 

 

2.1. Überblick offengelegte Sachverhalte (Tätigkeiten) 

In Teil 2 der Offenlegung soll konkret auf die Tätigkeiten eingegangen werden, indem 

unter 2.1 zunächst die von der Änderung der Rz 268 UStR betroffenen Tätigkeiten 

aufgezählt werden. Sollten im Zuge der Überprüfung der umsatzsteuerlichen Beurteilung 

diverser universitärer Tätigkeiten noch weitere Verfehlungen bekannt geworden sein, 

sollen die jeweiligen Sachverhalte an dieser Stelle ebenfalls genannt werden. 

 

2.2. Überblick über mitgeltende Anlagen zur Offenlegung 

Die im Zuge der Offenlegung beigefügten Anlagen, welche die berichtigten 

Umsatzsteuererklärungen und Beilagen wie Berechnungsblätter sowie eine Liste 

sämtlicher beteiligter Personen betrifft, werden an dieser Stelle erläutert. Außerdem ist für 

den Fall, dass die berichtigten Jahreserklärungen ebenfalls in elektronischer Form 

eingereicht werden, auf die elektronische Einreichung hinzuweisen. 

 

2.3. Berechnung der nacherklärten Umsatzsteuer 

Da sowohl aus rechtlichen als auch faktischen Umständen keine Weiterverrechnung der 

nacherklärten Umsatzsteuer auf die Leistungsempfänger mehr möglich ist, muss bei den 

offengelegten Sachverhalten von Bruttovereinbarungen ausgegangen werden, weshalb die 

Umsatzsteuer aus den nacherklärten Umsätzen grundsätzlich herauszurechnen ist. 
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2.4. Detailaufstellung der offengelegten Tätigkeiten und Umsätze 

An dieser Stelle ist die jeweilige betroffene Tätigkeit und deren steuerliche Änderung zu 

erläutern und die daraus resultierende Umsatzsteuer-Zahllast für sämtliche Jahre mittels 

einer Tabelle darzustellen. Für die steuerliche Beurteilung der jeweiligen Tätigkeiten 

sollen die Texte, die im Zuge der Analyse der steuerlichen Beurteilung der jeweiligen 

Tätigkeiten verfasst wurden, und welche in verkürzter Form im Leitfaden ebenfalls 

angeführt sind, herangezogen werden. Nachfolgend findet sich eine Vorlage für die im 

Schreiben zu verwendende Tabelle. Die nachträglich zu erklärenden Umsätze sind hier 

für die jeweilige Tätigkeit getrennt nach Jahren und den verschiedenen Steuersätzen 

aufzugliedern. Anschließend sind diese zu summieren und die anfallende Umsatzsteuer 

sowie etwaige Vorsteuern darzustellen. In der letzten Spalte sind die resultierende 

Zahllast oder ein möglicher Vorsteuerüberhang darzustellen. Für jede Tätigkeit ist eine 

eigene Detailaufstellung in Form dieser Tabelle ins Schreiben aufzunehmen. 

 

Bezeichnung der Tätigkeit (Beträge in EUR) 

Jahr 
Einnahmen 

10% 
Einnahmen 

13% 
Einnahmen 

20% 
Summe 

Einnahmen 
USt VSt 

USt-Zahllast/ 
VSt-Überhang 

2015        

2016        

2017        

2018        

Gesamt        

Tabelle 3: Detailaufstellung der offengelegten Tätigkeiten und Umsätze; 

Quelle: in Anlehnung an RABEL & PARTNER GMBH (2019), diverse Offenlegungsschreiben von umsatzsteuerlich 

relevanten Sachverhalten für die Veranlagungszeiträume 2015-2018. 

 

2.5. Detailaufstellung sonstige Offenlegungen außerhalb der Rz 268 

Falls im Zuge der Analyse der steuerlichen Beurteilung andere Sachverhalte bekannt 

wurden, werden die jeweiligen Detailbeschreibungen der steuerlichen Beurteilung sowie 

die Übersicht über die verkürzten Beträge an dieser Stelle aufgezeigt. Als Vorlage für die 

Darstellung der nachträglich zu erklärenden Steuern kann ebenfalls die obenstehende 

Tabelle verwendet werden. 

 

2.6. Übersicht Umsatzsteuer-Zahllasten aufgrund der Offenlegung 

Nach den separaten Detailaufstellungen für die jeweiligen Tätigkeiten, werden an dieser 

Stelle die im Rahmen der Offenlegung aufgrund der geänderten Umsatzsteuerrichtlinien 

für die Veranlagungszeiträume 2015 bis 2018 nachzuversteuernden Sachverhalte 

zusammengefasst. Die sich daraus ergebenden Umsatzsteuer-Zahllasten für die jeweiligen 
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Jahreserklärungen werden dargestellt. Hierbei sind für Offenlegungen im Zusammenhang 

mit der Änderung der Rz 268 UStR und sonstige Offenlegungen dementsprechend 

separate Tabellen zu verwenden. Die nachfolgende Tabelle stellt ein Beispiel für 

Offenlegungen aufgrund der Rz 268 UStR dar. In dieser Tabelle sind die Umsatzsteuer-

Zahllasten getrennt nach den jeweiligen Tätigkeiten und Jahren, sowie die Summen nach 

Jahren und Tätigkeiten darzustellen. Für weitere Offenlegungen außerhalb der 

Rz 268 UStR kann die Tabelle wieder entsprechend adaptiert werden. 

 

Umsatzsteuer-Zahllasten aufgrund Offenlegung Rz 268 UStR (Beträge in EUR) 

 2018 2017 2016 2015 Gesamt 

Offenlegung Rz 268 UStR      

Tätigkeit 1      

Tätigkeit 2      

Tätigkeit 3      

Tätigkeit 4      

Summe      

Tabelle 4: Überblick über die Umsatzsteuerzahllasten nach Tätigkeiten; 

Quelle: in Anlehnung an RABEL & PARTNER GMBH (2019), diverse Offenlegungsschreiben von 

umsatzsteuerlich relevanten Sachverhalten für die Veranlagungszeiträume 2015-2018. 

 

2.7. Schadenswiedergutmachung – Entrichtung der Umsatzsteuer-Zahllasten 

Die Berechnung der Gesamtzahllasten, welche den Betrag ausmachen, der zur 

Schadenswiedergutmachung zur Einzahlung gebracht werden muss, ist darzulegen. Für 

eine übersichtliche Darstellung kann die nachfolgende Tabelle herangezogen werden, in 

welcher die Gesamtzahllasten vor Offenlegung, die zusätzlich entstandenen Zahllasten 

sowie die neue Restschuld oder Gutschrift nach erfolgten Offenlegungen darzustellen 

sind. 

 

Berechnung Gesamtnachzahlungsbetrag 2015 bis 2018 (Beträge in EUR) 

Jahr 

Gesamtzahllasten 
laut bisher 

eingereichten 
Steuererklärungen 

zusätzliche 
Zahllasten durch 

Offenlegung 

Restschuld/Gutschrift 
nach Offenlegung 

2015    

2016    

2017    

2018    

Summe    
Tabelle 5: Übersicht Gesamtnachzahlungsbetrag im Rahmen der Offenlegung; 

Quelle: in Anlehnung an RABEL & PARTNER GMBH (2019), diverse Offenlegungsschreiben von 

umsatzsteuerlich relevanten Sachverhalten für die Veranlagungszeiträume 2015-2018. 
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3. Antrag auf Nichtfestsetzung von Säumniszuschlägen gemäß § 217 Abs 7 BAO 

Aufgrund der Tatsache, dass die Universität kein grobes Verschulden an der Versäumnis der 

Zahlungen trifft, ist im nächsten Schritt noch ein Antrag auf Nichtfestsetzung von 

Säumniszuschlägen im Sinne des § 217 Abs 7 Bundesabgabenordnung zu stellen. Das 

fehlende Vorliegen von grobem Verschulden ist damit zu begründen, dass die Universitäten 

von der steuerlichen Rechtsrichtigkeit ihres Verhaltens ausgegangen sind 

 

4. Anlagen: 

• sämtliche berichtigte Umsatzsteuererklärungen 

• Übersichten und Berechnungsblätter hinsichtlich der offengelegten Sachverhalte 

• Liste der beteiligten Personen 

 

Am Ende des Schreibens ist ein weiteres Mal auf die, auf elektronischem Weg eingereichten, 

Steuererklärungen zu verweisen und anzumerken, dass diese sowohl postalisch als auch 

elektronisch übermittelt wurden. 

 

Das Schreiben ist sodann umgehend an das jeweilige, für die Universität zuständige, Finanzamt 

zu übermitteln und die nacherklärten Umsatzsteuer-Zahllasten sind innerhalb einer Frist von einem 

Monat zur Einzahlung zu bringen.163 

 

4.3 Die bilanzielle Behandlung von Nachversteuerungen 

Da die Änderung der Randziffer 268 der Umsatzsteuerrichtlinien in den vergangenen Jahren zu 

einer Überprüfung der bisherigen Vorgangsweise bei der Besteuerung, und im Falle der bisherigen 

Beurteilung als nicht steuerbare Umsätze zu einer Offenlegung und nachträglichen Erklärung der 

Umsätze beim Finanzamt führte, stellte sich bei vielen Universitäten die Frage, wie etwaige 

Steuernachzahlungen in den Büchern der Universitäten erfasst werden müssen. Mit dieser Frage 

wurde auch die Steuerberatung konsultiert, weswegen die bilanzielle Behandlung von 

Nachversteuerungen ebenfalls in den Beratungsleitfaden aufzunehmen ist. 

 

 
163 S. § 29 Abs 2 Finanzstrafgesetz. 
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Dafür ist zunächst zu klären, welchen Rechnungslegungsvorschriften eine Universität unterliegt 

und ob die Vorschriften, die standardmäßig für österreichische Unternehmen anzuwenden sind, 

im Falle von österreichischen Universitäten ebenfalls Anwendung finden. 

 

Es stellt sich somit die Frage, ob Universitäten als Körperschaften öffentlichen Rechts überhaupt 

in den Anwendungsbereich des Dritten Buches des Unternehmensgesetzbuches (UGB) fallen. Der 

§ 343 Abs 1 UGB erwähnt ausdrücklich, dass juristische Personen öffentlichen Rechts 

beziehungsweise Körperschaften öffentlichen Rechts, Vorschriften über die 

unternehmensbezogenen Geschäfte auch anzuwenden haben. Die Ausnahmebestimmung des 

§ 189 Abs 3 UGB sieht aber vor, dass die Rechnungslegungsvorschriften des 

Unternehmensgesetzbuches dann nicht zur Anwendung kommen, wenn es autonome 

Rechnungslegungsvorschriften gibt, die in diesem Fall zur Anwendung gelangen. 

 

Im Fall von Universitäten gibt es die Verordnung der Bundesministerin für Bildung, Wissenschaft 

und Kultur über den Rechnungsabschluss der Universitäten (Univ.RechnungsabschlussVO). Der 

Anwendungsbereich des UGB auf juristische Personen des öffentlichen Rechts würde demnach 

nur auf das Vierte Buch, die unternehmensbezogenen Geschäfte, eingeschränkt bleiben. 

 

Die Rechnungslegung der öffentlichen Hand wird vom Gesetzgeber ausdrücklich als auch in den 

Anwendungsbereich der Ausnahmebestimmung fallende Rechnungslegungsbestimmung 

bezeichnet. Das bedeutet aber dennoch, dass Körperschaften öffentlichen Rechts, die selbst ein 

Unternehmen betreiben, nach Auffassung des Gesetzgebers in den Anwendungsbereich des 

Dritten Buches fallen müssen.164 

 

Für Universitäten ist gemäß § 16 Universitätsgesetz 2002 ausdrücklich die sinngemäße 

Anwendung des dritten Buches des österreichischen Unternehmensgesetzbuches vorgesehen, 

indem in § 16 zum Rechnungswesen und Berichtswesen von Universitäten Folgendes normiert ist: 

 

 
164 Vgl. RENNER/SCHLAGER/SCHWARZ (2008), S. 430ff. 
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Abbildung 7: § 16 Universitätsgesetz zu Rechnungswesen und Berichten von Universitäten 

 

Wie obenstehend in § 16 Abs 1 und 2 UG angeführt, ist für Universitäten das dritte Buch des 

Unternehmensgesetzbuches sinngemäß anzuwenden, um damit der Verpflichtung zur 

Rechnungslegung bei Wahrung der Vergleichbarkeit mit anderen Universitäten nachzukommen. 

Darüber hinaus hat der jeweilige Bundesminister beziehungsweise die jeweilige Bundesministerin 

aber durch Verordnung die erforderlichen Regelungen, Anpassungen und Ergänzungen für die 

Gliederung des Rechnungsabschlusses sowie die Bewertung von Vermögensgegenständen und 

Schulden und die einheitliche Anwendung der Grundsätze festzulegen, was durch die Verordnung 

der Bundesministerin für Bildung, Wissenschaft und Kultur über den Rechnungsabschluss der 

Universitäten umgesetzt wurde.  

 

Im Sinne der Univ.RechnungsabschlussVO, hat der Rechnungsabschluss von Universitäten aus 

einer Bilanz sowie einer Gewinn- und Verlustrechnung zu bestehen und wird außerdem durch 

Angaben und Erläuterungen erweitert. Der § 1 Abs 2 besagt außerdem, dass der 

Rechnungsabschluss ein möglichst getreues Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 

Universität zu vermitteln hat. Sollte dies aus besonderen Gründen nicht möglich sein, sind in den 

Angaben und Erläuterungen die jeweiligen erforderlichen zusätzlichen Angaben zu machen. Der 

§ 2 der Univ.RechnungsabschlussVO zeigt die von Universitäten einzuhaltende Gliederung der 

Bilanz, in der auch Rückstellungen ausgewiesen werden. Gesonderte Vorschriften zur Bildung 
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von Rückstellungen finden sich an dieser Stelle aber nicht, weswegen dafür auf das 

Unternehmensgesetzbuch zurückgegriffen werden muss. 

 

Rückstellungen sind sowohl nach den Grundsätzen des Vorsichtsprinzips als auch des 

Imparitätsprinzips in den jeweiligen Bilanzen der Universitäten zu berücksichtigen. Hier ergibt 

sich der Ansatz aus der Art und Höhe von übertragenen Verpflichtungen aber auch aus möglichen 

anderen Risiken und künftigen Belastungen.165 

 

Wie in § 196 Abs 1 Unternehmensgesetzbuch normiert, hat der Jahresabschluss sämtliche 

Vermögensgegenstände, Rückstellungen, Verbindlichkeiten Rechnungsabgrenzungsposten, 

Aufwendungen und Erträge zu enthalten. 

 

Dasselbe gilt auch für potenzielle Zahlungsverpflichtungen gegenüber dem Finanzamt, welche aus 

Steuernachzahlungen resultieren. Zu klären gilt hierbei allerdings noch, wie diese im Rahmen des 

Jahresabschlusses auszuweisen sind. Laut § 198 Abs 8 Unternehmensgesetzbuch gilt für 

Rückstellungen Folgendes:  

 

„Rückstellungen sind für ungewisse Verbindlichkeiten und für drohende Verluste aus 

schwebenden Geschäften zu bilden, die am Abschlussstichtag wahrscheinlich oder sicher, aber 

hinsichtlich ihrer Höhe oder des Zeitpunkts ihres Eintritts unbestimmt sind.“166 

 

Es zeigt sich somit, dass bereits dem zuständigen Finanzamt offengelegte und nacherklärte 

Sachverhalte aufgrund der Tatsache, dass diese noch nicht veranlagt wurden und daher weder 

hinsichtlich ihrer exakten Höhe noch des Zeitpunktes der Zahlungsverpflichtung als 

Rückstellungen zu bilanzieren sind. Vergleichend kann dazu auch die Bildung von Rückstellungen 

für Körperschaftsteuernachzahlungen im Rahmen des Jahresabschlusses herangezogen werden, 

welche auf Grundlage von § 198 Abs 8 UGB zu bilden ist. 

 

Im nächsten Schritt stellt sich die Frage, wie mit sogenannten in-eventu Offenlegungen, wie sie 

beispielsweise im Fall von Sponsoringumsätzen bei wissenschaftlichen Veranstaltungen 

vorkommen können umzugehen wäre. Bei dieser Form der Offenlegung ist nicht sicher ob der 

 
165 Vgl. WUNDSAM/WESENER//REINBACHER (2006), S. 84. 
166 § 198 Abs 8 Unternehmensgesetzbuch. 
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Sachverhalt tatsächlich der Umsatzsteuerpflicht unterliegt, aus Gründen der Vorsicht sollen diese 

Umsätze aber dennoch offengelegt werden. Da hier zusätzlich zu Höhe und Eintrittszeitpunkt auch 

das tatsächliche Vorliegen der Nachzahlungsverpflichtung nicht sicher ist, wird in diesem Fall auf 

Basis von § 237 Abs 1 UGB die Angabe einer potenziellen Verpflichtung im Rahmen einer 

Eventualverbindlichkeit unter der Bilanz beziehungsweise in den Erläuterungen ausreichend sein. 

 

Anders verhält es sich wiederum bei bereits offengelegten und vom Finanzamt veranlagten 

Sachverhalten, da hier die Verpflichtung zur Zahlung, der Zeitpunkt des Eintritts der Verpflichtung 

sowie die exakte Höhe bereits feststehen. In diesem Fall muss, wie in § 224 Abs 3 UGB 

vorgegeben, von der jeweiligen Universität jedenfalls eine Verbindlichkeit passiviert werden. 

Diese ist in Position C8 unter den sonstigen Verbindlichkeiten auszuweisen und mit einem 

Davonvermerk gesondert darzustellen. 

 

Zusammenfassend kann daher festgehalten werden, dass die bilanzielle Behandlung vom Status 

der Offenlegung zum Zeitpunkt des Bilanzstichtages abhängt. Es kann somit die nachfolgende 

Vorgehensweise betreffend die bilanzielle Behandlung von Nachversteuerungen aufgestellt 

werden, welche im Beratungsleitfaden ebenfalls dargestellt ist:  

 

• Wurde ein Sachverhalt bereits offengelegt und vom Finanzamt veranlagt stehen sowohl 

der Zeitpunkt als auch die Höhe der Zahlungsverpflichtung mit Sicherheit fest, hat die 

Bilanzierung als Verbindlichkeit im Sinne des § 224 Abs 3 UGB zu erfolgen. Diese ist in 

Position C8 unter den sonstigen Verbindlichkeiten auszuweisen und mit einem 

Davonvermerk gesondert darzustellen. 

 

• Wurde ein Sachverhalt bereits offengelegt, aber zum Zeitpunkt des Jahresabschlusses noch 

nicht vom Finanzamt anerkannt und veranlagt stehen exakter Zeitpunkt und exakte Höhe 

der Zahlungsverpflichtung noch nicht mit Sicherheit fest, weshalb eine Rückstellung im 

Sinne des § 198 Abs 8 UGB zu bilden sein wird. 

 

• Ist bei einem Sachverhalt zusätzlich zum Eintrittszeitpunkt und der exakten Höhe auch das 

tatsächliche Vorliegen einer Zahlungsverpflichtung nicht sicher, da ein Sachverhalt in-

eventu offengelegt wurde, wird der Vermerk im Rahmen einer Eventualverbindlichkeit im 

Sinne des § 237 Abs 1 UGB unter der Bilanz ausreichend sein. 
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5 Resümee und Ausblick 

Ziel dieser Arbeit ist es, für die Rabel & Partner GmbH einen Leitfaden zu konzeptionieren, mit 

dessen Hilfe der Beratungsaufwand bei der umsatzsteuerlichen Beratung von Universitäten 

reduziert werden kann. Durch den Leitfaden soll in der Steuerberatung eine einheitliche Basis für 

die Vorgehensweise bei der Beratung geschaffen werden.  

 

Der Bedarf der Konzeptionierung eines solchen Leitfadens ergab sich für den Kooperationspartner 

insbesondere aufgrund einer Änderung der Umsatzsteuerrichtlinien 2000, durch welche sich die 

bisherige Vorgehensweise bei der Trennung zwischen hoheitlichen, steuerlich unbeachtlichen 

Sachverhalten und privatwirtschaftlichen und damit steuerlich relevanten Tätigkeiten im Bereich 

der Umsatzsteuer maßgeblich geändert hat. Dies führte bei österreichischen Universitäten zu 

erheblichen Änderungen in der bisherigen Vorgehensweise der steuerlichen Beurteilung von 

universitären Tätigkeiten. Umsätze mussten auf mehrere Jahre zurück überprüft und 

gegebenenfalls nacherklärt werden. Insbesondere bei Universitäten stellt sich diese Überprüfung 

aufgrund der Vielfalt an unterschiedlichsten Tätigkeiten als sehr umfangreich dar, weswegen auch 

in der Steuerberatung der Einsatz von erheblichen Personal- und Zeitressourcen notwendig ist. 

 

Um einen solchen Leitfaden für die umsatzsteuerliche Beratung von Universitäten konzipieren zu 

können, wurden im ersten Teil dieser Arbeit die Grundlagen betreffend die Besteuerung von 

Universitäten analysiert. Hierbei wurde zunächst geklärt in welcher Rechtsform österreichische 

Universitäten auftreten und wo die Besteuerung der österreichischen Universitäten geregelt ist.  

 

Als juristische Personen öffentlichen Rechts beziehungsweise Körperschaften öffentlichen Rechts 

treten die österreichischen Universitäten nach außen hin auf. Ausgangspunkt für die Besteuerung 

der ist nicht das Universitätsgesetz, sondern das Körperschaftsteuerrecht. Es definiert die 

grundlegende Unterscheidung der für Körperschaften öffentlichen Rechts zur Anwendung 

kommenden Rechtsinstitute des Betriebes gewerblicher Art und des Hoheitsbetriebes. 
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Im Bereich der Körperschaftsteuer werden die Körperschaften öffentlichen Rechts nur bei der 

Begründung eines Betriebes gewerblicher Art der unbeschränkten Steuerpflicht unterworfen. Der 

Betrieb gewerblicher Art grenzt als Rechtsinstitut den unbeschränkt steuerpflichtigen 

betrieblichen Bereich einer Körperschaft öffentlichen Rechts von ihrem außerbetrieblichen 

Bereich eindeutig und nach außen hin sichtbar ab. Im Zuge dieses Kapitels werden daher die im 

Körperschaftsteuerrecht erläuterten Kriterien für das Vorliegen eines Betriebes gewerblicher Art 

erläutert, um abzuklären was in der allgemeinen Praxis darunter zu verstehen ist. 

 

Nach Klärung der körperschaftsteuerrechtlichen Grundlagen, wird im Zuge der Arbeit auf die 

Bestimmungen des Umsatzsteuergesetzes eingegangen. Dieses greift den im 

Körperschaftsteuerrecht definierten Begriff des Betriebes gewerblicher Art auf, indem die 

Bestimmungen des Umsatzsteuergesetzes direkt auf das Körperschaftsteuergesetz verweisen.  

 

Der Hoheitsbereich von Universitäten unterliegt nach österreichischem Recht nicht der 

Umsatzsteuer. Die Universitäten sind grundsätzlich im Rahmen ihrer Betriebe gewerblicher Art 

gemäß § 2 Abs 3 UStG Subjekt der Umsatzsteuer. Die Vorgaben des europäischen 

Mehrwertsteuerrechts sind aufgrund des Anwendungsvorrangs aber ebenfalls zu beachten. Sie 

können sich in Bezug auf die Besteuerung von Körperschaften öffentlichen Rechts von der 

österreichischen Rechtslage teilweise unterscheiden. 

 

Bis zur Änderung der Umsatzsteuerrichtlinien vertrat die Finanzverwaltung die Ansicht, dass nur 

das Vorliegen eines Betriebes gewerblicher Art im Sinne des § 2 Abs 1 Körperschaftsteuergesetz 

die Grundlage für die Steuerbarkeit von Tätigkeiten von Körperschaften öffentlichen Rechts im 

Umsatzsteuerrecht darstellt. Diese Ansicht wich von jener der Europäischen Union ab, weswegen 

nationales und internationales Recht im Widerspruch standen. 

 

Durch einen Wartungserlass der Umsatzsteuerrichtlinien hat sich die im Bereich der Umsatzsteuer 

bisher vertretene Meinung, dass Universitäten nur im Rahmen ihrer Betriebe gewerblicher Art der 

Umsatzsteuer unterliegen, grundlegend geändert. Aus der geänderten Rz 268 der 

Umsatzsatzsteuerrichtlinien kann abgeleitet werden, dass nach der Ansicht des 

Bundesfinanzministeriums bei körperschaftsteuerrechtlichen Mischbetrieben im Bereich der 

Umsatzsteuer, bei Vorliegen von sachlichen Trennungsmöglichkeiten, die hoheitlichen 

Tätigkeiten aus dem Unternehmensbereich der Körperschaft öffentlichen Rechts auszuscheiden 
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sind. Liegt eine sachliche Trennbarkeit der verschiedenen Tätigkeitsbereiche vor, muss somit seit 

dieser Anpassung in jedem Fall eine Trennung zwischen dem nichtwirtschaftlichen Hoheitsbereich 

und den wirtschaftlichen – und somit umsatzsteuerbaren – Bereich erfolgen. 

 

Aufgrund dieser Änderung und der damit verbundenen Einführung des sachlichen 

Trennungsprinzips wurde der Unternehmensbereich von Körperschaften öffentlichen Rechts 

erweitert. Es ist daher notwendig sämtliche, bisher dem Hoheitsbereich zugeordnete Tätigkeiten, 

erneut in Hinblick auf Ihre Steuerbarkeit zu überprüfen. 

 

Im nächsten Schritt der Arbeit werden daher sämtliche, bei österreichischen Universitäten 

typischerweise auftretenden Tätigkeiten hinsichtlich ihrer steuerlichen Beurteilung analysiert um 

feststellen zu können, bei welchen Tätigkeiten potenzieller Beratungsbedarf besteht und die 

Beurteilung in weiterer Folge in den Beratungsleitfaden aufnehmen zu können. Bei der Auswahl 

der Tätigkeiten wurde darauf geachtet, neben den klassischen von Universitäten erbrachten 

Leistungen, auch Leistungen aufzunehmen, die beispielsweise im Speziellen medizinische 

Universitäten oder Kunstuniversitäten betreffen. Nachdem die klassischen, im Universitätsgesetz 

normierten Tätigkeiten wie Lehre und Forschung eindeutig dem Hoheitsbereich zuzuordnende 

Tätigkeiten darstellen, liegt der Fokus der im Rahmen des Beratungsleitfadens abzuhandelnden 

Sachverhalte bei den sonstigen Tätigkeiten von Universitäten.  

 

Um feststellen zu können, welche Tätigkeiten am häufigsten von den österreichischen 

Universitäten erbracht werden, wurde eine Analyse auf Basis von bereits vom Kooperationspartner 

betreuten Universitäten durchgeführt. Hierbei wurde darauf geachtet, dass Universitäten mit 

unterschiedlichen Schwerpunkten betrachtet werden, um wiederum Aussagekraft für sämtliche 

österreichische Universitäten zu erreichen. 

 

Auf Basis dieser Erhebung ergab sich, dass Universitäten unter anderem häufig Vermietungs- und 

Verpachtungsleistungen erbringen. Es wurde darauf geachtet auch spezielle, von Universitäten 

erbrachte Vermietungsleistungen wie etwa die Vermietung von Gastronomieflächen für eine 

Cafeteria, die Vermietung von Parkplätzen an Mitarbeiter oder die Vermietung von Standplätzen 

für Getränkeautomaten aufzunehmen. 
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Neben den Vermietungsleistungen wurden außerdem Tätigkeiten wie die Durchführung von 

diversen Veranstaltungen oder das Betreiben von Kindergärten und Copy Shops analysiert.  

Ein besonderer Fokus wurde, auf Wunsch des Kooperationspartners auf Werbe- und 

Sponsoringleistungen gelegt, für welche, neben der Analyse im Zuge der steuerlichen Beurteilung 

der sonstigen Leistungen, auch ein eigenes Prüfschema entwickelt wurde. Im Zuge dieses 

Zusatzkapitels konnte geklärt werden, unter welchen Voraussetzungen Sponsoringleistungen im 

Rahmen wissenschaftlicher Veranstaltungen dem nichtsteuerbaren Hoheitsbereich zuzuordnen 

sind. 

 

Nach der Analyse der steuerlichen Behandlung der verschiedensten universitären Tätigkeiten, 

wird im nächsten Teil der Arbeit auf die Beratungsinhalte und auf die wesentlichen Inhalte des 

Leitfadens eingegangen. Im Zuge dieses Kapitels wird zunächst noch einmal im Detail auf die 

Änderung der Auffassung der Finanzverwaltung eingegangen, um für die Beratung eindeutig 

festzustellen, welche konkreten Änderungen die Einführung des Trennungsprinzips tatsächlich mit 

sich bringt und ab wann diese schlagend wird. 

 

Es konnte festgestellt werden, dass sämtliche Umsätze, die Veranlagungszeiträume bis zum Jahr 

2015 betreffen, rückwirkend überprüft und gegebenenfalls nacherklärt werden müssen. Für die 

Durchführung der Offenlegung, müssen die von der jeweiligen zu beratenden österreichischen 

Universität erbrachten Leistungen zunächst erhoben werden. Um dies für die Steuerberatung zu 

vereinfachen, wurde eine Fragenliste konzipiert, die von den zuständigen Personen im 

Rechnungswesen der Universität oder gemeinsam mit der Steuerberatung ausgefüllt werden kann. 

Mit Hilfe dieser Liste ist es möglich einheitlich sämtliche Tätigkeiten, sowie deren bisherige 

steuerliche Behandlung und deren Erfassung im Rechnungswesen zu erheben.  

 

Im nächsten Schritt wird konkret auf die Vorgehensweise im Zuge der Offenlegungen 

eingegangen. An dieser Stelle wird ein konkretes Schema für die Offenlegungsschreiben 

entworfen, welches neben der exakten Reihenfolge im Schreiben auch Vorlagetabellen für die 

Darstellung der zu erklärenden Umsätze enthält. Im Beratungsleitfaden finden sich im Rahmen 

der steuerlichen Beurteilung der jeweiligen Tätigkeiten bereits allgemeine Vorlagetexte, welche 

für die Erläuterung im Offenlegungsschreiben herangezogen werden können. Die Berechnung der 

Umsatzsteuer-Zahllasten wird an dieser Stelle der Arbeit für die Aufnahme in den Leitfaden 

ebenso erläutert wie die Schadenswiedergutmachung, die notwendige Aufnahme der 

elektronischen Einreichung berichtigter Erklärungen und die dem Schreiben anzufügenden 
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Anlagen. Außerdem wird festgehalten, dass im Zuge des Schreibens ein Antrag auf 

Nichtfestsetzung von Säumniszuschlägen zu stellen ist, da die jeweilige Universität aufgrund der 

Tatsache, dass diese von der steuerlichen Rechtsrichtigkeit ihres Verhaltens ausgegangen ist kein 

grobes Verschulden trifft.  

 

Das Kapitel zu den wesentlichen Beratungsinhalten für die Konzeptionierung des 

Beratungsleitfadens schließt mit einer Analyse der bilanziellen Behandlung von 

Steuernachzahlungen, welche aus den zuvor erläuterten Offenlegungen resultieren können. Hier 

wurde auf Basis der Sicherheit der Höhe der Nachzahlungen und des Eintrittszeitpunktes definiert, 

wie diese in den Abschlüssen der Universitäten zu berücksichtigen sind. 

 

Da beim Kooperationspartner bisher bei jeder betreuten Universität die Erhebung der Tätigkeiten, 

deren steuerliche Zuordnung sowie die Erstellung der Offenlegung von Neuem und ohne 

Hilfestellungen erstellt werden musste, kann der erhebliche zeitliche Aufwand durch den 

konzeptionierten Leitfaden verringert werden. Es besteht nun die Möglichkeit die Tätigkeiten bei 

den Universitäten mithilfe der Fragenliste gezielt zu überprüfen und die umsatzsteuerliche 

Behandlung der Tätigkeit im Leitfaden nachzuschlagen, um etwaigen Anpassungsbedarfs in der 

bisherigen steuerlichen Behandlung einfach zu erkennen. Im Leitfaden finden sich außerdem 

Prüfschemen, die die steuerliche Einordnung zusätzlich vereinfachen sollen. Für den Fall, dass für 

Tätigkeiten Nacherklärungen notwendig sein sollten, kann auf das Schema und die Erläuterungen 

zum Offenlegungsschreiben mit diversen Vorlagetabellen zurückgegriffen werden.  

 

Um bei den Universitäten auch weiterhin die richtige steuerliche Beurteilung gewährleisten zu 

können, wird empfohlen die konzeptionierte Fragenliste nicht nur im Rahmen der Erstberatung, 

sondern auch darüber hinaus in regelmäßigen Abständen gemeinsam mit den verantwortlichen 

Personen bei der Universität durchzugehen.  

 

An dieser Stelle ist außerdem zu erwähnen, dass die steuerliche Beurteilung der universitären 

Tätigkeiten im Rahmen des Leitfadens für die umsatzsteuerliche Beratung von Universitäten 

selbstverständlich nur eine Momentaufnahme der aktuellen Rechtslage darstellt. Für eine 

fortwährende Aktualität des Leitfadens ist dieser regelmäßig an Änderungen der Gesetzeslage 

anzupassen und zu adaptieren. 
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